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Einleitung. 

Der moderne Rechtsstaat hat, ganz allgemein gesprochen, 
den Zweck, ein geordnetes Zusammenleben seiner Angehörigen 
zu ermöglichen. Diesem Zwecke sucht er auf die verschieden- 
ai'tigste Weise gerecht zu werden. Der Rechtspflege fällt 
ein grosser Teil dieser Aufgabe zu. Sie selbst gliedert sich 
wieder in verschiedene Zweige. Die Polizei hat im Verwal- 
tungsreehte die Aufgabe, drohenden Schäden gegen die öftent- 
liehe Sicherheit zu wehren. Die Funktionen der Sicherheits- 
polizei sind gerichtet z. B. gegen Brand katastrophen und Epi- 
demien, gegen drohende Naturereignisse usw. Allein mit diesen 
mehr technischen Vorkehrungen haben wir es hier nicht zu 
tun, sondern nur mit solchen Massnahmen der Verwaltungs- 
behörde, die sich einmal gegen Menschen richten, und sodann 
unter diesen wieder gegen eine bestimmte Klasse, nämlich die- 
jenigen, die der öffentlichen Sicherhpit und Ordnung gefährlich 
sind, oder es aller Wahrscheinlichkeit nach werden. 

Dies ist die Abgrenzung unserer Aufgabe mit Bezug auf 
die Personen, auf welche die s. M. Anwendung finden sollen. 
Und nun bezüglich der s. M. selbst. Nicht jede beliebige vor- 
sorgliche Tätigkeit der Polizei, die den Zweck hat, den ge- 
schilderten Individuen gegenüber für Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung besorgt zu sein, soll hier besprochen wer- 
den, sondern bloss diejenigen unter ihnen, welche bestehen in 
einer Einwirkung auf die Persönlichkeit durch Freiheitsberau- 
bung, also in dem Gewände auftreten, in welchem man die 
Strafe zu sehen gewohnt ist. Hingegen werden dann diese 
Sicherungsvorkehrungen alle in den Kreis der Untersuchung 
hineingezogen werden, ob sie sieh nun richten mögen gegen 
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Zurechnungsfähige, Unzurechnungsfähige oder Vermindertzu- 
rechnungsfähige. 

Die Untersuchung der s. M, im Strafrecht wird sich eben- 
falls beschränken auf diejenigen unter ihnen, die eine Freiheita- 
entziehung darstellen, also auf die Versorgung in einer Heit- 
und Pflegeanstalt nach Art. 17 des E., die Einweisung in eine 
Trinkerheilanstalt nach Art. 35, die Internierung in einer Ar- 
beitsanstalt nach Art. 31, und endlich die Unterbringung viel- 
fach Rückfälliger in einer Verwahranstalt nach Art. 29 u. ÜO. 

Es scheiden daher aus: die Friedenabürgschaft, das Be- 
rufsverbot, die Einstellung in den bürgerlichen Ehren oder in 
den Elternrechten und die Einziehung. Und zwar enipfieliit 
sich ihre Ausschaltung aus zwei Gründen: Einmal in theore- 
tischer Hinsicht. Massnahmen, wie Friedenabürgschaft und 
andere, werden wohl besser unter den Begründer Nebenstrafen 
zusammengefasst, denn s. M. im eigentlichen Sinne sollen die 
Gesellschaft schützen vor gefährlichen Individuen. Alier Schutz 
aber, der nicht in einer Freiheitsentziehung den gefährlichen ■ 
Menschen gegenüber besteht, ist unvollkommen, und es ver- 
dient eine Massregel, welche keinen ausreichenden Schutz ge- 
währt, auch nicht die Bezeichnung sichernde Massnahme, 
denn dann stehen wir doch viel eher vor einem Sicherungs- 
versuch, als vor einer s. M., d. h. einer Massnahme, welche 
sichert. 

Es ist deshalb speziell nicht richtig, wenn man die Frie- 
densbürgschaft als eine „s. M. par exellence" bezeichnet hat. 
Ihr Wert ist übrigens vielfach bestritten, deshalb auch der 
Sicherungserfolg kein verbürgter. Es ist vielmehr eine straf- 
rechtliche cautio damni infecti, mit der Wirkung einer ver- 
stärkten Strafandrohung; aber bestimmt sichernd ist sie so 
wenig, wie die andern erwähnten Massregeln '). 



') lieber die „Friedens bUrgsphaft" vergl. die Monographie 
Chiei-linger, 1877. 
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Sodann scheidet die zweite Kategorie der s. M. aus, weil 
der Zweck dieser Arbeit dahiu geht, nur diejenigen s. M. dar- 
zustellen, welche auf die Individualität des Täters Bezug haben, 
also eine besondere individuelle Behandlung des Verbrechers 
anstreben, während demgegenüber die Einziehung, das Berufs- 
verbot usw. ganz allgemein aufgestellte Sätze enthalten, die 
Jedem Täter gegenüber zur Anwendung gelangen können. 

Die durch diese Abgrenzung gewonnenen s. M. bilden 
nun die Grundlage, von der in der vorliegenden Untersuchung 
auszugehen sein wird. 

Der Schweiz, Gesetzgeber hat durch die Aufnahme der 
s. M. in ein Schweiz. Str. G. B. einen legislatorischen Versuch 
gemacht, ohne sich hierbei an irgendwelche Vorbilder an- 
lehnen zu können. Mit welchem Erfolge? 

Neuerungen gelingen selten schon auf den ersten Wurf. 
Es ist deshalb wohl begreiflich, dass sich die Autoritäten des 
LStrafrechts nicht alle in Einstimmigkeit begegnen bezüglich 
der Wertung dieser neuen Massregeln. Die vorliegende Ar- 
beit erhebt nun keineswegs den Anspruch, diesen Widerstreit 
der Meinungen plötzlich zu beseitigen; sie stellt vielmehr nur 
einen Versuch dar, das Gemisch der vielen erhobenen Fragen 
etwas zu konzentrieren, und auf diese Weise etwas abklilrend 
zu wirken. 

Es ist ein altes, neuerdings besonders stark betontes Po- 
stulat, dass der Strafrichter nicht nur den objektiven Tatbe- 
stand des Verbrechens, sondern auch die subjektiven Momente 
des Verbrechers in Berücksichtigung zu ziehen habe. Zu ver- 
schiedenen Zeiten sind auch verschiedene Vorschläge für diese 
Individualisierung der Strafe gemacht worden M. Besonderes 



') Sehr viel Interessantes bietet die Begründung der Prav entions- 
theurie von Grolman, in dem für seine Zeit hochbedeutsamen Werke: 
pUeber die Begründung des Strafrechts und der Strafgesetzgebuiig'' . 
Giessen 1799. Das Büchlein verdiente auch heute noch eine gWJssere 
Beachtung. 
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Interesse wird gegenwärtig der strafrechtlichen Behandlung 
derjenigen Klasse von Verbrechern zugewendet, bei denen die 
Strafe entweder gar keine oder nicht die erhoffte und gewohnte 
Wirkung zeigt. 

Die s. M. habeii sich entwickelt aus Sicherungsvorkeh- 
rungen gegenüber verbrecherischen Unzurechnungsfähigen . 
Noch aber sind die hieraus sich ergebenden Fragen nicht alle 
gelöst. So ist z. B. heute noch vielfach umstritten, wo und 
wie geisteskranke Verbrecher unterzubringen seien. 

Die Hauptschwierigkeit aber bieten die Uebergangsfälle. 
Wohin sollen diejenigen gebracht werden, die durch ein an- 
tisoziales Verhalten die Interessen der Gesellschaft verletzt 
, haben, die aber vermöge ihres geistigen Zustande» eine andere 
Behandlung verlangen, als die grosse Masse der vollzurech- 
nungsfähigen Verbrecher? Hier kann es sich doch nicht 
mehr, oder doch nur in kleinerem Masse, um die Vergeltung 
einer Willensschuld handeln, während aber die Sicherheit der 
Rechtsordnung und des gesellschaftlichen Friedens auch hier, 
manchesmal in sehr hohem Grade, einen Schutz vor sozial 
gefährlichen Individuen verlangt. Wie kann die in diesen 
Fällen im Interesse der Gesamtheit gebotene Sicherung erzielt 
werden ? Gehören beschränktzurechnungsfähige Verbrecher 
in die Strafanstalt, eventuell mit milderer und kürzerer Strafe, 
oder sind sie direkt in Irrenanstalten einzuweisen, oder wird 
man ihrem Wesen und auch dem Zweck der Strafe vielleicht 
am ehesten dadurch gerecht, dass man sie als Verbrecher 
sui generis behandelt und eigene Anstalten für sie errichtet '? 
In allen diesen Fällen, wo der öicherungszweck der Strafe 
und der Vergeltungsgedanke für die begangene Untat sich zu 
widerstreiten scheinen, bilden da vielleicht die s. M. eine 
ausreichende Lösung? Welches ist der Charakter der s. 51., 
dieser Kompromissraassregel zwischen Sicherungsgedanke und 
Vergeltun^idee ? Erleidet diese Massregel, die eigentlich dem 
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Verwaltuagsrechte entnommen ist, durch ihre Uebertragung 
in das StrafVecht eine grundlegende rechtliche Veränderung? 

Dem schweizerischen Strafgeaetzgeber steht eine grosse 
und schwere, aber dankbare Aufgabe bevor. Möge ihre Lö- 
sung sowohl die Erwartungen der Praktiker, wie die Forde- 
rungen der Theoretiker befriedigen! 

„11 y a comme une nouvelle construction ä faire du droit 
penal; ä chacun d'apporter sa pierre" '). — Diese Arbeit soll 
ein solcher Baustein sein. 



') Saleillefi, rindividualisation de )a peine, pag. : 
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Die psychologischen (bezw. psychiatrischen) Grundbegriffe. 

Wie wir später sehen werden '), sind die Personen, auf 
welche die s. M. zur Anwendung gelangen, in der Regel un- 
zurechnungsfähig oder vermindertzurechnungsfähig. Die s. M. 
werden im Strafrecht meist erst dann von Bedeutung, wenn 
es sich darum handelt, zu individualisieren, also hauptsächlich, 
wenn die Zurechnungsfähigkeit des Täters in Frage steht, sei 
es, dass sie mehr oder weniger vermindert oder ganz aufge- 
hoben ist. Deshalb muss der eigentlichen Besprechung der 
s. M, eine Auseinandersetzung über die psychologischen tiruud- 
begritfe vorausgehen, denn von unserer Stellungnahme zu For- 
mulierung und Inhalt der Begriffe Unzurechnungsfähigkeit und 
verminderte Zurechnungsfähigkeit wird die weitere Behandlung 
abhangen. 

I. Unzurechnungsf^hifikeit. 

„Zurechnungsfähig ist jeder geistig reife und gesunde, 
mithin normal bestimmbare Mensch bei ungetrübtem Bewusst- 
sein" '1. Djis Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit wird, 
wo keine besonderen Zweifel sieh erheben, ihimer bejaht und 
stillschweigend vorausgesetzt. Der Gesetzgeber braucht sieh 
also mit dieser Frage nicht zu beschäftigen, vielmehr erhält 
für ihn die Zurechnungsfähigkeit erst dann eine Bedeutung, 
wenn sie angezweifelt oder bestritten wird. Dann aber ist es 
viel vorteilhafter, die Unzurechnungsfähigkeit zu bestimmen, 

■) II. Teil, p. 23 f. 

') von Liszt, Lehrb. p. Ul. 
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d. h. diejenige Abweichung vom Normalen, die gegeben sein 
muss, um die in der Kegel vorhandene Zurechnungsfähigkeit 
in diesem Falle auszusch Hessen. Die Unzurechnungsfähigkeit 
ist die Ausnahme, die Zurechnungstähiglieit die Regel. Nun 
ist doch gewiss einleuchtend, dass es zweckdienlicher ist, 
dem Richter Verhaltungsmassregeln und Anleitung zu geben 
für die Behandlung der Ausnahme, als Vorschriften aufzu- 
stellen für die Regel, Vorschriften, deren er in den weitaus 
meisten Fällen gar nicht bedarf! Mit Recht wurde darum 
z. B, im schweizer. Entwurf der Vorschlag Greteners, deu 
Begriff der Zureehnungsfähigkeit positiv zu bestimmen, nicht 
angenommen. 

Der Entwurf hatte in seiner ersten Fassung eine Begriffs- 
bestimmung der Unzurechimngsfähigkeit aufgenommen, die die 
einstimmige Billigung aller schweizerischen Irrenärzte er- 
halten hatte. Der Art. 8 lautete: „Wer zur Zeit der Tat geistes- 
krank oder blödsinnig oder bewusstlos war, ist nicht strafbar". 
Dies wurde sowohl in der ersten als in der zweiten Lesung 
von der Experten-Kommission gutgeheissen, jedoch in einer 
Sitzung vom Jahre 1902 wieder abgeändert. Jetzt heisst es: 
„Wer zur Zeit der Tat ausser Stande war, vernunftgemäss zu 
handeln, wer insbesondere zur Zeit der Tat in seiner geistigen 
Gesundheit oder in seinem Bewusstsein in hohem Grade gestört 
war, ist nicht strafbar". Gegen die erste Definition wurde 
namentlich eingewendet, sie liefere alles aus an die Mediziner. 
Nun sei es aber doch letztinstanzlich der Richter, der über 
die Frage zu entscheiden habe, deshalb müssten ihm bestimmte 
Kriterien angegeben werden, an die er sich halten könne. 
!*> dürfe die Deftnition der Unzurechnungsfähigkeit nicht auf- 
gehen in einer Aufzählung der die Zureehnungsfähigkeit aus- 
schliessenden Zustände, deren Feststellung dann doch rein ins 
Gebiet der Psychiiatrie falle. 

Besonders Gretener bekämptte diese Definition von 
Anfang an. Die .".eue Begriffsbestimmung aber, wie wir ve. 
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jetat in Art. 16 des Entwurfes haben, ist gegenüber dem frü- 
heren Art. 8 entschieden kein FortBchritt, sondern ein Rück- 
schritt. 

Mit Unrecht wurde behauptet, dass eine erschöpfende 
Aufzählung der die Zurechnungsfähigkeit aussehiiessenden Zu- 
stände unmöglich sei. 

Die erste Definition der Unzurechnungsfähigkeit scheint 
mir aber vor allem dadurch vor der zweiten den Vorzug zu 
verdienen, dass sie die Frage der Willensfreiheit endgültig 
bei ?eite schafft, während gerade der Ausdruck „Vernunft- 
gemäss" hinwiederun;i geeignet ist, die alte Streitfrage, wieder 
aufzurollen. Was heisst denn übrigens „vernunftgemäss"? 
Was für eine Vernunft soll den Masstab hierzu abgeben? Der 
Idiot, der einen tötet, um ihm sein Ohrgehänge wegzunehmen, 
handelt von seinem Standpunkte aus vollkommen vernunftge- 
mäss. Soll etwa die „absolute Vernunft" oder die Vernunft 
des Volkes ausschlaggebend sein? Hiergegen wurde mit Recht 
eingewendet, von diesem Standpunkte aus sei jedes Verbrechen 
nicht vernunftgemäss. Es fragt sich also; hätte der Mensch 
vernunftgemäss handeln können? Was unversch leiert so viel 
heisst als: besass er Willensfreiheit? Weit annehmbarer als 
die gegenwärtige Fassung schiene mir noch die Definition des 
Zürcher, Strafgesetzbuches, welches in § 44 bestimmt: „Die 
Strafbarkeit einer Handlung ist ausgeschlossen, wenn die Gei- 
stestätigkeit des Handelnden zur Zeit der Begehung der Tat 
in dem Masse gestört war, dass er die Fähigkeit der Selbst- 
bestimmung oder die zur Erkenntnis der Strafbarkeit der Tat 
erforderliche Urteilskraft nicht besass". 

Die Hauptsache ist schliesslich, dass keine Unzurechnungs- 
fähigen verurteilt werden, dass dabei aber auch weder der 
Richter noch der Psychiater gezwungen werden, abgelehnte 
metaphysische Glaubenssätze anzuwenden. 

Es ist mir kein modernes Strafrecht bekannt, das nicht 
auf irgend eine Weise dem Zustande der Unzurechnungsfähig- 
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keit Rechnung trüge, wenn auch die Formulierung der gesetz- 
lichen Norm je nach den Gesetzgebungen sehr verschieden ist, 

II. Die verminderte Zurechnungeföliigkeit. 

Nicht so verhält es sich mit der Frage der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit. Fehlt doch z. B. im deutsehen Sti-aF' 
gesetzbuch jede Bestimmung hierüber! Es ist dies von Bedeu- 
tung, weil eine solche Bestimmung absichthch und auf Grund 
gemachter Erwägungen hier nicht aufgenommen wurde. Der 
schweb. Entwurf hat die verminderte Zureehnungsfähigkeit 
aufgenommen. Mit Recht? 

Die Frage^ ob die verminderte Zurechnungsfähigkeit in 
die Gesetzgebung aufgenommen werden mOsse, bildet eine 
Grundfrage der vorliegenden Aufgabe; es ist daher wohl ohne 
Weiteres gerechtfertigt, wenn wir hierbei etwas näher auf die 
Sache eingehen. 

Die geschichtliche Entwicklung der Frage der geminderten 
Zurechnungsfähigkeit im deutschen Strafgesetzbuch gibt sehr 
schön und vollständig A. Hoc he in seinem Handbuch der ge- 
richtlichen Psychiatrie wieder '). An dieser Stelle soll bloss auf 
das Wichtigste verwiesen werden. 

Im Entwurf zum deutschen Strafgesetzbuch war eine Be- 
stimmung über verminderte Zurechnungsfähigkeit vorhanden, 
die dann aber später vom Bundesrate gestrichen wurde. Die Be- 
gründung hiefür finden wir in der Rede des Berichterstatters 
an den Reichstag, des Generalstaatsanwaltes Dr. Schwarze *). 
Er versicherte, dass „die Frage, ob eine Bestimmung über die 
verminderte Zurechnungsfähigkeit unter die Gründe der Straf- 
ausschliessung, bezw. Strafmilderung angenommen werden 
sollte, in der Kommission, welche von dem Bundesrate nieder- 



') A. Ho che, Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie. 
*) Stenographische Berichte des Beichftngs des noi-ddeutschei 
Blinde» 1870, 1. Band, p. 2%). 
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gesetzt wurde, die lebhafteste und eingehendste Erörterung 
gefunden hat, dass aber die Majorität der Kommission sieh 
davon überzeugte, dass es nicht zweckmässig sein möchte, 
mit dieser, doch immer zweifelhaften Bestimmung vorzugehen, 
zumal da die mildernden Umstände, welche in sehr weiter 
Ausdehnung in dem revidierten Entwürfe Berücksichtigung ge- 
funden haben, das praktische Bedürfnis, welches jener Be- 
stimmung, die vorgeschlagen worden ist, unverkennbar unter- 
liegt, in der Hauptsache erledigen". Sonderbarerweise blieben 
diese Worte im Reichstag ohne Widerspruch, und so wurde 
im deutschen Strafgesetzbuch die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit ersetzt durch die mildernden Umstände. Zwar findet 
sich nicht etwa, wie im französischen Rechte, eine generelle 
Bestimmung über mildernde Umstände, der deutsche Gesetz- 
geber hat sich vielmehr begnügt in den einzelnen Fällen 
mildernde Umstände zuzulassen. Ganz abgesehen aun von 
der Frage, ob überhaupt mildernde Umstände einen genügen- 
den Ersatz bieten für die fallen gelassene verminderte Zu- 
reehnungsfähigkeit, hat sich das deutsche System als völlig 
unzulänglich erwiesen. 

Es ist namentlich das Verdienst des Vereins deutscher 
Irrenärzte, und vor allen von Jolli, darauf hingewiesen zu 
haben, dass in vielen Fällen von verminderter Zurechnungs- 
fähigkeit mildernde Umstände nicht anwendbar sind, weil sie 
das Strafgesetz für Jenes spezielle Verbrechen (z. B. Mord, 
Raub usw.) nicht kennt. Eine interessante, zahlenmftssige Zu- 
sammenstellung findet sich bei Hoehe '). Darnach gibt es bei 
177 Verbrechen und Vergehen im deutschen Strafgesetzbuch keine 
mildernden Umstände, allerdings sind 104 ohne Strafmininium, so 
dass der Richter den einzelnen Fall doch wenigstens von sich aus 
würdigen kann. Es sind aberdoch „noch 44 Verbrechen, in denen 
die Anerkennung mildernder Umstände ausgeschlossen ist. Zu 



•)Hoche, a.a.O.p.86; siehe auch: Hübbe, die strafrechtliche Be- 
handlung der verminderten Znreohnungsffthigkeit, Breslau 1902, p. 26 u. 27. 
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diesen gehören aber gerade einige der schwersten, wie Meineid, 
schwere Kuppelei, Brandstiftung, Raub, Mord usw." '). Was soll 
in solchen Fällen mit dem Vermindertzurechnungsfähigen 
geschehen? Freisprach? Doch wohl kaum! Verurteilung zu 
diesen schweren Strafen? Wie hart und ungerecht! Das sind 
dann Fälle, von denen J o U i mit Recht sagte, dass hier „die 
volle Straflosigkeit gleich ungerecht zu sein scheint, wie die 
volle Strafe" *). — Aber die Haltlosigkeit und Ungerechtigkeit 
dieses Rechtszustandes zeigt sich nicht nur gegenüber dem 
unmittelbaren Täter, sondern auch nach andern Richtungen. 
Ein sprechendes Beispiel führte JoUi aus seiner eigenen 
Erfahrung an "). Eine zurechnOngsfÄhige Frau stiftete ihren 
vermindertzurechnungsfähigen Mann an, ihre Schwester zu 
ermorden, was der Mann auch tat. Da aber beim Mord mil- 
dernde Umstände ausgeschlossen sind, so wurde der Mann, in 
Berücksichtigung seiner verminderten Zurechnungsfähigkeit 
nur wegen Totschlages verurteilt. Die Folge davon war, dass 
auch seine zurechnung-sfähige Frau, die eigentliche Urheberin 
des Mordes, nur wegen Anstiftung zum Totschlag und nicht 
zum Mord verarteilt werden konnte. 

„Wären mildernde Umstände, die sich aus dem Geistes- 
zustand des Täters ergeben, auch beim Morde zulässig, so 
wäre in diesem Falle zweifellos für den Mann die Frage nach 
Mord und ebenso die nach mildernden Umständen bejaht 
worden, für die Frau dagegen wäre wahrscheinlich die Frage 
nach Anstiftung zum Mord bejaht, die nach mildernden Um- 
ständen verneint worden." 

Dieses Beispiel Joliis ist um so bedeutungsvoller, als es 
nicht etwa bloss theoretisch ad hoc gebildet, .sondern der 
Praxis entnommen ist. 

Dem gegenüber wurde zur Verteidigung der mildernden 

') Hoche a. a. O. p. S5. 

') Vergl. Allgemeine Zeitschrift f. Psych., Bd. 44, p. 470. 

') eodem, pag. 474. 
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ITmätände an Stelle einer Norm über verminderte Zurechnungs- 
fälligkeit geltend gemacht, in den Fällen, wo keine mildernden 
Umstände möglich seien, werde dann der betreffende Fahr- 
lässigkeitsparagraph herbeigezogen, und bei andern z. B. Mord, 
auf das geringere Vergehen, Totschlag, geklagt. Aber „das 
ist Ja gerade der Beweis, dass die mildernden Umstände nicht 
ausreichen, und die Rechtspflege auf Koston der eigentlichen 
Vorschriften des Strafgesetzes Auswege suchen muss, (Tot- 
schlag statt Mord) und die von Jolli in seinem sehr guten 
Beispiel gezeigte Inkonsequenz bleibt bestehen!"') Eminghaus*) 
berichtet von einem ähnlichen Fall wie Jolli, wo sogar der 
Staatsanwalt selber nicht auf Mord, sondern nur auf Totschlag 
klagte. So sehr eine solche Inkonsequenz um der Gerechtig- 
keit willen begrüsst werden kann, so bleibt sie doch als solche 
bestehen. Wir aber fordern Normen, in denen Recht und 
Gerechtigkeit sich nicht mehr widerstreiten. 

Das deutsche Strafgesetzbuch wird also zweifellos den 
Fällen von verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht gerecht, 
weil es die mildernden Umstände nicht überall für zulässig 
erklärt. Wäre aber vielleicht eine generelle Zulassung mil- 
dernder Umstände geeignet, diesem Mangel abzuhelfen? Der 
französische Code penal steht auf diesem Standpunkte. 

„Mildernde Umstände sind versagte Gerechtigkeit" meint 
Ferri"), Der Ausspruch ist in dieser Allgeraeinheit zu hart 
und einseitig. Mit Recht hat daher auch der neue schwei- 
zerische Strafgesetzbuch-Entwurf die mildernden Umstände auf- 
genommen. Mildernde Umstände sind bei zurechnungsfähigen 
Verbrechern oft durchaus gerechtfertigt. Das Strafgesetz kann 
in seiner notwendigen Schematisierung unmöglich jeden Einzel- 
fall festlegen; die Annahme mildernder Umstände gewährt 
dem Richter einen gewissen Spielraum, dem Einzelfall gerecht 

') Mendel, in Z. f. Psych., Bd. 4&, p. 625. 

») Eminghaus, io Z. f. PHjch., Bd. 46. 

') Ferri, die positive kriminalistische Schale iu Italien, p. 31. 



„Google 



— IV, — 

zu werden. Es kann wohl nicht bestritten werden, dass es 
Fälle gibt, in denen eine mildere Bestrafung angezeigt er- 
scheint. Ist dies auch so in Fällen der verminderten Zurech- 
iiungsfähigkeit? Soll man solche Leute milder bestrafen? Die 
(iesetzgebung tut das immer, wo sie die verminderte Zurech- 
nungsfähigkeit aufnimmt; und sogar in den Staaten, wo recht- 
lich eine beschränkte Zurechnungsfähigkeit nicht anerkannt 
wird, tut dies wenigstens die Praxis. Und es scheint dies ja 
auch auf den ersten Augenblick das Richtige zu sein: strenge 
.Strafe für den Zurechnungsfähigen, keine Strafe für den Un- 
zurechnungsfähigen und müdere Strafe für den, der nur teil- 
weise, nur beschränktzurechnungsfähig ist. Man tut aber den 
Vermindertzurechnungsfähigen Unrecht, wenn man sie milder 
bestraft. Hierher passt das zitierte Wort von Ferri; „Mil- 
dernde Umstände sind versagte Gerechtigkeit". 

Sehr richtig sagt in dieser Hinsicht auch Koch, „es hat 
ein ganz anderes Aussehen, ob jemand, der eine vom Gesetz 
mit Strafe bedrohte Handlung beging nun unter der Annahme 
überhaupt von Milderungsgründen mit einer kleineren Strafe 
belegt wird, als er sonst davon getragen hätte, oder ob man 
ihn ausdrucklich wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit 
milder bestraft. 

Solche Dinge sind für die Betreffenden und zumal für 
ihre Familien gar nicht gleichgültig, und dies um so weniger, 
als aus den öffentlichen Berichten Über Strafprozesse häufig- 
gar nicht zu entnehmen ist, was die ,MiIderung' bedingt hat" '), 

Die verminderte Zurechnungsfähigkeit ist ein psychiatri- 
scher Begriff; wir müssen uns also auf den Boden der Psychia- 
trie und der Psychopathologie stellen, um die, diesem Begriffe 
zu Grunde liegenden geistigen Verhältnisse und Zustände zu 
finden. Vom Idioten zum Imbecillen und aufwärts bis zum 
Genie führt eine ununterbrochene Reihe von geistigen Zwischen- 
stufen. Die fliessenden Uebergänge verbieten eine scharfe 



') Koch, die psychopathisohen Minderwertigkeiten, pag. 135. 
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TrennuDg an einem willkürlichen und individuell natürlich 
auch sehr verschiedenen Punkte. An dem einen Ende der 
Hkala stehen die zweifellos Zurechnungsfähigen, an dem andern 
die gänzlich Unzurechnungsfähigen. Das Fehlen einer scharfen 
Grenze zwingt zur Annahme eines Zustandes, in dem die Ver- 
antwortlichkeit für die Handlungen durch die gering entwickelte 
Intelligenz beeinträchtigt wird, ohne dass die Störung der 
Geistestätigkeit hochgradig genug ist, um die freie WiUeosbe- 
stimmung vollständig auszuschliessen. Man bezeichnet 
diese Zustände als solche „verminderter Zurechnungsfähig- 
keit" '). Wie es in der äussern Natur keine schroffen Ueber- 
gänge gibt mit bestimmt abgrenzbaren Gebieten, so vor allem 
nicht im geistigen Leben. Auch beim gewöhnliehen Menschen 
sind von seiner körperlichen Gesundheit bis zur Krankheit 
viele Stadien. Ein leichtes Unwohlsein erweckt immerhin ein 
Gefühl des Unbehagens, obwohl man es in vielen Fällen doch 
nicht wohl als Krankheit bezeichnen kann. Ganz so verhält 
es sich mit der geistigen Gesundheit. „Scharfe Grenzen zwi- 
seher geistiger Gesundheit und Geisteskrankheit bestehen nicht. 
Das bestehende Strafgesetz hat auf diejenigen Täter einer 
strafbaren Handlung, welche sich auf diesem Grenzgebiete be- 
finden, billige Rücksicht zu nehmen" '). — „Wir kommen eben 
über die Tatsache des Vorhandenseins mijiderwertiger geistiger 
Existenzen, die wir noch nicht als schlechthin „geisteskrank" 
im Sinne des Gesetzbuches bezeichnen dürfen, nicht hinweg, 
und die ,geminderte Zurechnung' — mögen wir uns noch so 
sehr vor dem mit Unrecht perhorrescierten Begriffe scheuen, 
— tarnen usque recurret!" '). Dies war auch die übereinstim- 
mende Ansicht aller Teilnehmer an der Jahressitzung des 
Vereins der deutsehen Irrenärzte am 16. September 1888 in 
Bonn*). Ira gleichen Sinne sagt auch Kirn; „Die alltägliche 



') A, Hoche, a. a. 0. p. 34. 

>) Mendel, Z. f. Psych., Bd. 45, pag. 5;f3. 

') Schule, eodem pag. 545, 

*) VerRl. Z. f. Psych., Bd. 46, pag. 525—. 
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Erfahrung belehrt uns, dass bei dem Mangel einer scharfen 
Grenzlinie zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit eine 
grosse Zahl von Menschen vor dem Richterstuhl erseheint, 
welche weder geistig frei noch völlig unfrei sind, somit im 
Sinne des Richters weder ganz zurechnungsfähig, noch unzu- 
rechnungsfähig. Nur durch die Annahme einer geminderten 
Zurechnungsfähigkeit kann die Strafrechtspflege solchen Indi- 
viduen gerecht werden" '). Ebenso spricht sich auch Del- 
brück aus*). Auch von Krafft-Ebing anerkennt die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit zwar als Tatsache, behauptet 
aber, „die Rechtswissenschaft hat kein praktisches Interesse (!i 
an einer feineren Abstufung jener verschiedenen Arten von 
AVollen" 'i. Wenn er ferner auf pag. 19 behauptet, dass man 
„solchen zahlreichen Fällen" früher durch Annahme einer ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit habe gerecht werden wollen, 
jetzt aber dafür die logischer gedachte Annahme von mildern- 
den Umständen aufkomme, so beruht das auf zu einseitiger 
Betonung des VergeJtungsgedankens und auf einer völligen 
Verkennung der jüngsten strafrechtlichen Fortschritte. 

Die verminderte Zurechnungsfähigkeit ist eine in Fach- 
kreisen allgemein anerkannte psychopatho logische Tatsache. 
Soll nun der Gesetzgeber dieser Tatsache keine Rechnung 
tragen? In Deutschland z. B. hat man dies tun zu dürfen 
geglaubt, und es wurde dies sogar von einem Psychiater, 
Nasse, unterstützt! „Ich fürchte, dass einerseits bei der grossen 
Unwissenheit, die das Gros der Juristen in psychiatrieis zur 
Schau trägt und bei der gleichzeitig scharf ausgesprochenen 
Neigung derselben, sich in diesen Fragen ein eigenes Urteil 
bilden zu wollen; anderseits bei der Zulässigkeit des Verfah- 
rens, zur Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit jeden beliebigen 
Arzt als Sachverständigen heranzuziehen; endlich bei dem 

') Kirn, Id Z. f. Psych., Bd. 46, p. 54. 

') Delbrück, gerichtl. Psychopathologie, p. Gff. und 18 ff, 

») Kraftt-Ehing, gerichtl. Psychopath., pag. 16-16. 
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notorischen Mangel der nötigen Kenntnis von dem Wesen der 
Geistesstörung bei der weitaus grösseren Zahl der praktischen 
Aerzte, seibat der Physlei, der Begriff der geminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit einen dankbaren Ausweg für Anmassung 
und Unwissenheit bieten wird Dagegen würde zu ver- 
langen sein, dass mildernde Umstände ausnahmslos auf jede 
strafbare Handlung Anwendung finden können" '). 

80 begreiflich diese Aengstlichkeit von Nasse auch sein 
mag, die gezogenen Schlüsse sind dennoch unhaltbar. Die 
Ignoranz der Juristen und Mediziner in psychiatricis wird da- 
durch nicht gehoben, dass man an Stelle der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit die mildernden Umstände setzt; und 
ebenso bleibt auch der gefürehtete „faule Ausweg" bestehen, 
ja im Gegenteil, er wird noch recht verbreitert, denn anstatt 
den Täter auf verminderte Zurechnungsfähigkeit hin prüfen 
lassen zu können, muss das Gutachten entweder auf Zurech- 
nungsfähigkeit oder auf Unzurechnungsfähigkeit gehen. Weil 
man nun gegebenenfalls nicht auf verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit erkennen kann, erklärt man den Täter einfach als 
zurechnungsfähig und billigt ihm mildernde Umstände zu. Was 
hat man damit gewonnen? 

Die Zubilligung mildernder Umstände setzt denuoch den 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit voraus ! Denn 
warum anerkennt man das Vorhandensein mildernder Um- 
stände? Weil man eben den Täter doch nicht für ganz zu- 
rechnungsfähig hält! Bei dieser Zubilligung mildernder Um- 
stände spielt aber die Willkür des psychiatrisch ungebildeten 
Juristen noch viel die grössere und gefährlichere Rolle 1 Denn 
rechtlich betrachtet liegt für den Richter auch nicht einmal 
eine Veranlassung vor, die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
zu berücksichtigen. Vielmehr hat er nach dem Wortlaut des 
Gesetzes (§ 51 des d. Str. G. B.) bloss zu konstatieren, ob zurech- 
nungsfähig oder unzurechnungsfähig. So räumt also das Gesetz 



■) Nasse, in Z. f. Psych., Bd. 46, p. 336. 
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dem Irrenarzte durch sein Gutachten allerdings Einliuss ein 
bei den Unzurechnungsfähigen, aber nicht bei den Vermindert- 
zurechnungsfähigen, wo es dem Arzte keine Frage stellt, son- 
dern nach § 51 einfach beantwortet haben will, ob der Täter 
zurechnungsfähig sei oder nicht; und wenn nicht der Psychi- 
ater von sich aus, fl-eiwillig, den Geisteszustand des Verniindert- 
zurechnungsfähigen zur Berücksichtigung empfehlen würde, 
wäre eine grosse Ungerechtigkeit dieser ganzen Klasse gegen- 
über die Regel ! „Der einsichtige Richter wird dem Sachver- 
ständigen die Abschweifung (Aufzeigen der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit) nicht verübeln, er wird sich sogar diese 
Auseinandersetzung erbitten, aber korrekt ist das nicht" '). 

Der Standpunkt Nasses führt demnach zu grössern Un- 
annehmlichkeiten als die sind, welche er zu vermeiden sucht. 
Nasse hätte nicht verlangen sollen, dass man die tatsächlich 
existierende verminderte Zurechnungsfähigkeit nicht in die 
Gesetzgebung einführe aus Rücksicht auf die Unwissenheit der 
Juristen, sondern dass die Juristen Pychiatrie treiben mit Rück- 
sicht auf die Tatsache der geminderten Zurechnungsfähigkeit. 

Was sodann die von Roller geäusserten Bedenken anbe- 
langt, so halte ich auch sie nicht für ausschlaggebend *). 

Vor allem wird man eben über die Tatsache nicht hin- 
wegkommen, dass es wirklich einen Geisteszustand von ver- 
minderter ZureehnungsCähigkeit giebt, und dass, wenn wir mil- 
dernde Umstände gewähren, wir dies gerade tun — sei es 
bewusst oder unbewusst — in Berücksichtigung des Geistes- 
zustandes des Individuums, also seiner verminderten Zurech- 
nungsfähigkeit. Warum nicht gleich die geminderte Zurech- 
nungsfähigkeit in die Gesetzgebung aufnehmen? Dadurch 
würde der Richter genötigt, sich über den Grad der Zurech- 
nungsfähigkeit genauer zu erkundigen, als ef dies sonst wohl 
täte, was nur im Interesse derjenigen liegen kann, die man 

') Hoche, a. a. 0. p. 36. 

') Roller, in Z. f. Psych., Bd. 46, pag. 337— ;I39. 
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als „Unzurechnungsfähige" gleich unrichtig behandelt, wie 
als „Zurechnungsfähige". 

Es erscheint daher als dringend geboten, Bestimmungen Über 
verminderte Zurechnungsfähigkeit in das Gesetz aufzunehmen. 
Ein Blick über den Stand dieser Frage in der gegenwärtigen 
Gesetzgebung wird uns aber zeigen, dass mehr als die Hälfte 
der zur Zeit in Europa giltigen Strafgesetzbücher keine 
Bestimmungen über verminderte Zurechnungsfähigkeit enthalten ; 
dahin gehören: 1) Belgien, Code pönal von 18ö7; 2) Bul- 
garien, Strafgesetzbuch vom 2, Februar 1896; it) Deutsches 
Reich, Strafgesetzbuch vom 1. Januar 1872; 4) England: 
5) Frankreich, Code penal 1810; 6) Niederlande, Straf- 
gesetzbuch vom 1. September 1886; 7) Portugal, Strafgesetz- 
buch vom 16. September 1886; 8) Das Schottische Straf- 
gesetabuch; 9) Spanien, Strafgesetzbuch vom 17. Juli 1870: 
10) Türkei, Strafgesetzbuch von 1858; 11) Ungarn, Straf- 
gesetzbuch vom 29. Mai 1878; 12) Griechenland; 13) Monaco'). 

Hingegen besitzen folgende Strafgesetzbücher Normen 
über die verminderte Zurechnungsfähigkeit. 1) Dänemark, 
Strafgesetzbuch von 1863, § 39. 2) Finnland, Strafgesetz- 
buch vom 19. Dezember 1889 in § 4 von Kapitel 3. 3) Ita- 
lien, Strafgesetzbuch vom 30. Juni 1889 in § 47. 4) Der Nor- 
wegische Entwurf (Gesetz seit 1903) in den §§ 39 und 56. 
5) Oesterreich, Strafgesetzbuch von 1852 in §46. 6) Russ- 
land , Strafgesetzbuch von 1 885 in Art. 134 und 1-36. 
7) Schweden, Strafgesetzbuch von 1864. Und endlich die 
Schweiz, Bnudesstrafgesetz vom 4. Februar 1853 in Art, 32b 
und der E. in Art, 16 und 17. Was speziell die Verhältnisse 
der schweizerischen Kantone anbetrifft, so ist erfreulicher 
Weise zu konstatieren, d^ss eine erhebliehe Mehrheit der 
kantonalen Strafgesetzgebungen die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit berücksichtigt, so: Zürich, in § 60b (allerdings 

') Auch Rumänien, Serbien und Moutenegro besitzen keine 
Bestimraungeii über verminderte Zurechnungsfithigkeit, 
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nur tatsächlich nicht ausdrücklich). 2) Thurgau, in § 42. 
3) St. Gallen, in den Art. 23 und 40a. 4) Tessin, in Art. 
47. 5) Graubünden, Art, öO. 6) Wallis, in Art. 86. 7) Bern, 
in Art. 43 und 47. 8) Luzern, in Art. 52. 9) Obwalden, 
in Art. 34, Ziffer 4, und Art. 28, Ziffer 8. 10) Schwyz, in 
§ 33. 11) Zug, in § 26, 2. 12) Glarus, in § 29. 13) Appen- 
zell A./Rh., in § 41. 14) Appenzell I./Kh., in Art. 26. 
15) Neuenburg, in Art. 70, 2. 16) Schaffhausen, in Zusatz 
zu § 12 in der Strafgesetznovelle Art. 5. Die andern Kantone 
besitzen keine diesbezüglichen Normen. 

Bemerkenswert ist noch, dass der neue französische Straf- 
gesetzentwurf nunmehr die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
auch berücksichtigt'!. 

Es bleibt nun noch zu zeigen, was für Fälle bei der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit in Frage kommen. Lässt sich 
das Grenzgebiet zwischen Zurechnungsfähigkeit und Unzurech- 
nungsfähigkeit näher umschreiben? Eine allgemein anerkannte 
und umfassende Definition ist bis jetzt noch nicht gegeben 
worden; sie wird auch kaum zu erreichen sein, denn die Fälle 
von verminderter Zurechnungsfähigkeit werden dem Richter 
und dem Psychiater immer einen gewissen Spielraum lassen, 
Spanier nimmt verminderte Zurechnungsfähigkeit an, „wenn 
entweder die Triebe eine abnorme, krankhafte Stärke erlangt 
haben, oder die Hemmung derselben (durch die Begriffe der 
Klugheit und der Moral) abnorm abgeschwächt worden ist" *). 
Diese Formulierung würde gut passen zu der Theorie des 
schweizerischen Entwurfes, Zurechnungsfähigkeit gleich Fähig- 
keit zu vernunftgemässem Handeln. Für den Psychiater mag dies 
ausreichen, für den Juristen hingegen dürfte es sieh aber doch 
empfehlen, die Zustände festzulegen, die eine verminderte Zu- 
reehnungsfähigkeit bedingen. Es wird so die Aufgabe des begut- 



') Vergt. Mitt. der I. K. V., Bd. IV (1891), | 
•) Spame r, in Z. f. Psych., Bd. 44, p. 606. 
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achtenden Irrenarztes präzisiert, was füi' beide Teile, Arzt und 
Richter nur angenehm sein kann. 

In Anlehnung an die Definitionen von JoUi '), Kirn'i, 
Wollenberg '), Weingart *), Schinz*) und Asehaffen- 
burg •) möchte ich als unter die Bestimmungen der vermin- 
derten Zurechnungsfähigkeit fallend bezeichnen : 

1. Die krankhaft Veranlagten. 

Darunter sind speziell verstanden einmal: Leute, die an 
solchen psychopathischen Zuständen leiden, welche sich noch 
nicht zu einer definitiven Geisteskrankheit entwickelt haben, 
z. B. „Dementia senilis und ihr verwandte pathologische Zu- 
stände in ihrem ersten Stadium." (Kirn) KSodann: die Leute, 
die an Zwangsvorstellungen leiden. Hier kann besonders in 
schwereren Fällen leicht völlige Unzurechnungsfähigkeit 
gegeben sein. 

2. Viele Schwachsinnige, Degenerierte und minderwertige 
Existenzen. 

„Es kommen vor allem die Zustände angeborener und 
erworbener geistiger (und sittlicher, Kirn) Beschränktheit in 
Betracht, Zustände leichter Imbezillität, welche die Berufs- 
tätigkeit und Dispositionsfähigkeit noch nicht aufheben, welche 
aber eine Inferiorität im Kampfe ums Dasein begründen." 
(Jolli). Hierher gehören auch die vielfach Rückfälligen. 

3. Hysterische, Hypochondrische, Epileptische und sexuell 
Perverse. 

4. Leute, bei denen das Nervensystem abnorm ist. 



') Jolli, in Z. f. Psych., Bd. 46, pag. 469, 

*) Kirn, eodem Bd. 46, pag. M, und in Viertel] ahraschrift f. ger. 
Med. XVI, 266. 

>) WolUnberg, Z. f. Psych., Bd. 66, p. 615. 

') Weingart, in Z. f. ges. Str.W., Bd. XIX, p. 133 ff. 

') Schinz, les causea pathologiques de la responsabititä limitäe, p.28. 

•) Aachaffenburg, AerBtl. Sachverständigen Zeitung, Bd. V, S. S97. 
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Es kann dies die Folge sein von Neurosen, Kopfverletzungen, 
Vergiftungen durch Alkohol, Morphium u. dgl. Hierher sind 
auch die Exzentrischen zu rechnen; eine krankhafte Erregbar- 
keit, sei nie angeboren oder erworben. Namentlich gehören 
auch die „neuraathenisch Reizbaren" (Tuczeek) dahin. 

Delbrück nimmt verminderte Zureehnungsfähigkeit an 
bei den „Exzentrischen, sexuell Perversen, Schwachsinnigen, 
Kranken mit Zwangsvorstellungen, Degenerierten und Minder- 
wertigen, Hysterischen und Epileptischen, neurastheniseh Reiz- 
baren, Alkoholiker, . Morphinisten und nach Kopfverletzungen 
Erkrankten" '). 

Diese Autstellung mag vielleicht etwas umständlich 
erscheinen, aber bei dem komplizierten Wesen der geistigen 
Vorgänge und bei der Mannigfaltigkeit der in diesem Grenz- 
gebiet liegenden geistigen Störungen wird sie wohl kaum ein- 
facher zu gestalten sein. Dafür glaube ich sagen zu dürfen, 
dass sie wohl alle Zustände umspannt, in denen gegebenen 
Falls von verminderter Zurechnungsfähigkeit geredet werden 
muss. Sollte vielleicht doch einmal ein im Gesetz vorgesehener 
Fall von verminderter Zurechnungsfähigkeit eintreten, so darf 
man ruhig auf die innere Ueberzeugungskraft des ärztlichen 
Gutachtens abstellen. 

Jurist und Psychiater. 

Mehr anhangsweise wollen wir hier noch mit einigen Wor- 
ten die Stellung des begutachtenden Irrenarztes berühren. 
Schon allein die Annahme einer verminderten Zurechnunga- 
fähigkeit wird dazu beitragen, den alten Streit zwischen Jurist 
und Psychiater zu mildern. Ganz verschwinden wird er erst mit 
der Einführung einer besonderen Behandlung vermindert- 
zurechnungsfähiger Verbrecher.- 

') Delbrück, in I. K. V., Bd. X, S. 629. Das stimmt im Wesent- . 
liehen mit unserer Aufstauung überein. 
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Unzurechnungsfähigkeit oder verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit ist eine behauptete Tatsache, da sie aber zugleich 
eine psychologische, bezw. psychiatrische Tatsache ist, kann 
sie meist nur von einem Fachmann (Psychiater) erkannt wer- 
den. Es ist darum sehr zu billigen, dass der Richter in zwei- 
felhaften Fällen verpflichtet ist zur Einholung eines Gutachtens, 
denn er besitzt die hierzu nötigen Fachkenntnisse nicht; die 
Tätigkeit des Richters ist erst sekundär, insofern, als er im 
Beweisverfahren das vom Psychiater als Fachmann (Experten) 
abgegebene Gutachten würdigt •). Ein Missbrauch des Rechtes 
der freien Beweiswürdigung wird nicht zu fürchten sein. Der 
Richter, als ein gebildeter und vernünftiger Mann, wird sich 
der bessern Einsicht nicht verschliessen, sondern auf die innere 
Ueberzeugungskraft des Gutachtens abstellen. Damit aber 
der Richter nicht ganz auf das ärztliche Gutachten abzustellen 
hat, dem er u. U. ganz verständnislos gegenüber steht, so er- 
scheint es wünschenswert, dass der Richter auch etwas psy- 
chiatrische Bildung besitze, so dass er ein Gutachten nachzu- 
prüfen versteht. Ganz speziell wird man diese psychiatrische 
Ausbildung vom Strafriehter, Untersuchungsbeamten und Staats- 
anwalt verlangen dürfen *). Doch wird man von dieser psy- 
chiatrischen Ausbildung der Juristen nicht zu viel erwarten 
dürfen : Fachmann wird der Jurist nie werden in psychiatricis. 
Dilettantisches Wissen aber ist doppelt gefährlich, entweder 
wird der Richter einsehen, dass er eigentlich von Psychiatrie 
nichts versteht, dann wird er vom ärztlichen Gutachten erst 
recht abhängig, oder glaubt, in dilettantischer Ueberschätzung, 
selbst Fachmann zu sein und des Psychiaters nicht mehr zu 
bedürfen; das zweite scheint mir noch bedenkhcher als das 
erste. 



') Vergl. Lenz, in Verhandlungen d. Schweiz, Jur. Ver 
b«rg), p. 197. 

') eodem Merkli, p. 3(W u. 308, nnd Lenz 228. 
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Die s. M. In der Gesetzgebung. 

A. Die 8. M. im Verwaltungsrechte. 

Die s. M. stammea aus dem Verwaltungsrechte. Das 
Strafrecht ist also nicht ihr ursprüngliches Gebiet, sondern die 
s. M. sind aus einem andern Reehtsgebiet in das Strafrecht 
hinübergenommen worden. Zum ersten Male geschah dies im 
E. Zu einem richtigen Verständnisse ist ea aber nötig, die 
Verwendung der s. M. im Verwaltungsreehte kennen zu lernen. 
Hierbei werden wir einmal ins Auge zu fassen haben: wer 
davon betroffen werden kann und wer kompetent sei, die Ein- 
weisung auszusprechen. Sodann ist zu untersuchen, ob staats- 
rechtlich eine solche Einweisung — lediglich auf dem Ver- 
waltungswege — zulässig sei, und endlich, welches der recht- 
liche Charakter dieser Massnahme sei. 

/. Die Arten der s, M. im Verwaltungsrecht. 

Die s. M. sind im Verwaltungsrechte schon ziemlich alt. 

a) Es ist hier vor allem eine s. M., die zuerst lange 
Zeit die einzig vorkommende war, nämlich die Einweisung 
in eine Zwangsarbeitsanstalt'). Als solche ist sie der 
Mehrzahl der Schweiz. Kantone bekannt. Besondere Gesetze 
hierüber besitzen jedoch bloss dieJKantone :^Baselstadt Gesetzes- 



') Die Anstalten für Minderjährige lassen 
wie überhaupt bei den s. M. ausscheiden. 
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Sammlung 1— 14/422'); Bern 84/103; Schwyz II. 4; St. Gallen 
I, 478; und Zurieh 20/61 *). Daneben gibt es noch eine Reihe 
von Kantonen^ die zwar die Zwangäarbeitsanätalten auch 
kennen, welche aber diese Frage in kleineren Gelegenheits- 
gesetzen, oder überhaupt in anderem Zusammenhange geordnet 
haben; hierher sind zu zählen: Appenzell A./Rh., Thurgau, 
Solothurn, Luzern, Obwalden '), Glarus *), Schaffhausen *j und 
Baselland •). 

b) Neben der Einweisung in eine Zwangsarbeitsanatalt 
besteht min aber ausserdem, wenn auch nur vereinzelt, eine 
gesetzmässige Einweisung in eine Trinkerheilanstalt. 

//. Die Einweisung in eine Zwangsarbeitsanstalt. 

Die Voraussetzungen der Einweisung in eine Zwangsar- 
beitsanstalt sind je nach den einzelnen Kantonen verschieden 
festgesetzt. Ueberall aber, und das ist bedeutsam, ist es 
Bedingung, dass der Betreffende der Armenbehörde resp. der 
Gemeinde zur Last fällt, oder zur Last zu fallen droht. Die 
einzige Ausnahme bildet der Kanton Zürich '). Nach § (i des 
Gesetzes betreffend die Errichtung staatlicher Korrektionsan- 
stalten vom 4. Mai 1879 sind die Voraussetzungen lediglich: 
„Liederlichkeit und Arbeitsscheu" "). Demgemä-ss kann aucli 

') Die Gesetze sind zitiert nach Schoilenberger, a. a. O. 

') Vergl. dazu besonders: S chollenberger, Grundrias des Ver- 
waltungsreehtes, Bd. II, p. 86 ff. Eine neuere Zusammenstellung der in 
der Schweiz bestehenden Zwangs arbeits an stalten findet sich in Schw. Z. 
XIV (1901), pag. 132 f. 

') V.-O. des Kantonsrates vom 27. April 1893. 

<) Vergl. hierBU Schw. Z., Bd. VI, pag. 519. 

'; In S 23 des Str.-G.-B.^ als Folge deir Eingrenzung. 

') In §§ 28 und 24 des Armengesetzes und V.-O. betr. die Aufnahme 
von Zwangsarbeitern in der Strafanstalt. 

T Schollenberger, a. a. 0., pag. 89, zahlt auch den Kanton 
Zürich unter die Kantone, die als Voraussetzung haben, dass das betr. 
Individuum der Gemeinde, bezw. Armenpflege, zur Last falle. 

") Es wftre sonst auch der Standpunkt der zürcherischen Regierung 
in B. Ger., Bd. III, pag. 319, unrichtig und unverstandlich. 



>y Google 



— 25 — 

die Gemeindebehörde, unabhängig von der Armenpflege die 
Einweisung beantragen. In Appenzell A./Rh. und Thurgau 
kann- eine Einweisung statthaben, wenn das betreffende Indi- 
viduum liederlich, ausschweifend und arbeitsscheu ist, und da- 
her der Gemeinde zur Last fällt. Im Kanton Solothurn ist 
letzteres nicht einmal notwendig, es genügt schon, wenn der 
Liederliche, Arbeitsscheue etc. Überhaupt unterstützungs- 
bedürftig wird (z. B. unter Verwandten). Luzern verlangt 
ausserdem noch das Moment der Erregung öffentlichen Aerger- 
nisses, Baselstadt und St. Gallen schreiten nur ein, wenn 
durch die Liederlichkeit eine Störung der öffentlichen Sicher- 
heit droht. Dieses Letztere ist nun der spezielle Ausgangs- 
punkt für die s. M. und ihre Herübernahme ins Strafrecht. 
Es darf wohl ohne weiteres angenommen werden, dieses Moment, 
„Erhaltung der öffentlichen Sicherheit" habe überall bei der 
Behandlung dieser Klasse von Leuten mitgespielt, denn man 
musste sich doch gewiss sagen, ein Mensch, der almosen- 
genössig, liederlich und arbeitsscheu ist, stehe auch vom Ver- 
brechen nicht mehr gar weit entfernt. „Müssigang ist aller 
I,aster Anfang." Darum darf man wohl alle zwangsweisen 
Einweisungen als eine Massregel betrachten, hervorgegangen 
aus der Sorge um die Erhaltung der durch diese Personen 
und ihren Lebenswandel gefährdeten öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit. 

Kompetent zur Einweisung ist je nach der Gesetzgebung 
eine verschiedene Behörde. Eines ausdrückliehen gerichtlichen 
Urteiles bedarf es im Aargau und in der Waadt. In andern 
Kantonen wiederum ist es lediglich eine Verwaltungsbehörde, 
— meist der Regierungsrat — denn die Wichtigkeit der Sache, 
Entzug der persönlichen Freiheit, verlangt, dass eine höhere 
Verwaltungsmstanz sich damit befasse '). Hierher gehören alle 



') Was den Kanton Zürich anbetrifft, ao entscheidet in erster In- 
stanz der Bezirksrat. Nach § 6 des erw. Gesetzes soll (also nur Ordnungs- 
vorschrift!) der Einzuweisende zuerst einmal gewarnt werden. Vorgangig 
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anderen Kantone mit Ausnahme von Glarus (s. u.) Fast über- 
all ist auch ein mehr oder weniger kompliziertes Verfahren 
auf dem Verwaltungswege (Verwaltungsprozess) vorgesehen. 
Ein gemischtes Verfahren endlich hat der Kanton Glarus, wo 
in erster Linie die Verwaltungsbehörden entscheiden, auf Ver- 
langen des Einzuweisenden aber gerichtliche Beurteilung des 
Falles stattfinden muss '). 

///. Die Einweisung in eine Trinkerheilanstalt 
1. Im Allgemeinen. 

Wie Arbeitsscheu, Liederlichkeit, selbst verschuldete 
Unterstütaungsbedürftigkeit und Aehnliches einer Einweisung 
in eine Arbeitsdnstalt rufen kann, so kann auch in ehiigen 
Kantonen die Trunksucht eines Alkoholikers, der öffentliches 
Aergernis erregt, oder seine Famihe vernachlässigt oder auf 
irgend eine Weise die öffentliche Sicherheit gefährdet, den An- 
lass geben, ihn in einer Trinkerheilanstalt zu versorgen. 
Bemerkenswert ist hier aber vor allem die kleine Zahl der 
Kantone, in denen eine zwangsweise Trinkerkur gesetzlich 
zulässig ist. Es sind dies nämlich bloss die Kantone: 
St. Gallen (Gesetz vom 21. Mai 1891); Obwalden (V.-O. 
des Kantonsrates vom 27. April 1893) und Basel-Stadt 
(Gesetz vom 21, Februar 1901). 

Es wird wohl von keiner Seite bestritten werden können, 
dass auch eine Einweisung in eine Trinkerheilanstalt auf dem 
Zwangswege vom rechtlichen Standpunkte aus durchaus zulässig 
ist. Das Bundesgericht hatte wiederholt Gelegenheit, sich über die 
Frage auszusprechen, ob eine verwaltungsmässige Entziehung 



dem EinweisunKsbeschluas hat nach § 7 eine Einvernahme atattzufinden. 
Der Regien in gerat ist nur Rekurs in a tanz, § 10. Die Dauer der Einweisung 
betragt ein Jahr, bezw. bei Rückfälligen drei Jahre. 

') Vergl. neben Seh ollen berger, a. a. 0. noch Stooss, die Schweiz. 
Strafgesetzbücher, pag. 141 — 162. 
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der persönlichen Freiheit zulässig sei nach Verfassungsgrund- 
sätzen '). Es wurde hierbei richtig ausgeführt, der Grundsatz 
der persönlichen Freiheit sei „nicht absolut zu verstehen" *), 
diese finde vielmebr ihre natürliche Begrenzung in dem Inter- 
esse der Gesamtheit und der öffentlichen Ordnung, Infolge 
dessen mOsse, trotz des Grundsatzes der persönlichen Freiheit, 
doch die Möglichkeit offen stehen, „durch Gesetz, die zur Er- 
haltung der staatlichen Existenz und des menschlichen Zu- 
sammenlebens erforderlichen Schranken zu ziehen" '). Des- 
halb wurde denn auch vom Bundesgerichte mit vollem Rechte 
die jeweilen angefochtene administrative Einweisung geschützt, 
wenn sie nur auf gesetzlicher Grundlage beruhte *). 

Auch über die Notwendigkeit und Zweckmässigkeit der 
Massregel kann wohl niemand ernstlich im Zweifel sein. Wie 
man Kranken gegenüber, die mit ansteckender Krankheit 
behaftet sind , aus gesundheitspolizeilichen Gründen , Ab- 
schliessungsmassregeln und Verbringung in das Absonderungs- 
spital usw. anwenden darf, so auch gewiss dem Trunksüch- 
tigen gegenüber. Dass aber chronischer Alkoholismus eine 
krankhafte Erscheinung ist, wird allgemein von den Sachver- 
ständigen angenommen. Nun steht aber bei diesen Kranken 
nicht nur ihr eigenes leibliches Wohl in Frage, sondern es 
handelt sich um ihre gesamte Existenz, und fast immer auch 
um den finanziellen und moralischen Ruin der ganzen Familie. 
Der chronische Alkoholiker, der in fast allen Fällen willens- 
schwach geworden ist, hat meistens nicht mehr die Kraft, 
sich selbst aufzuraffen ; es bedarf einer äusseren energischen 



') Bickel, das kantonale Yerfassungs recht in den Entscheidungen 
des B. 0er., pag. 68 ff. und dort zitierte Entscheidungen. 

') StTttuli, die Terfassung des eidgen. Standes Zlh-ioh, pag. 49 — 53, 

•) Biokel, a.a.O., pag. 69/70; vergl. femer Scbollenberger, die 
Schweiz. Freiheitsrechte, p. 49 ff. 

*) Die Kritik Bleulers, {Der geborene Verbrecher), die er an dem 
Grundsatze der persönlichen Preiheit (Ibt, geht doch wohl zu weit, in ge- 
wissem Sinne aber ist sie durcbaus zutreffend. 
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Einwirkung auf ihn, dass er sich einer Trinkerkur unterziehen 
solle. Vielfach mag das der privaten Initiative gelingen, den 
Mässigkeitsvereinen etc., allein auch der Staat selbst muss die 
Möglichkeit haben, einen solchen willensschwachen Trinker 
zu kurieren. Der Säufer, dem man kein Halt gebieten kann, 
wird mit grosser Wahrscheinlichkeit einst dem Zuchthaus oder 
der Irrenanstalt verfallen. Auch ist die Gefahr der erblichen 
Belastung ja sattsam bekannt. Der Staat hat also in hohem 
Masse ein Interesse daran, diesen drohenden und unter Um- 
ständen mit Sicherheit zu erwartenden Gefahren rechtzeitig 
entgegenzutreten. Trotzdem sind aber doch nur wenige Kan- 
tone zur zwangsweisen Trinkerkur übergegangen. Die weit 
verbreitete Unsitte des AlkoholUbergenusses, der Umstand, 
dass die Trunkenheit an sieh fast überall nicht bestraft wird, 
und überhaupt die grosse Toleranz, welche man bisweilen dem 
Alkoholiker entgegenbringt, die mögen ein gewichtiges Motiv 
gewesen sein, dass die Kantone auf diesem Gebiete sich reser- 
vierter verhalten haben, während hier, mindestens ebensowohl 
wie bei den Arbeitsscheuen, ein staatliches Einsehreiten ange- 
zeigt erschiene. 

2. Die besonderen gesetzliehen Voraussetzungen 
der Einweisung 
sind auch hier je nach den Kantonen verschieden. 

a) Der Pionier der schweizerischen Kantone in dieser Hin- 
sicht ist St. Gallen. Am 29. Juni 1891 ist das Gesetz betreffend 
die Versorgung von Gewohnheitstrinkern in Kraft getreten. 
Die Grundlage hiefür war jedoch schon gegeben in Art. 12 
der Verfassung des Kantons St. Gallen vom 16. November 1890; 
und das erwähnte „Trinkergesetz" ist eigentlich nur die Aus- 
fülirung der betreffenden ^''erfassungsbestimmung. Diese lautet: 
„Der Staat hat das Recht unter Mitwirkung der Gemeinden 
für die Unterbringung von Trinkern in zweckentsprechenden 
Anstalten zu sorgen. 
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Er gründet entweder die notwendigen Asyle, oder betei- 
ligt sich an der Errichtung oder dem Betriebe ') solcher." Die 
tatsächlichen Voraussetzungen behandelt der Art. 1 des 
Gesetzes: „Personen, welche sich gewohnheitsmässig dem 
Trünke ergeben, können in einer Trinkerheilanstalt versorgt 
werden." Sehr zu loben an dem Gesetze ist die Vorschiift 
des Art. 5. „Die Versetzung in eine Trinkerheilanstalt kann 
nur auf Grand eines amtsärztlichen Gutachtens beschlossen 
werden, welches den Zustand der Trunksucht (Alkoholismus) 
und zu dessen Heilung die Notwendigkeit dieser Unterbringung 
konstatiert." 

Das formelle Erfordernis bildet bei allen zwangsweisen 
Versetzungen ein „Erkanntnis" des Gemeinderates der Wohn- 
gemeinde, welche aber noch der Zustimmung der betreffenden 
Armenbehörde bedarf, wenn die Unterbringungskosten aus 
der Armenkasse zu bestreiten sind, Eine völlig selbständige 
und uneingeschränkte Einweisungsbefuguis besitzt der Regie- 
rungsrat. Er ist „berechtigt, die Versorgung einer Person in 
solchen Fällen von sich aus zu beschliessen, in denen die 
Unterbringung dringend geboten erscheint und die Gemeinde- 
behörden eine solche verweigern." „Die Dauer der Unter- 
bringung beträgt in der Regel 9— 18 Monate. In Rückfällen 
findet eine zweckentsprechende Verlängerung der Frist statt 
(Art. 2)." Während der Dauer der Versorgungsfrist kann für 
die betreffenden Personen interimistisch ein Vormund bestellt 
werden," (Art. 8) von ganz besonderer Bedeutung erscheint 
Abs. 2 des Art. 7: „Der Staat leistet, wo es nötig erscheint, 
an die Kosten der Unterbringung und während derselben aus- 
nahmsweise auch an den Unterhalt der Familie angemessene 



') Das hat der Kanton 8t. Gallen denn auch getan ; er traf ein Ab- 
kommen mit der Trinkerheibtatte ElJikon a./Th. (Kt. Zürich), der vom 
Verein fUr Heilung von Gewohnheitstrinkern 1889 gegründeten und seit- 
her mit Unterstützung der Kantone Zürich, Thurgau, Appenzell A.-Rh., 
Aargau, Baselstadt, betriehenen Anstalt. 
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Beiträge." Es ist dies eine geradezu bahnbrechende Bestim- 
mung, auf deren Wichtigkeit noch an anderer Stelle zurück- 
zukommen sein wird '). 

b) Nicht in einem Gesetze, sondern lediglich in einer Ver- 
ordnung regelt diese Verhältnisse der Kanton b w a 1 d e n. 
„Versorgung in Zwangsarbeits-, Trinkerheil- und Besserungs- 
anstalten." Verodnung des Kantonsrates vom 27. April 1893 *i. 
Die Versetzung in eine Trinkerheilanstalt bezweckt, die 
betreffende Person von der Trunksucht und ihren Folgen zu 
heilen" (Art. 1, Alinea 2). „In eine Trinkerheilanstalt können 
ohne ihre Zustimmung Personen versetzt werden, welche durch 
gewohnheitsmässige Trunksucht entweder Aergernis erregen 
oder in ihrem Vermögen zurückkommen, oder offenbar geistig 
und körperlieh Schaden leiden, und deren Handlungsfähigkeit 
zudem beschränkt ist" (Art, 4). Die Einweisung verfügt der 
Regierungsrat, entweder von sich aus, oder auf. Antrag der 
Vormundschafts- und Armenbehörde (Art. 6). Die Versorgung in 
einer Trinkerheilanstalt „bedingt an sieh keinen Nachteil hin- 
sichtlich der bürgerlichen Ehrenfähigkeit (Art. ITi, Ueber die 
Dauer der Versorgung entscheidet, in Würdigung der in Be- 
tracht fallenden Verhältnisse und zumal des Besserungszweckes, 
letztinstanzlich der Regierungsrat" (Art. 14;. Vor der Ein- 
iveisung findet ein administratives Verfahren statt (Art. 6, 8, 
9 und 10); die formellen Voraussetzungen regelt Art. 7. 



') Vergl, die folgenden Ausführungen weiter unten. 

') Ist eine Einweisung lediglich gestützt auf diese V,-0. zulässig? 

Es ist sicher, „dass die Bürger a\if dem Wege der Gesetzgebung 

bestimmten Beschrankungen unterworfen werden können". {B. Ger. VIII. 
pag. 254), denn der Grundsatz der persönlichen Freiheit will „die Bürger 
nur vor willkürlichen, nicht im voraus gesetzlich bestimmten Freiheits- 
beraubungen schützen". (B. Ger., Bd. IV, pag. 396). Die V.-O. als Gesetz 
im weiteren Sinne erfüllt wohl diese Voraussetzungen, denn kein einge- 
wiesener Trinker wird sich über willkürlichen Freiheitsentzug beschweren 
könneo, umsoweniger, als in Art. 7, Ziff. 2 der eit. V.-O. ausdrücklich eine 
der Einweisung vorgangige, erfolglose Verwarnung vorgeschrieben ist. 



>y Google 



e) Der dritte und letzte schweizerische Kanton, der die 
Trinkereinweisung rechtlich geordnet hat, ist B a s e 1 s t a d t. 
Gesetz über die Versorgung von Gewohnheitstrinkern vom 
21. Februar 1901. Die Voraussetzungen der Versorgung sind 
umschrieben wie folgt : Zwangsweise können in einer Trinker- 
heilanstalt versorgt werden : Kantonsbürger und Niedergelassene, 
welche infolge von Trunksucht a) ihre Angelegenheiten nicht 
zu besorgen vermögen, oder b) sich oder ihre Familie der Ge- 
fahr des Notstandes aussetzen, oder c) die Sicherheit anderer 
gefährden, oder d) öffentliches Aergernis erregen {§ Ti. Kot- 
wendig ist ferner ein Zeugnis des Physicus, das die Trunk- 
sucht und die Notwendigkeit ihrer Behandlung in einer Trinker- 
heilanstalt konstatiert. Zur Stellung des Versorgungsantrages 
sind berechtigt: die Angehörigen des zu Versorgenden, seine 
Vormünder und die Vormundschaftsbehörden, die Gerichte, 
die Bürger- und Einwohnergemeinderäte {§ 3). Kompetent zur 
Einweisung ist der Regierungsrat (§ 2). Widersetzt sieh jedoch 
der Einzuweisende, oder wird er wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Ordnung aus der Trinkerheilanstalt ausgewiesen, 
so kann er in einer Arbeits- oder Besserungsanstalt unter- 
gebracht werden (§ 8), Die Dauer der Versorgung beträgt 
in der Regel ein Jahr, bei Rückfälligen kann sie bis auf drei 
Jahre verlängert werden (§ 6). In besonderen Fällen leistet 
der Staat (Regierungsrat) an die Kosten der Versorgung einen 
Beitrag aus dem Alkoholzehntel; was über den Betrag des 
Alkoholzehntels hinausgeht, haben die Bürgergemeinden der 
Eingewiesenen zu tragen (§§ 9 und 10). 

Auch der Kanton Thurgau hat sich mit der Frage der 
Trinkergesetzgebang beschäftigt. Im Jahre 1900 hat der thur- 
gauische Regierungsrat dem Kantonsrat einen Entwurf vorge- 
legt über die Unterbringung von Gewohnheitstrinkern '). Wenn 



') Gesetzes entwurf betr. die Vei 
la Mai 1900. 
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auch der Entwurf bis jetzt noch nicht Gesetz geworden ist 't, 
so ist er doch in verschiedener Beziehung einer eingehenden 
Betrachtung würdig. Auch der beleuchtende Berieht des Re- 
gierungsrates (7 Seiten) verdient alle Beachtung. 

Was den thurgauischen Entwurf zum vorneherein unter- 
scheidet von der bisherigen Gesetzgebung in dieser Frage, ist 
die Vorschrift, dass eine Unterbringung stattfinden solle, 
wenn die Voraussetzungen hiefür gegeben sind (§ 1) *). Bis- 
her hatte man sich begnügt, die Behörden zu einer Vertagung 
über die betreffende Person zu ermächtigen ; der thurgauische 
Entwurf geht einen erhebliehen Schritt weiter. Aber noch i» 
einer andern Hinsicht bedeutet dieser Entwurf einen erfreu- 
liehen Fortschritt, Zum erstenmale finden wir hier nämlich 
die schon längere Zeit geforderte Unterscheidung von heil- 
baren und unheilbaren Trinkern durchgeführt. Die ersteren 
sollen in eine Heilanstalt verbracht werden, die andern in 
eine Irrenanstalt oder in ein Asyl für unheilbare Trinker (§ IV 
Die Einweisung kann nur erfolgen auf Grund eines ärztlichen 
Gutachtens (§ i a), und nach vorausgegangener amtlicher Ver- 
warnung (§ 4 b). Nach § 6 ist neben den Verwaltungsbehörden 
auch da.s Gericht ermächtigt, einen Versorgungsantrag zu 
stellen. Entscheidende Behörde ist das Waisenamt (§ 6). Wird 
die Versorgung ausgesprochen, so muss sie vom Sanitätsde- 
partement geprüft und genehmigt werden (§ 8 a) : wird sie hin- 
gegen abgelehnt, so kann an den Regierungsrat rekurriert 
werden (§ 8 b). An die Kosten der Versorgung leistet der 
Staat Beiträge aus dem Alkoholzehntel *), und wenn nötig ver- 
abreicht er auch Unterstützungen an die FamiUen, die wegen 



') Wie mir R^ierungöratBöhi mitteilte, steht der Entwurf immer 
noch unerledigt auf der Traktanden liste des Grossen Rates. Er werde 
erst nach Revision des Wirtschaftsgesetzes zur Behandlung gelangen. 

') Vergl. dazu auch Frank, in Schweiz. Blätter f. Wirtschafts- und 
Sosrialpolitik, Bd. IX, S. 339. Seine Aufzählung ist aber unvollständig. 

») Thurgau besitzt hiefUr bereits einen Fond von Fr. 31,044.73 (am 
1. Januar 1900) laut dem regieningsratlichen Bericht. 
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Trunksucht des versorgten Familienvorstandes in einer Not- 
iiige sich befinden, § 9, Abs. 2. 

d) Eine besondere Stellung nimmt hier vermöge seiner 
verwftltungsrechtlichen Praxis der Kanton Zürich ein. Es 
Icomtnt nicht gar selten vor, dass die zürcherischen Armen- 
behörden einen Trinker nach Ellikon verweisen. Allein dies 
entbehrt der gesetzlichen Grundlage, so dass im Weigerungs- 
fälle kein Zwang angewendet werden kann. Die vom Kanton 
Zürich aus nach Ellikon gelangten Trinker sind also alle „frei- 
willig" hingegangen. Die Praxis der Armenbebörden hat sieh 
dabei folgenden Ausweg geschaffen : wird ein Trinker almosen- 
genössig, so wird ihm eine Kur in Ellikon angeraten, mit der 
Androhung, dass ihm, wenn er sieh widersetze, die Unter- 
stützung entzogen, oder er in eine Zwangsarbeitsanstalt ein- 
gewiesen werde. Die Mehrzahl dieser Leute zieht dann vor, 
„freiwillig" nach Ellikon zu gehen und sich dort zu einer 
regelrechten Kur zu verpflichten! 

e) Aehnlich soll sich, nach einer gütigen Mitteilung der 
dortigen Polizeidirektion, die Praxis in Baselland verhalten. 
Da wegen Mangels gesetzlicher Bestimmungen eine zwangs- 
weise Einweisung von Trinkern nicht zulässig sei, suche man 
jeweilen „die Einwilligung der betreffenden Person zu erhalten. 
An solche Versorgungen leistet der Staat Beiträge aus dem 
Alkoholzehntel". 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, dass der gegenwärtige 
Rechtszustand ein durchaus ungenügender ist, und wenn auch 
der z. B. in Zürich und Baselland praktizierte Ausweg noch 
anderwärts Nachahmung finden sollte, so trifft man mit dieser 
Einweisung eben doch gewöhnlich gerade die nicht, die am 
cliesten mit Zwang belegt zu werden verdienen: die hart- 
näckigen und widerspenstigen Gewohnheitstrinker. 

IV. Die Irrenversorgung. 
Noch oft'enkundiger sind die Uebelstände in der gesetz- 
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liehen Regelung der Irren Versorgung. Die PHicht, für Geistes- 
kranke zu sorgen, liegt zunächst ihren Verwandten und Vor- 
mündern nach den Bestimmungen des Privjitrechtes ob. Reicht 
das nicht aus, so hilft der Staat mit der öft'entHchen Armen- 
pflege. Anschliessend an diese Tätigkeit arbeitet der Staat 
den Gefahren entgegen, welche Irre andern Personen an ihrem 
Körper oder Vermögen oder der öffentlichen Sittlichkeit zu- 
fügen können und trifft Einrichtungen zur Befriedigung der 
besonderen Interessen der Geisteskranken. 

Für uns kann hier nur in Frage kommen die Einweisung 
gemeingefährlicher Geisteskranker '), Es sind sodann zwei 
Fälle auseinander zu halten. Einmal die Einweisung eines 
gemeingefährlichen Irren, bevor er ein Verbreeiien begangen 
hat -.). Dies ist meist Sache der Sanitätspolizei. 

In Deutschland kommen folgende Ma.ssregeln vor*): 

1. In Bayern haben die Distriktspolizeibehörden Verzeich- 
nisse der Irren ihres Bezirkes zu führen und die Eingetragenen 
dem Bezirksarzte zu nennen, damit derselbe entsprechende. 
Anträge stellen kann; V,-0. vom ;K). Dezember 1851. Aehn- 
liches bestimmt für Baden eine V.-O. vom 4. Oktober 1879. 

2. Personen, welche Irre, für die sie zu sorgen haben, 
mit Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit frei 
umhergehen lassen, werden bestraft, Pol.-Str.-G.-B, für Bayern 
Art. 80; für Baden § 97; für Hessen Art 2ö3; und sächsisches 
Mandat vom 20. November 1770. 

it. Für gemeingefährliche Irre, deren Aufnahme in eine 
Anstalt nicht durch eine Privatperson oder einen Armenver- 

') Ueber die Irrenversorguug überhaupt ist zu vergl. B e u s s, der 
Rechtsschutz der Gei.steskianken, auf Gnindlage der Irren gesötzgebung 
in Europa und Nordamerika, Berlin 1888. Bezügl. der Schweiz, vers^ 
p. 68—73 {Besprechung der Irrengesetze von Genf und Neuenburg). 

*) Leider fehlen grundlegende Vorarbeiten hierüber noch vollständig. 

') Vergl. hierzu den Art. „Irrenwesen" im Handhnch der Staats- 
wissenschaft, 2, Aufl., von L. Jolli, 



>y Google 



— S5. — 

band herbeigeführt wird, kann dieselbe von der Polizei des 
Aufenthaltsortes angeordnet werden '). 

Auch in der Schweiz sind die Verhältnisse unbefriedigend. 
In Basel z, B. ist durch Grossratsbeschluss vom 12. .Januar 
1891 allgemein der Regierungsrat ermächtigt, geisteskranke 
Pei'sonen in Irrenanstalten versorgen zu lassen auch gegen 
den Willen ihrer Angehörigen, insofern die Geisteskrankheit 
eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder 
Sittlichkeit bedeutet *) 

Im Kanton Freiburg kann der Präfekt Geisteskranke 
in eine Irrenanstalt verbringen lassen, wenn diesfe eine ernst- 
liche Gefahr für die Gesellschaft bedeuten. Loi organique du 
18 Novembre 1871, Art, 1: Sont placeg d'offiCe, les ali^nes du 
canton qui presentent un danger s^rieux pour la societe. Le 
prüfet de leur domicile prononce I'admission ensuite d'enqu6te 
administrative. En cas de contestation sur l'ötat mental du 
malade, la decision du prefet peut Hre infirmee par un juge- 
mcnt des Tribunaux. 

Im Kanton Zürich schafft Recht das „Reglement für 
die kantonale Irrenanstalt Burghölzli bei Zürich" vom 22. No- 
vember 1879. Es können Kranke, ohne ihr eigenes Ansuchen 
auf Veranlassung ihrer nächsten Angehörigen bezw. Vor- 
münder, Vormundschafts- oder Armenbehörden aufgenommen 
Mcrden. Eine Pflicht frtr die Armenbehörde etc., oder für die 
Gemeinde oder den Staat, aus Gründen der öfl'entlichen Sicher- 
heit für geeignete Unterbringung dieser Irren zu sorgen, 
besteht nicht. Da nun aber nach § 2 dieses Reglementes zur 

') Weitere Quellen sind: Preiissen, V.-O. vom lit. Januar 1888; 
Bayern, die Statuten für die einzelnen Kreisanstalten; Sachsen, V.-O. 
vom -26. September ]»ö6 und 23. August 1874; Wüi-temberg, Statut fdr 
die StaatBanstalten vom 21. Januar 1875 und V.-O. für die Privatan stalten 
vom 18. Oktober 1873; Baden und Hessen, die Statuten für die ein- 
zelnen Lande San stalten. 

») Siehe auch Lenz, Verhdlg. des Jur. Ver. 189» (Freiburg), p. 207, 
Anmerkung 1. 
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Aufnahme für alle Kranken erforderlich ist, dass die Zahlung 
der Verpflegungsgelder siehergestellt werde, so findet eben in 
allen den Fällen, wo die Gemeiade oder die Angehörigen sich 
weigern, die Unterbringungskosten zu bezahlen, keine Versor- 
gung statt'). Hingegen ist denn doch wenigstens dafür gesorgt, 
,dass ein einmal in die Irrenanstalt Verbrachter, der „sieh 
selbst oder der öffentlichen Sicherheit gefährlich" ist, nicht 
ohne Zustimmung des betreffenden Bezirksstatthalters entlassen 
werden darf. Verweigert dieser die Entlassung, „so hattet die 
(Gemeinde für die weiteren Kosten, wogegen ihr das RUckgriffs- 
recht auf die Unterstützungspfllehtigen zusteht" i§ 23). Sonst 
aber muss jeder Kranke entlassen werden, wenn seine Ver- 
treter dies verlangen, mit andern Worten, nicht mehr für ihn 
bezahlen wollen. Diese Art der Kostenregelung hat zu schweren 
Missständen geführt*). Es ist eine geradezu verwerfliche Praxis 
vieler Gemeindebehörden, zuzuwarten, bis das betreffende ge- 
fährliche Individuum ein Verbrechen begangen hat '), damit 
dann für die Kosten der Unterbringung nicht mehr sie aufzu- 
kommen haben, sondern der Staat. Allerdings ist zu betonen, 
dass diese Aufgabe eigentlich eher dem Staate zufiele, als den 
Gemeinden, aber so lange eben der Staat dies nicht übernommen 
hat, so lange müssen die Gemeinden, oder sollten sie wenigstens 
dafür sorgen, dass, ebenso wie die Arbeitsscheuen, Liederlichen, 
Vagabunden und Trinker, so auch die gemeingefährlichen Irren 
versorgt werden, bevor sie zu Verbrechern geworden sind. 
Allein die Pflicht des Staates, bezw. der Bürgerge- 
meinde geht noch weiter. Wenn der Staat einen Mensehen in 
Arbeits-, Trinkerheil- und Irrenanstalten einsperrt, dann hat 
er auch die Pflicht, seine auf diese Art gesicherte Ruhe zu 

'1 Ein diesbezügliches krasses Beispiel einer aargauischen Gemeinde 
berichtet Forel in Schw. Z., Bd. VI, p. 315. 

') Vergl. femer auch von Speyr, Schw. Z., Bd. VH, p. 190. 

") Vergl. dazu auch Reusa, a. a. O., pag. 153, der noch weiter geht 
und in erster Linie die Familie des Irren verpflichten will, die Gemeinden 
hezw. der Staat kamen erat sekundär in Frage. Mit Recht! 
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bezahlen. Er hat deshalb nicht nur für den Einzuweisenden 
selbst zu sorgen, sondern auch för dessen Familie. Warum 
sollten wir nicht verpflichtet sein „der Familie, der wir im 
Interesse unserer eigenen Sicherheit ihren z. B. trotz seiner 
Epilepsie erwerbsfähigen, doch infolge seiner zeitweiligen An- 
fälle bedingungsweise gemeingefährlichen Ernährer rauben, 
dafür irgend eine Kekompensation zu bieten V '} Eine lobens- 
werte Ausnahme macht einzig der Kanton St. Gallen, der in 
durchaus nachahmungswürdiger Weise seine Pflicht gesetzlich 
geregelt hat in Art. 7, Abs. 2. In Obwalden (Art. 5, Abs. 2) 
ist lediglich die Möglichkeit einer Unterstützung der Kinder 
vorgesehen. — Die Gesetzgebung der andern Kantone schweigt 
sich hierüber völlig aus. 

Die Mangelhaftigkeit des gegenwärtigen Rechtszustandes 
in der Irrenfrage ist allseitig zugegeben. Dies liess — und 
zwar besonders unter den Psychiatern — die Fordening auf- 
kommen, nach einer einheitliehen Gesetzgebung, nach einem 
schweizerischen Irrengesetze. Leider ist von juristischer Seite 
bisher nur wenig geschehen, um diesem Postulat der Irrenärzte 
entgegenzukommen und doch verdient es, wie irgend ein anderes 
die volle Aufmerksamkeit der Juristen *). Der beachtenswerte 
Entwurf von Forel ') blieb leider bis jetzt ohne praktische 
Nachwirkung. Nicht nur aus dem Gesichtspunkte des Schutzes 
für die Irren selbst, sondern auch, und das ist für den Kriminal- 
politiker noch das Wichtigere, zum Schutze Dritter gegen die 
Geisteskranken ist ein Irrengesetz dringendes Bedürfnis. Es 
sollte endlich durchgängig für die Behörden Möglichkeit und 
Pflicht bestehen, gemeingefährliche Geisteskranke sofort zu 
versorgen. Man .sollte bei einem gemeingefährlichen geistig 
abnormen Mensehen nicht mehr mit der Versorgung zuwarten 

') Dr. Olfth, Direktor der migarischeu Staatsirrenanstalt in Bud.a- 
Pest, in „Züiieher Post" vom 2. Januar 1900. 

') Verj;!. Schw. Z., Bd. Vlll, pag. 340-34». 
') Schw. Z., Bd. VI, pag. 313 ff. 
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iDÜs»en, bis er einen Unschuldigen totgeschlagen hat ; wie 
Forel etwas drastisch sich ausdrückt. 

Leider aber ist nun nicht einmal die Einweisung von 
verbrecherischen Geisteskranken überall gesetzlieh befriedigend 
geregelt. Es steht jedoch die Einweisung der verbrecherischen 
Geisteskranken so sehr mit dem Strafrecht in Verbindung, 
dass diese Frage besser in einem andern Zusammenhange 
besprochen wird. 

Es erübrigt uns hier noch, den eigentlichen juristischen 
Charakter dieser verwaltungsrechtlichen Massnahmen klar 
zu legen. 

Die Einweisung trägt einen rein präventiven Charakter. 
Hie knüpft nicht, wenigstens nicht begriffsmässig, an ein Ver- 
brechen des Einzuweisenden an, vielm^r genügt der Nach- 
weis des liederlichen Lebenswandels, um solche Leute für einige 
Zeit einer zwangsweisen Besserungskur zu unterwerfen. Damit 
verfolgt nun diese administrative s. M. einen doppelten Zweck: 
einmal den der Fürsorge, und sodann den der Sicherung. 

1. D ie F ü r sorge. 

Die Person, um weiche es sich in solchen Fällen handein 
kann, ist gewöhnlich ein etwas verkommener Mensch, der sieh 
selber nicht durchzubringen vermag, aus Mangel an Existenz- 
mitteln. Allein nicht einzig das ist der Einweisungsgrund, son- 
dern vielmehr der Mangel Jeder Energie, sich aus dem ver- 
sumpften Leben wieder aufzuraffen zu nützlicher, menschlicher 
Tätigkeit. Viele von diesen Leuten sehen selber ein, dass es 
ihnen wohler ist bei der Arbeit als im Müssiggang, allein sie 
vermögen ihren Hang zur Liederlichkeit nicht niederzukämpfen, 
sie unterliegen ihm, werden unterstützungsbedürftig und unter 
Umständen Verbrecher ')■ Diese Leute ertragen die Freiheit 

') Bei einigen mag vielleicht schon die blosse Andi'ohung, sie in 
eine Zwangsaibeitsanätalt nuterzubringen, viel erreichen. E» ist daher 
eine diesbezügliche Bestimmung, welche in allen 'Fällen vorerst eine 
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nicht, sie versumpfen darin; es ist ein Akt staatlicher Fürsorge, 
wenn man sie unterbringt und zwangsweise zu einem anstän- 
digen und arbeitsamen Leben anhält, zu dem sie aus eigener 
Kraft sich nicht mehr hätten aufschwingen können. Es ist 
ja eine von den Strafanstaltsbeamten nicht selten gemachte 
Erfahrung, dass diese Leute, im Gefühle ihrer Widerstands- 
losigkeit im freien Leben, sich im Zuchthans wohler fühlen, 
als in der Freiheit. Dieser schwachen, unselbständigen Naturen 
muss sich der Staat ebenfalls annehmen. 

Natürlich geht die Fürsorge auch darauf aus für die 
Familien der Eingewiesenen zu sorgen, indem man ihren 
Ernährer durch Zwang zu einem geordneten Leben zu führen 
sucht, oder ihnen, wie bei den Geisteskranken, diese Last ab- 
nimmt. Doch scheidet dieser Standpunkt für unsere Betrach- 
tung aus. 

Auch bei den Geisteskranken hat der Staat eine wichtige 
Fürsorgepliieht für diese armen Menschen, die infolge geistiger 
Krankheit nicht im stände sind, sich auf befriedigende Weise 
durchzubringen, ganz abgesehen davon, dass durch eine Inter- 
nierung auch am ehesten eine Fortpflanzung dieser sozial-minder- 
wertigen Personen verhindert wird. 

2. Sicherung. 

Allein es ist nicht lediglich der Standpunkt der Fürsorge 
um diese willensschwachen Trinker oder Geisteskranken, was 
den Staat veranlassen kann, sich ihrer anzunehmen^ es ist auch 
die Fürsorge und Vorsorge um die Zukunft der Gesellschaft, 
e.s ist Sorge um die Sicherheit des staatlichen Gemeinschafts- 
lebens. 

Warnung verlangt, durchaus zu billigen. Vergl, das Küreher. Gesetz vom 
4. Mai 1H79, § *>; Obwalden Art. 7, Ziff. 2. Ausgenommen hiervon sind 
natdrlich die Geisteskranken, bei denen eine Warnung selbstverständlich 
keinen Wert hätte. 
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Die Verwaltungsbehörde wird sieh mit Recht siigeu, wenn 
auch dieser Mensch bis Jetzt allerdings noch kein Verbrechen 
begangen hat, so haben wir dennoch bei seiner herumstreifenden 
Lebensweise gar keine Gewähr, dass er nielit von einem Tag 
auf den andern doch zum Verbrecher werde; die Wahrschein- 
lichkeit ist sehr gross. Darin aber, dass man von der Wahr- 
scheinlichkeit des bevorstehenden Verbrechens, also von der 
sozialen (Jefährlichkeit ausgeht, kann keine Ungerechtigkeit 
liegen ; denn einmal stützt sich ja das Urteil über die Gefähr- 
lichkeit nicht allein auf subjektive Gründe, sondern vor allem 
auf objektive Tatbestände, wie Familienvernachiässigung. 
Alniosengenössigkeit, Trunksucht usw. Sodann ist dem unbe- 
dingt beizutreten, was schon Mo hl hervorgehoben hat '): „Bei 
Erwägung der Wahrscheinlichkeit, ob jemand eine Rechts- 
störung begehen werde, und deshalb gewissen Reehtsbeschrän- 
kungen zu unterwerfen sei, ist sein bisheriges Leben natürlich 
ein Hauptanhaltspunkt '). Hat er durch bereits begangene 
Verbrechen seinen unreehtlichen Willen und seine Nachgiebig- 
keit gegen sinnliche Reizungen schon bewiesen, so ist sehr zu 
befürchten, dass er bei wiederholter Gelegenheit sieh wieder 
hinreissen lassen werde," Die Erfahrung hat gezeigt, dass es 
Menschen gibt, die bereits eine stattliche Anzahl Freiheit» 
strafen erstanden haben und bei denen sowohl Richter als 
Verwaltungsbehörden die feste Ueberzeugung hegen, dass sie 
durch eine blosse kurze Freiheitsstrafe sich nicht beeinflussen 
lassen. Und bei diesen Individuen, bei denen die Strafe nicht mehr 
wirkt — auch nicht abschreckend, — soll zur Sicherung vor dem 
gefährlichen Menschen eine Verwaltungsmassregel angewendet 
werden; denn da Strafe anzuwenden, wo sie erfahrungsgemüss 
nichts wirkt, wäre zwecklos und daher widersinnig. Es 
erscheint demnach die administrative Einweisung, sei es nun 



gen lau. 



■) M o h 1 , System der Praveiitiv-Jiistiz oder Rechtspolizei, Tübin- 
') Mohl, a. n. 0. pag. .'S!, Ämneikung .^. 
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vor oder nach einem Verbrechen nicht aU Strafe, wenigstens 
nicht im Rechtssiiine '). Es ist rein polizeilicher Sicherungri- 
charakter, das Hauptmerkmal einer solchen Massregel. Die 
Aufgabe des Rechtsstaates besteht nicht bloss darin, Verbrechen, 
die bereits geschehen sind durch die Strafe zu unterdrücken, 
sondern er hat auch die Aufgabe, künftigen Rechtsbrüchen 
vorzubeugen*)*. Das ist die Sicherungstätigkeit der admini- 
strativen Behörden. 

An diesem speziellen Punkte will nun Mohl seine Prä- 
ventiv-Justizbehörde eintreten lassen. Allein die Schaffung 
dieses neuen u»d komplizierten Beamteuapparates scheint 
nicht durchaus nötig. Es kann die Aufgäbe der Präventiv- 
justiz ganz wohl der Verwaltungsbehörde wie sie ist, übergeben 
werden, nur muss selbstverständlich immer die gesetzliche 
Grundlage hiefür vorhanden sein. Daneben wird aber auch 
der Strafrichter sein Augenmerk auf Vei'hütung von Verbrechen 
zu richten haben; dieser kann nun aber n.iturgemäss erst da 
und erst dann eingreifen, wenn ein Verbrechen begangen 
worden ist, währenddem die Verwaltungsbehörde mit ihrer 
Verfügung einsetzen soll, bevor ein Verbrechen die Folge 
ist des liederlichen Lebenswandels, der Geisteskrankheit usw. 
Die Gebiete dieser beiden Gewalten sind also wohl abgrenz- 
bar; die Tatsache eines Verbrechens ist die Seheide. Daraus 
ergibt sich, dass die administrative Verfügung nie den Charakter 
einer staatlichen Strafe annehmen kann und darf. Die Ver- 
waltungsbehörde spricht kein Strafurteil aus, demzufolge jemand 
in eine Arbeitsanstalt versetzt würde; es ist lediglich eine Ver- 
fügung über die persönliche Freiheit eines Mensehen, der es 
nötig gemacht hat, dass ihm die Freiheit entzogen werde, sei 
es mit Rücksicht auf ihn selber — Ftlrsorge — , um ihn vor 
weiterem Unheil zu bewahren, oder sei es mit Rücksieht auf 

') D?nn die Strafe ist begriffsmHssig immer mit einem Verbveclieii 
verknüpft. 

') Molil, a. a O. passim; vergl. auch Stooss, Motive, B5/SiG. 
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die Gesellschaft — Hieherung — , weil dieser latente Verbrecher 
eine erhebliehe und stetige Gefährdung der öffentlichen Sicher- 
heit darstellt. Allerdings ist richtig, dass die Androhung der 
Versorgung in eine Arbeitsanstalt und auch in eine Irrenheilan- 
stalt eine Drohung enthält, die u. U. mindestens so stark und wirk- 
sam sein kann, wie eine Strafandrohung. Ebensowenig ist zu 
bezweifeln, dass für manche z. B. eine Interriierung in der 
Irrenanstalt eine grössere Strafe bedeutet, als die Unterbringung 
ins Zuchthaus. Es ist eine bekannte Tatsache, dass viele Irre 
aus der Irrenanstalt in die Strafanstalt versetzt zu werden 
wünschen; und es ist auch gewiss nicht ganz ohne Bedeutung 
wenn der Volksmund von einem wegen Unzurechnungsfähig- 
keit Freigesprochenen sagt: „Ja, wenn er wenigstens nur in 
die Irrenanstalt verbracht wird, dann ist er gestraft genug". 
Der wichtigste Berührungspunkt dieser administrativen Mass- 
nahmen mit dir richterlichen Strafe ist die Entziehung der 
Freiheit. Freiheitsentzug ist, wie treffend bemerkt wurde: 
„La monnaie courrante" ') unseres heutigen Strafvollzuges, 
und leicht überträgt sich deshalb auf jede staatliche Freiheits- 
entziehung etwas vom Charakter der Strafe. Allein Strafe im 
Rechtssinne kann nur eines sein: Die richterliehe Freiheits- 
entziehung wegen eines Verbrechens. Eine andere Rechts- 
strafe kennen wir nicht*). Mag nun die verwaltungsmässige 
Einweisung in verschiedene Anstalten auch noch so sehr als 
Strafe empttinden werden, rechtlich ist sie keine „Strafe", son- 
dern sie bleibt eine Verwaltungsmassregel. Sie kann an 
Stelle der Strafe treten bei den verbrecherischen Geistes- 
kranken; sie kann vor dem Verbrechen verhängt werden 
bei den Liederlichen, Trinkern, gemeingefährlichen Geistes- 



') Gantier spricht von den „peiues pvivatives de libertö f«mporaires 
qiii sont la monnaie courante de la r^pressioii acluelle'. Schw. Z., VII., 
pag. 57. 

^ Von den Strafen, die nicht in einer Freiheitsberaubung bestehen, 



wird hierbei abgesehei 
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kranken; sie kann endlich auch nach Verbüssung der 
Strafe zur Anwendung gelangen; aber niemals ist sie die ge- 
setzliehe Folge einer verbrecherischen Tat, niemals erfolgt 
sie „als Strafe". Denn die .Strafe bezweckt Vergeltung, 
Besserung, Sicherung und Abschreckung; die Verwaltungs- 
massregel hingegen will nur ein Akt staatlicher Fürsorge sein, 
entweder Fürsorge um das betreffende Individuum selbst oder 
Sicherung für Drittpersonen. 

Für die Beurteilung des rechtlichen Charakters der s. M. 
im Verwaltungsrecht darf man nicht abstellen auf die im 
Volke doch recht verschiedene Ansicht über die Strafnatur 
dieser Massregeln, auch nicht auf die Qualifizierung durch 
die Betroffenen selbst, sondern es sind lediglich die vom Ge- 
setze aufgestellten Voraussetzungen und Folgen zu prüfen. 
Nirgends aber, und das ist hier noch hervorzuheben, werden 
strafrechtliche Folgen an eine solche Einweisung geknüpft. 

Das also gilt es vor allem festzuhalten : diese Massregelu, 
sei es nun Einweisung in eine Arbeits- oder in eine Trinker- 
oder Irrenheilanstalt, tragen absolut keinen strafrechtlichen 
Charakter; sie sind lediglich diktiert von Gründen der staat- 
lichen Fürsorge und der Sicherung. 

B. Die 8. M. im Strafrechte. 

S t o 8 s hat in der Exp. Korn, ausgesprochen, er habe 
für die gesetzgeberische Verwendung der s. JI. kein Vorbild 
gefunden. Dies konnte jedoch nicht so gemeint sein, dass 
alle und jede s. M. bis jetzt dem Strafrechts völlig gefehlt 
hätten, sondern es wollte damit wohl bloss gesagt werden, 
dass eine zusammenhä n g e nde, systematische 
Verwendung der s. M. bis jetzt in einem Strafgesetzbuehe 
noch nie versucht worden sei. In dieser Beschränkung ge- 
fasst, ist der Ausspruch von S t o o s s auch durchaus richtig. 
Allein einzelne sporadische Vorläufer der s. M. finden wir 
auch hier. Schon im römischen Recht finden sich s. M., 
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allerdings nicht in der Ausdehiiuiiy, wie wir sie heute von 
unserm entwickelteren Rechte verlanf^en. Aber in der Anlage 
sind sie doch den heutigen s. M. wesensgleicli. Bemerkenswert, 
ist aber, dass sich diese Bestinmiungen im römischen öffent- 
lichen Rechte befinden. Die Geisteskrankheit galt auch im 
römischen Rechte bereits als Strafausschlleseungsgrund. Es 
ist bemerkenswert, dass die andauernde, geistige Störung als 
„Ki-ankheit" anerkannt wird. Die Quellen brauchen die Aus- 
drücke dementia, fiiror und bezeichnen dies als morbus. Etwas 
eigentümlich mutet uns aber die Begründung der Straflosigkeit 
des Geisteskranken an: cum satis turore ipso puniatur. Ae- 
niilius Macer erwähnt in 1. 14 Dig. de officio praesidis 
I. 18 ein Rescript von Marcus (Aureliusi und Cominodus, das- 
selbe lautet: „Si tibi liquido compertum est, Aelium Priscum 
in eo ftirore esse, ut eontinua mentis alienatione omni intel- 
lectu careat, nee subest ulla suspicio matreni ab eo simula- 
tione dementlae oecisani: potes de modo poenae eius dissi- 
multire, cum satis furore ipso puniatur. et tamen diligen- 
tlus custodiendus erit ac, si putabis, fetiam vinculo 
coercendus, quod non tarnen ad poenam quam ad 
tutelam eins et seeuritatem proximorum pertinebit. 

Es folgen dann Im weiteren Bestimmungen darüber, dass 
diejenigen, die zur Aufsicht tlber den furiosus verpflichtet sind, 
für die Folgen ihrer Nachlässigkeit haftbar zu machen seien, 
denn sie hatten nicht nur auf den Kranken um seiner selbst 
willen und auf sieh acht zu geben, sondern auch für den 
.Schutz von Drittpersonen besorgt zu sein. Wenn dann den- 
noch ein Verbrechen begangen werde, so könne man mit Recht 
denen die Schuld zusehreiben, die die Pflicht zur Aufsieht ge- 
habt hätten, (non immerito culpae eorum adscribendum est, 
qui neglegentiores in officio suo fuerint). 

In der Theorie des Strafrechts sind die s. M, schon seit 
langem verfochten worden, und es haben sieh denn auch ein- 
zelne Strafgesetzbücher veranlasst gesehen, s. M. aufzunehmen, 
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freilich vorläufig bloas als Ausnahme uud ohne 3ie organisch 
in ein .Strafensystem einzugliedern. Eine kurze rechtsverglei- 
chende üebersicht über die gegenwärtige Gesetzgebung ein- 
zelner Staaten mag dies veranschaulichen. 

/. Deutsdies Reich. 

In Deutschland, dessen .Strafgesetzbuch ja bekanntlich 
vollständig auf dem Boden der Vergeltung ruht, finden wir 
nur einige wenige Bestimmungen, die herbeizuziehen sind: die 
S§ .-Jei, Ziff. 3—8, und 36^, Abs. 2 und .■(. Daneben ist noch 
zu verwei-sen auf g 487 der Str.-Proz.-Ordg. vom 1, Februar 
1877 '). 

Der g .-161 lautet; mit Haft wird bestraft: 

1. 

■2. 

3. Wer als Landstreicher umherzieht; 

4. Wer bettelt, oder Kinder zum Betteln anleitet oder 
ausschickt, oder Personen, welche seiner Gewalt und Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, 
vom Betteln abzuhalten unterlässt; 

5. Wer sich dem Kpiel, Trunk oder Mttssiggang dergestalt 
hingibt, dass er in einen Zustand gerät, in welchem zu seinem 
Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernäh- 
rung er verpflichtet ist, durch Vermittlung der Behörde fremde 
Hülfe in Anspruch genommen werden muss; 

6. Eine Weibsperson, welche wegen gewerbsmässiger Un- 
zucht einer polizeilichen Aufsicht unterstellt ist, wenn sie den 
in dieser Hinsicht zur Sicherung der Gesundheit der öffentlichen 
Ordnung und des öffentlichen Anstandes erlassenen polizeilichen 

') § 487; „Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe ist aufzuschieben, 
wenn der Verurteilte in Geisteskrankheit verfällt." Leider ist damit nur 
die negative Seite — Nich tvo II streck harkeit ^ berücksichtigt, und eine 
zu positiven Massnahmen verpflichtende Vorschrift fehlt! 
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Vorschriften zuwiderhandelt, oder, welche, ohne einer solchen 
Aufsicht unterstellt zu sein, gewerbsmässig Unzucht treibt; 

7. Wer, wenn er aus öffentlichen Armenmitteln eine Unter- 
stützung empfängt, sich aus Ar'beitsscheu weigert, die ihm von 
der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit 
zu verrichten; 

8. Wer nach Verlust seines bishengen Unterkommens 
binnen der ihm von der zuständigen Behörde bestimmten Frist 
sich kein anderweitiges Unterkommen verschafft hat und iiuch 
nic^ht nachweisen kann, dass er solcihes der von ihm ange- 
wiindten Bemühungen ungeachtet nicht vermocht habe. 

Im weiteren bestimmt der § >iG2 in Absatz 2: „Bei der 
Verurteilung zur Haft kann zugleich erkannt werden, dass die 
vemrteilte Person nach verbüsster Strafe der Landes- 
polizeibehörde zu überweisen sei. Im Falle des § 361 Nr. 4 
ist dieses .jedoch nur dann zulässig, wenn der Verurteilte in 
den letzten drei Jahren wegen dieser Uebertretung mehrmals 
rechtskräftig verurteilt worden ist, oder wenn derselbe unter 
. Drohungen oder mit Waffen gebettelt hat. 

Durch die Ueberweisung erhält die Landespolizeibehörde 
die Befugnis, die verurteilte Person bis zu zwei Jahren ent- 
weder in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemein- 
nützigen Arbeiten zu verwenden ". 

Obwohl es sich hier um eine Massnahme „nach verbüsster 
Strafe" handelt, so ist das Institut doch keine eigentliche s. M., 
es ist vielmehr eine sog. korrektionelle Naehhaft. Zu beachten 
ist sodann noch, dass nicht der Richter selbst diese Einweisung 
verfügt, sondern es ist ihm bloss die Initiati\'e vorbehalten '); 
Sache der Verwaltungsbehörde ist es dann, ob sie der richter- 
lichen Anregung Folge geben will oder nicht. 

Es ist also in der deutschen Gesetzgebung nur ein sehwa- 
cher Anlauf gemacht worden ; an einer völligen und förmlichen 
Hinübernahme in das Strafrecht fehlt es zurzeit noch ganz. 



') Nach Schmidt a. a. O. ist sogar das schon zuviel! Pag. 2!>1. 
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Auf demselben Standpunkte steht auch der von der 
Dresdener forensich-psyehiatriseheii Vereinigung vorgeaehlagene 
Art. 51 a zum deutschen Str,-G,-B. Beachtenswert ist daraus 
folgende Bestimmung: „Wenn es wahrscheinlich erscheint, dass 
ein Individuum von verminderter Zureehnungsfähigkeit nach 
Verbüssung der erkannten Strafe weitere Straftaten begehen 
werde, so kann neben einer Freiheitsstrafe zugleich erkannt 
werden, dass der Verurteilte nach Verbüssung der erkannten 
Strafe dem Vormundschaftsgericht zu überweisen sei. Durch 
die Ueberweisung erhält das Vormundschaftsgericht die Be- 
fugnis, ihn solange in einer besonderen, zur Aufnahme von 
Personen verminderter Zureehnungsfähigkeit bestimmten An- 
stalt unterzubringen, als die Beftlrehtung, dass er wieder Straf- 
taten begehen M^erde, fortbesteht". 

Es soll also damit die Möglichkeit geschaffen werden, 
vermindertzurechnungsfähige Verbrecher, die der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung gefährlich sind, zu versorgen. Wenn 
dieser Vorschlag Gesetz würde, so hätte man in Deutschland 
das sonderbare Resultat, dass die Frage der Versorgung Ver- 
mindertzurechnungsfähiger geregelt würde vor derjenigen über 
die Unzurechnungsfähigen, Sonst weist die geschichtliche Ent- 
wicklung überall gerade den entgegengesetzten Gang auf! 
Wie in dem bereits erwänten Falle, so ist auch hier nicht der 
Richter selbst derjenige, der die Versorgung ausspricht, son- 
dern es handelt die Verwaltungsbehörde auf Anregung des 
Richters. Höchst interessant ist dabei noch die sonderbare 
Begründung, weswegen der Behörde und nicht dem Gerichte 
diese Einweisung überlassen werden soll, „Es empfiehlt sich 
die Entscheidung darüber, ob ein Verbrecher in einer solchen 
Anstalt unterzubringen sei und wie lange er darin zu verwahren 
sei, den Vormundsehafts-Gerichten zu übertragen, damit einer 
übertrieben langen Festhaltung vorgebeugt und auch das Wohl 
des Untergebrachten hinreichend berücksichtigt werde" ') i,! !) 



'J Weiiigart, in Z. XIX, pag. 147. 
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//. Oesterreich. 

Eine etwas andere 8telluiig nimmt Oesterreich ein. In 
einem kleinen Schriftchen über kriminalpolitische Gedanken 
österreichischer Strafgesetzgeber führt Stooss eine sprechende 
Bestimmung der Theresiana aus dem Jahr 1768 an. Diese 
lautet in Art. 7 § 5 daselbst: „Kriegsdienste sind keinerdings 
unter die Straften zu rechnen. Es kann demnach in Malefiz- 
fällen das Soldatenleben durch ein Urteil nicht zur Strafte 
auferlegt werden. Nachdem aber der Soldatenstand eine Lehr- 
schul zur Angewöhnung des Gehorsams, Mühe und Arbeit ist, 
als wird hiemit gestattet, dass taugliche, junge und ehrliche 
Mannspersonen, welche wegen ihres müssigen Herumfahrens, 
wegen Frevelhändel, oder sonst geringerer keine Ehrenmackel 
auf sich tragenden Verbrechen sich verfänglich gemacht, ohne 
Schöpfung eines Urteils zu Soldaten abgegeben werden mö- 
gen; und dieses nicht zur Straffe, sondern zu gemeiner Wohl- 
fahrt und ihrem eigenen Besten, damit sie von müssigem oder 
sonst ungebührlichem Lebenswandel abgezogen und nüteliche 
Mitgheder des Staates hieraus erzieglet werden". 

Dazu fügt Stooss die Bemerkung bei: „Damit ist der 
kriminalpolitische Gedanke ausgesprochen, es soll die Gruppe, 
der Liederlichen durch s. M. zur Arbeit erzogen werden. Die 
Massnahme wird durch den schlechten Lebenswandel einer 
Person, nicht durch ein bestimmtes Verbrechen begründet, 
und der Zweck ist, den Liederlichen zu einem nützlichen 
Gliede des Staates zu erziehen '). Im übrigen kennt die öster- 
reichische Gesetzgebung keine Bestimmungen über s. M. Auch 
der Strafgesetzentwurf von 1895 (er ist immer noch Ent- 
wurf) besitzt in § 61 Abs. 2 lediglich eine Bestimmung bezüg- 
lich der Jugendlichen. 



') Vgl. zum Ganzen: Stooss, Kriminal politische Gedanken öster- 
reichischer Strafgesetzgeber. Wien 1902. 
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///. Die Niederlande. 
Das niederländische Str.-G.-B, verpflichtet in Art. 37, 
Abs. 2, den Strafrichter nach erfolgter Freisprechung des An- 
geklagten aus Gründen der Unzurechnungsßlhiglieit für dessen 
Verwahrung Sorge zu tragen, wenn der Kranke als der öifent- 
lichen Sicherheit gefährlich erscheint. Ausserdem wird nach 
An. 32 des niederländischen Str.-G.-B. von 1881 der des Bettels 
oder der Landstreicherei Ueberführte direkt vom Richter zur 
Uetention in einem Arbeitshause verurteilt. 

IV. Ungarn. 

Ungarn besitzt eine neue Str. Proz. Odg. vom 4. Dezember 
1896. In dem § 246 ist den begutachtenden Aerzten die Pflicht 
auferlegt, in ihrem Gutachten anzugeben, „ob der Beschuldigte 
an Geistesstörung oder Bewusstlosigkeit leide, bezw. ob er zur 
Zeit der Begehung der strafbaren Handlung an derselben so 
gelitten, dass er zufolge dessen nicht die Fähigkeit zur freien 
Willensentsehliessung besessen; und sie haben sich auch in 
der Richtung zu erklären, ob der Zustand des Beschuldigten 
ein gemeingefährlicher ist." Was dann aber mit einem Gemein- 
gefährlichen angefangen werden soU, wird leider nicht be- 
stimmt '). 

V. Russland. 

Nach dem russischen Strafgesetzbuch Art. 95 und nach 
Art. 36 Abs. 2 des russischen Entwurfes ist der Strafrichter 
gehalten, fitr die gehörige Unterbringung gemeingefährlicher 
Geisteskranker, die freigesprochen werden mussten, besorgt 
zu sein. 

VI. Dänemark, 

Das Dänische Str. G. B. besitzt in § 38 eine hierher ge- 

') Es ist anzunehmen, dass dann auch hier eine Mitteilung (oder 
Ueberiveitjung ?) an die Verwaltungsbehörden erfolge, die dann das Weitere 
vorzunehmen haben. 
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hörige Bestimmung. Diese lautet: „Straffrei sind Handlungen, 
welche von Wahnsinnigen begangen werden, oder von solchen, 
deren Verstand entweder so mangelhaft entwickelt oder so 
gestört ist, dass sie der Strafbarkeit ihrer Handlungen mut- 
masslich nicht bewusst sind, oder welche im Augenblick der 
Tat von Sinnen waren. 

In soweit die Sache anhängig gemacht wird, kann im Ur- 
teil bestimmt werden, dass gegen die Betreffenden Sicherheits- 
massregeln zu treffen sind, welche Jedoch wieder von Seiten 
der Obrigkeit aufgehoben werden können, wenn sie nach ein- 
gezogener ärztlicher Erklärung nicht mehr nötig befunden 
werden." 

Diese Lösung ist gewiss eine recht praktische. Das Gericht 
entscheidet über die Versorgung in allen Fällen, wo es sich 
mit dem Tater befassen muss. Ist er gemeingefährlich, so kann 
e.s die nötigen Sicherungsmassregeln anordnen. Ueber die Ent- 
lassung hingegen entscheidet die Behörde auf Grund eines 
ärztlichen Gutachtens. — Zu bedauern ist nur, dass nach § 39 
des dän. Str. G. B. bei den Vermin dertzurech nun gsfäh igen 
einzig mildere Strafe statthaft ist. 

VII. Frankreich. 

Frankreich besitzt zur Zeit noch keine eigentlichen Be- 
stimmungen über 8. M. Doch hat sich dort ein Institut ausge- 
bildet, das man zwar nicht unter die s. M. im engeren Sinne 
wird rechnen können, das aber mit ihnen doch in einem ge- 
wissen begriffsmässigen Zusammenhange steht, die Depor- 
tation. Nach dem Recidivistengesetz von 1885 werden die 
rückfälligen Verbrecher nach den Kolonien gebracht. Allein 
damit ist das Verbrechen noch nicht bekämpft, die Aufgabe iat 
einfach um ein Haus weiter verschoben. Gewiss ist richtig, dass 
allein das Herausreissen aus der bisherigen Umgebung schon 
bei Manchem etwas nützen wird; allein ob er dann nicht dort 
in noch schlimmere Umgebung gerät? Und Ober die soziale 
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Tauglichkeit des Nachwuchses von deportierten rückfälligen 
Verbrechern und aus Paris verbannter unsittlicher Weibsper- 
sonen, darf man sich wohl keinen gar grossen Hoffnungen 
hingeben ! ') Der Schweiz. Gesetzgeber war glücklicherweise 
nicht in der Lage, diese verwerfliche Massnahme nachzuahmen. 

Der franz. Entwurf^ ist einen Schritt weiter gegangen 
als der bisherige code p^nal. Jedoch kennt auch er nur eine 
einzige s. M., nämlich die Arbeitsanstalt. (§ 9 placement dans 
un Etablissement de travail.) 

Der Art. 38 bestimmt in dieser Richtung: „Dans les cas 
determin^s par la loi les tribunaux pourront ordonner que le 
condamnö seit a l'expiration de la peine de l'emprisonnemeiit 
placE dans un etablisseraent de travail pour trois mois au 
nioins et trois ans au plus". Es kann also das Gericht direkt 
in den Im Gesetz vorgesehenen Fällen zur Verbüssung der er- 
kannten Gefängnisstrafe den Verurteilten in die Arbeitsanstalt 
einweisen. Hierbei ist eine doppelte Zeitgrenze vorgesehen, 
ein Minimum von drei Monaten und ein Maximum von drei 
Jahren. Das Maximum von drei Jahren ist wohl richtig fest- 
gesetzt, es entspricht übrigens auch der Zeitbestimmung des 
Schweiz. E. Art. 31. Der Zweck dieser Anstalten geht Ja vor- 
nehmlich auf Besserung und nicht auf dauernde Sicherung. 
Wenn es nun nicht gelingt, innerhalb dreier Jahre einen Ar- 
beitsscheuen zu bessern, dann wird auch eine weitere Behand- 
lung keine Früchte tragen. Einen solchen Unverbesserlichen, 
im übrigen aber ja nicht schwer gefährlichen Vagabunden, 
lebenslang einzusperren, ginge doch zu weit. Weniger Ein- 
wandsfrei hingegen ist das Minimum. Drei Monate sind ofifen- 
har eine viel zu kurze Frist *). Es ist ja fast nicht gedenkbar, 



') Mir scheint, man könne sieh gegen diese „Verbrecherz (Ich terei" 
nicht scharf genug auslassen. 

») Abgedruckt in Mitt. d. I. K. V. Bd. IV, pag. ]04 ff. 

') Dieser Ansicht ist auch Gautier in seinem Artikel: deux pro- 
Jets, in Hchweiü. Z. Bd. VII, pag. 7t; , 
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daes ein Mensch mit liederlichem und arbeitsscheuem Charakter 
in der kurzen Zeit von drei Monaten sich ändere. Auf alle 
Fälle wird man, soll wirklich eine ernste und nachhaltige 
Behandlung des Individuums eintreten, nicht unter sechs 
Monate gehen dürfen. Das Minimum von einem Jahr im Schweiz. 
E. trifft hier gewiss das Richtige. 

Im Unterschied zum Schweiz. E. sieht ferner der franz. 
E. die Unterbringung in eine Arbeitsanstalt als eine förmliche 
Strafe an. Nach Art. 10 gehört das „plaeement dans un 6ta- 
blissement de travail" unter die „peines accessoü-es". Es ist so- 
mit diese s. M. nicht etwas von der Strafe begrifflieh ver- 
schiedenes und ausgeschiedenes, sondern sie wird vielmehr 
als Nebenstrafe aufgefasst, ungefähr im Sinne von Hippels und A. 

Erwähnenswert ist ferner noch aus dem französischen 
Entwürfe die Bestimmung des Art. 55, sie lautet: „Lorsqu'un 
individu inculp^ d'un fait qualifi^ crime aura 6t6 aequittö pour 
cause de dömence, la cour pourra ordonner qu'il soit plac6 
dans un Etablissement d'ali6n6s 

Si l'inculp^ a 'öt^ I'objet d'une ordonnance ou d'un arrßt 
de non lieu, le placement pourra 6tre ordonner par le tribunal 
civil ä la requSte du ministere publique." 

Von einer eigenen zweckmässigen Behandlung der Ver- 
mindertzurechnuugsfähigen weiss leider der französische Ent- 
wurf nichts. 

VI/l. Italien. 

Einen ganz entschiedenen und lobenswerten Fortschritt 
gegenüber anderweitigen Gesetzgebungen hat Italien gemacht 
durch die Aufnahme der Art. 46 und 47 in das italienische 
Str. G. B. vom 30. Juni 1889. Der Art. 46 bestimmt, dass Un- 
zurechnungsfähige freizusprechen und nicht strafbar seien. 
„Doch ordnet der Richter, wenn er die Freilassung des frei- 
gesprochenen Beschuldigten für gefährlich erachtet, die Ueber- 
weisung desselben an die zuständige Behörde an, zur Vor- 
nahme weiterer gesetzlicher Schritte." Die nähere Ausführung: 
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dieser gesetzliehen Schritte findet man in den Art. 13 und 
14 der Disposizioni per l'attuftziohe de! codice penale. Tref- 
fend sind die Bemerkungen von C a r 1 a 1 1 i mit Bezug auf 
diesen Punkt des italienischen Gesetzbuches, ') Es lohnt 
sich, sie hier in extenso anzuführen: „Da troppo tempo e da 
troppe parti si chiede e con ragioiie, che gli autori di fatti 
criminosi, ove sianQ dichiarati non punibili per infermitä di 
meiite, non vengano rimessi in libertä ed abandonati a loro 
stessi, con grave rischio della sieurezza sociale. Non per 
misura repressiva, che sarebbe fuori di luogo, ed in contradi- 
zione aperta con la legge che proclama la irresponsabilitä- 
deir infermo di mente, ma per ragione preventiva, vuolsi prov- 
vedere, quando lo consigliiio o la speeie dall' alienazione o le 
condizioni dell' individuo o la gravitä dei fatti e del pericolo, 
a porre tale sventurati nella impossibilitä di nuocere, ed in 
pari tempo ad assicurar loro quella assistenza e quella eura 
che l'umanitä iraitone. L'iniziativa di tale provvedimento us- 
cirebbe veramente della eompetenza teenica del giudice penale: 
ma ragione di eeonomia animiniatrativa e di opportunitä po- 
litica mi hanno indotto ad attribuiere allo stesso magistrato, 
che eonosee del fatto e della persona, nel tempo stesso in cui 
la dlchiara prosciolta da ogni imputazlone penale. 

II provvedimento si coordina allä istituzione dei cosl detti 
manicomii criminali, ormai stabiliti in pareechi civiiia- 
sinii paesi, e dei quali anche in Itaiia si 6 comminciato a fare 
esperimento, ed e anzi stata relteratamente proposta per legge 
la regolare eostitutione". Allein Italien hat nicht nur eine 
Versorgung des völlig Geisteskranken im Auge, sondern auch, 
und das ist das Bemerkenswerte und Neue, des Vermindert- 
zurechnungsfähigen. Diesbezüglich bestimmt der Art. 47 ; War 



') Ca rIetti,MaiiualiBavbers, Codice penale, quintaedizione, F 
1902. pog. 129/13(1. Daselbst ist auch eine nette "Uebersioht gegebei 
die Entwickinng dieser Einrichtung in Italien. 
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der im Vorhergehenden Art. bezeichnete Geisteszustand derart, 
dass er die Zurech nungsfähi^k ei t wesentlich (grandemente) be- 
eintlusste, ohne sie völlig auszuschliessen, so wird die für die 
begangene strafbare Handlung bestimmte Strafe gemäss nach- 
folgenden Regeln herabgesetzt 4. Ist die .Strafe Frei- 
heitsstrafe, 80 kann der Richter Verbüssung derselben in einem 
Verwahrungshause (casa di custodia) anordnen, bis die zu- 
ständige Behörde diese Massregel zurücknimmt, in welchem 
Falle der Rest der Strafe in gewöhnlicher Weise verbüsst wird"^. 

Die in Art. 46 vorgesehene Regelung der Frage ist iiu 
grossen und ganzen gewiss nur zu begrüssen. Bedenken er- 
regt einzig der Umstand, dass der Richter nicht direkt die 
Verfügung trifft, sondern sich mit einer Ueberweisung an die 
Behörden begnügen muss. Doch, wenn dann für die Behörde 
eine Verpflichtung besteht, sich der betreffender. Person an- 
zunehmen, so sind die Bedenken nicht mehr hoch anzuschlagen. 

Nicht ganz richtig ist hingegen das Verfahren gegenüber 
den Verminder (zurechnungsfähigen. Einmal muss es als durch- 
aus ungenügend bezeichnet werden, dass eine Verwahrung nar 
möglieh sein soll während der Dauer der Strafzeit. Daraus 
ergibt sieh unter Umständen — und praktisch wird der Fall 
wohl nicht selten sein, — dass ein Vermin dertzureehnungs- 
fähiger auch vor seiner Heilung und trotz des Fortbestehens 
seiner Gefährlichkeit freigelassen werden muss. Leider fehlt 
sodann auch die Verpflichtung zur Einholung eines ärztlichen 
Gutachtens. Dass aber immerhin auch dem psychiatrischen 
Standpunkte etwas Rechnung getragen wird, zeigt sich in der 
Einrichtung der casa di custodia. Es ist dies eine beson- 
dere Aufsichtsanstalt, eine Strafanstalt, die eigens zum Zwecke 
des Strafvollzugs für Vermindertzurechnungsfähige errichtet 
ist. Sie unterscheidet sich von andern Strafanstalten durch 
mildere Disziplin, insbesondere wird das Schweigegebot — 
Hilency-System — nicht so strenge gehandhabt, und gewisse 
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Disziplinarstrafen können nur nach Anhörung des Anstalts- 
arztes vollstreckt werden '). 

Aehnlieh der Deportation in Frankreich besitzt Italien 
die Einrichtung des domicilio coatto. Dieser Zwangs- 
woiinsitz, welcher „auf eine Dauer von zwei bis fünf Jahren 
verordnet wird, muss auf den zu Italien gehörigen Inseln des 
Mittelländischen Meeres verbusst werden". 

IX. Norwegen. 
Norwegen hat in seinem Entwürfe zu einem neuen Str. 
G. B. (jetzt Gesetz seit 1. Januar 1903) den neueren Forderungen 
gerecht zu werden versucht und eine befriedigende Lösung 
dieser schwierigen Frage gefunden. Mit besonderer Genüge 
tuung haben bei dem Erscheinen des norwegischen Entwurfs 
die Psychiater konstatiert, dass hier zum erstenmale ihren seit 
längerer Zeit verfochtenen Forderungen nachzukommen ge- 
strebt werde. Es betrifft dies vornehmlich die Behandlung 
der Unzurechnungsfähigen und Vermindertzurechnungsfähigen 
im Strafvollzug. Hierfür sind nach § 39 s. M. vorgesehen *). 
Die Bestimmung dieses § lautet wörtlich: „Wenn das Gericht 
annimmt, dass ein Angeklagter, der freigesprochen oder ge- 
mäss den g§ 45 oder b^ zu einer herabgesetzten Strafe ver- 
urteilt wird, wegen Zurechnungsunfähigkeit oder verminderter 
Zurechnungsfähigkeit die Rechtssicherheit gefährdet, so kann 
es bestimmen, dass er in einer Irren- oder Heilanstalt oder 
Arbeitshausabteilung für Trunksüchtige unterzubringen oder 
dass ihm ein bestimmter Aufenthaltsort anzuweisen oder zu 

') Vgl. hierüber: Weingart, Die verminderte Zurechuungsfähiglieit 
in Z. XIX, p. 145. Femer: H. Hübbe, Die strafrechtliche Behandlung 
der Vermindeitzurechnuiigsflthigen. Breslau 1902, pag. 37 f. als Heft 43 
der strafrechtlichen Abhandlungen von Bennecke und Beling. 

') Die auBdrUckliche Bezeichnung alä g. M. findet sich allerdings im 
Wortlaut des Gesetzes nicht, allein materiell, inhaltlich, haben wir es hier 
unzweifelhaft mit denselben Massregeln zu tun, die der schweizer. Ge- 
H elzgeber sdn e. M. bezeichnet hat. 
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verbieten ist. Die getroffene Massregel ist durch die Obrig- 
keit wieder aufzuheben, wenn sie nach eingeholtem ärztlichen 
Gutachten nicht mehr notwendig ist. 

In Schwurgerichtssaehen kann das Gericht, um einen 
Anhalt zu haben, den Geschworenen die Frage vorlegen, ob 
einige, und event. wie viele der Oeschworenen für Freispre- 
chung deswegen gestimmt haben, weil sie den Angeklagten 
für unzurechnungsfähig ansahen". 

Leider ist dieses Gesetz erst so kurze Zeit in Kraft, dass 
man weder von guten Erfahrungen, noch von Misserfolgen 
sprechen kann; allein wir hegen keine Zweifel, dass diese 
Bestimmung sich durchaus bewähren wird. Die Fassung des 
Art. 39 scheint uns in allen Beziehungen mustergültig. Beson- 
ders heri'orgehoben zu werden verdient die fakultative Form: 
„es kann" das Gericht eine solche Einweisung vornehmen. 
Das ist durchaus zu billigen. Der Richter soll nieht eo ipso 
verpflichtet werden, jeden Unzurechnungsfähigen oder Ver- 
mindertzurechnungsfähigen zu versorgen, das wäre entschieden 
zu weit gegangen und würde dem Staate zu viel unnötige 
Kosten veniraaehen, man denke z. B. nur an einen leichtern 
Grad von Schwachsinn. Einem solchen Verbrecher gegenüber 
— der vermindertzureehnungsfähig ist — wird voraussichtlich 
in vielen Fällen eine scharfe Freiheitsstrafe heilsamer sein, 
als eine kurze, oder gar als ein kurzer Aufenthalt in einer 
Krankenanstalt. Nicht, dass zwar durch diese schärfere Strafe 
eine moralische Besserung erzielt werden könnte, allein die 
Strafe wird insofern ihre gute Wirkung tun, als der Sehwach- 
sinnige in Zukunft sich eher vom Unrecht abhalten lassen 
wird; nicht aus Gründen rechtlich denkender Billigkeit, nicht 
aus ethischen Erwägungen, sondern aus Furcht vor den Übeln 
Folgen, also aus ganz egoistischen Motiven. Doch muss sieh 
das Strafrecht mit dem äusserlichen Erfolg zufrieden geben, 
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ein weiteres ist Sache der Moral '). Die Strafe grtiche in diesem 
Falle „einer Dressur zu sozialem Verhalten", wie man dies 
äusserst zutreffend genannt hat '). 

In der Regel aber wird der Richter bei Vermindertzu- 
rechnungsfähigen eine besondere Behandlung eintreten lassen. 
Der Gedanke : s. M. bei den geistig nicht mehr ganz Normalen 
ist hier zum erstenmale in etwas weiterer Ausdehnung durch- 
geführt worden. Gegenüber dem italienischen Rechte zeichnet 
sich das norwegische schon dadurch vorteilhaft aus, dass es 
nicht nur eine Anstalt kennt für diese Leute, wohin sie dann 
p€le-m61e gebracht werden, sondern dass es bereits die An- 
stalten für die s. M. etwas spezialisiert', allerdings auch noch 
nicht in genügendem Masse. Ein weiterer Vorzug aber gegen- 
über der italienischen Bestimmung besteht darin, dass der 
unnötige und Zeit raubende Umweg der üeberweisung an die 
Landesbehörde in Wegfall kommt, und dass das Gericht in 
unmittelbarer Anknüpfung an die Behandlung des Verbrech e n s 
auch die Massnahme über den Verbrecher direkt verfügt. 

Dass dagegen die Entlassung durch die Behörde erfolgt, 
bereitet keine prinzipiellen Schwierigkeiten, zumal durch Ein- 
holung eines ärztlichen Gutachtens die praktischen Schwierig- 
keiten wohl ziemlich beseitigt werden können. Das politische 
Bedenken, das vielleicht noch geltend gemacht werden könnte, 
— die Gefährdung der persönlichen Freiheit in Zelten politi- 
scher Unruhe usw. — ist wohl nicht hoch anzuschlagen. Diese 
Gefahr Hesse sich übrigens leicht beheben durch Schaffung 
einer Aufsichts- und Besehwerdeinstanz *), sowie durch eine 
strenge Kontrolle der Privatanstalten. Staatliche, öffentliche 
Anstalten scheinen mir in dieser Beziehung doch recht unge- 



') „BUrB^rlithe, nicht notwendig sittliche Besserung" von Liszt, 
Lehrbuch, p. 66; vgl. auch Grolman, „Wer legal gesinnt ist, ist ein 
guter Bürger", p. 116 Anmerkung; ferner 124 f. 

') G. Olaser, ärztliches Gutachten in Schweiz. Z. XIV, pag. 371. 

") Was einer bereits bestehenden möglichst unabhängigen Kom- 
1- übertragen wäre. 
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fälirlicli. Es wird Aufgabe der Verwaltung sein, hier genügende 
Kautelen vorzusehen (Irrengesetz!). Sehr zu loben ist, dass 
der Gesetzgeber nicht auf dem Wege diesen Bedenken be- 
gegnen wollte, dass er den Richter ein zeitliches Maximum 
der Einweisung festsetzen Hess, 

Der norwegische Entwurf darf den Kuhm für sich bean- 
spruchen, das erste gesetzgeberische Werk zu sein, in dem 
die s, M. in etwas grösserem Umfange aufgenommen worden 
sind. Wir finden da bereits eine ziemlich weitgehende Indi- 
vidualisierung, die sich darin zeigt, dass zum Vollzuge der 
s, M. bereits verschiedene Anstalten vorgesehen sind, nämlich 
das Arbeitshaus für Trinker, die Heilanstalt und die Irrenheil- 
anstalt. 

X. Die Schweiz. 

Das Verdienst aber, die s. M. zum erstenraale systematisch 
in ein Strafrecht eingegliedert zu haben, ist billigerweise dem 
schweizerischen Gesetzgeber zuzuerkennen. Doch, bevor wir 
den E. des genaueren besprechen, möge der bisherige Rechts- 
zustand kurz dargestellt werden. 

A. Die Bundesgesetzgebung. 
Dem Schweiz. Strafrichter ist nur an einem Ort und lei- 
der auch da noch ein sehr wenig weitgehendes Recht einge- 
räumt, bezügl. der weiteren Verwahrung von wegen Geistes- 
krankheit Freigesprochenen. Die eidgenössische Militärstraf- 
gerichtsordnung gestattet dem Richter in Art. 162, den wegen 
Unzurechnungsfähigkeit Freigesprochenen vorläufig in Verwah- 
rung zu behalten und dem Kanton, in welchem er seinen Wohn- 
sitz hat, zur weiteren Behandlung zu überweisen. Von irgend 
einem bestimmenden Einfluss des Richters aber auf die weitern 
.Schritte der Kantonsbehörden ist keine Rede, und es ist dem- 
nach in jedem einzelnen Falle die Vollziehung der Verwahrung 
dem Gutflnden des betreffenden Kantons überlassen. Diese 
Gesetzesbestimmung ist also so unvollkommen als möglich. 
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Sie findet erstens nur Anwendung auf die Unzurechnungsfähi- 
gen, mithin mit Ausschluss der Vermindertzurechnungsfähi^en, 
und sodann werden dem Richter keine Mittel in die Hand ge- 
geben, darauf zu halten, dass wirklich geeignete Vorkehrungen 
mit dem Ueberwiesenen getroifen werden. 

B. Die Gesetzgebung der Kantone. 

Unter den Kantonen ist die diesbez. Gesetzgebung eine 
äusserst verschiedene und mannigfaltige '). Leider ist zum 
vorneherein zu konstatieren, dass sich bis jetzt nur eine kleine 
Minderheit von Kantonen veranlasst gesehen hat, dem Richter 
die Befugnis zu irgend welchen s. M. zu übertragen. 

Je nach der Zuständigkeit der Behörde, welche die s. M. 
ausspricht, kann man etwa folgende drei Gruppen ausstiheiden: 

1. Die Gruppe der Kantone 8chwyz, Ba-sel-Stadt, 
Tessin und Zürich (Entwurf). Die Versorgung wird " 
direkt durch das Gericht ausgesprochen. Hier sind 
also in durchaus konsequenter und richtiger Weise die s. M. 
voll und ganz in das Strafrecht hinübergenommen. 

a. Das riehwyzeri sehe Strafgesetzbuch bestimmt in 
§ .'J2: „Wenn wegen Jugend oder Seelenkrankheit keine Kri- 
minalstrafe verhängt wird, Leben oder Eigentum der Mitbür- 
ger durch solche Personen gefährdet ist, so steht es dem Ge- 
richte frei, ihre Angehörigen zu entsprechender Versorgung 
anzuhalten, polizeiliche Aufsicht zu verhängen, oder andere 
zweckmässige Verfügungen zu treffen, wodurch solche Per- 
sonen unschädlich gemacht werden." 

Die Ausdrucksweise, dass es den Gerichten freistehen 
soll, zu verfügen, erscheint unklar. Wenn damit dem Gerichte 
nur die Wahl unter den drei nachher erwähnten Möglichkeiten 
eingeräumt werden wollte, so ist die Bestimmung zu billigen ; 

') Vgl. zum folgendeu besonders Lenz, Die geisteskranken Ver- 
brecher im Strafverfahren und Straf Vollzüge ; in Vevhandluiigen d. Schweiz. 
Jur. V. 1899, pag. 207/8. 
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andernfalls aber, ■ wenn die Freiheit des Gerichtes so weit sich 
erstrecken sollte, dass es auch gar nichts verfügen kann, so 
wäre unbedingt zu wünschen, dass das Gericht verpflichtet 
würde, auf eine der drei genannten Arten für die öffentliche 
Sicherheit zu sorgen. Denn da ja dieser Art. überhaupt die 
Voraussetzung enthält: „dass Leben oder Eigentum der Mit- 
bürger durch solche Personen gefährdet ist," rechtfertigt es 
sich wohl ohne weiteres, in allen Fällen die richterliche Ver- 
fügung obligatorisch eintreten zu lassen. 

b. Basel-Stadt hat diese Frage ebenfalls geordnet; zwar 
nicht im Strafgesetzbuch, sondern in der Str. Pr. 0. in § 50: 
„Nach konstatierter Unzurechnungsfähigkeit eines Untersu- 
chungsgefangenen kann der Untersuchungsrichter denselben 
in eine Irrenanstalt verbringen lassen. Dass das Gericht ausser- 
dem berechtigt ist, von sieh aus einen (allerdings unverbind- 
lichen) Antrag zu stellen auf Versorgung in einer Zwangsar- 
beits- oder Trinkerheilanstalt, soll hier nur kurz erwähnt wer- 
den.^) Ein selbständiges Einweisungsrecht besitzen also die 
Basler Gerichte — im Unterschiede zu den Befugnissen des 
schwyzerischen Richters — bloss gegenüber Unzurechnungs- 
fähigen, und auch hier lediglieh mit Bezug auf die Unter- 
bringung in einer Irrenanstalt. 

c. Der Kanton Tessin hat in Art. 46 des codice penale 
vom 8. März 1893 folgende Bestimmung aufgestellt: Se l'im- 
putabilitä 6 esciusa da infermitä di mente, l'autoritä guidizia- 
ria, ove stimi pericolosa la liberaZione dell' imputato prosciolto, 
ne ordina a cura dell' autoritä amministrativa iL recovero in 
un manicomio." 

Auch hier finden wir also wieder nur die eine Art der 
Einweisung und Versorgung: die Unterbringung in eine Irren- 
anstalt, Bemerkenswert ist aber besonders in der Bestimmung, 
dass der Richter den Unzurechnungsfähigen nicht nur der 



') Gemäss § 3 des Trinkergesetzes vom 21. Februar 1901 und § 3 
des ZwaiigsRrheitsgesetzes vom 21, Februar 1901. 
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Verwaltungsbehörde überweist, sondern dass ihm ein bestim- 
mender Einflusä eingeräumt ist. 

d. Der Kanton Zürich besitzt in der bestehenden Gesetz- 
gebung gar keine Bes^mmungen über s. M., jedoch hat der 
Entwurf zu einem neuen Gesetz betreffend die Rechts- 
pflege eine Vorschrift aufgenommen, welche als Nachbildung 
des E. alle Beachtung verdient. Der diesbezügliche § 205 
lautet: „Ist der Angeklagte wegen Unzurechnungsföhigkeit frei- 
gesprochen worden, so ordnet das Gericht auf das Gutachten 
des Gerichtsarztes und dach Anhörung der Parteien die Ver- 
bringung des Angeklagten in eine geeignete Heilanstalt oder 
Verwahrungsanstalt an. 

Ueber die Tragung der Kosten dieser Einweisung ent- 
scheidet das Gericht, falls das Vermögen des Angeklagten 
unzureichend sich erweist, auf Grund der Verwaltungsgesetze. 

Die Entlassung aus der Anstalt wird vom Gericht, in 
BChwurgerichtllchen Sachen vom Obergericht auf Antrag und 
Gutachten der Anstaltsleitung und ihrer Aufsichtsbehörde und 
nach Anhörung der Staatsanwaltschaft, verfügt." 

Wir brauchen wohl nicht noch extra hinzuzufügen, dass 
wir diesen Paragraphen als in jeder Beziehung mustergültig 
betrachten. Besonders lobenswert erscheint uns dabei, dass auch 
die Kostenfrage in genügender Weise geregelt ist, 

2. Zur zweiten Gruppe sind zu zählen: Die Kantone Bern, 
Neuen bürg, Genf und Waadt. 

Nicht das Gericht selbst lässt kraft eigener Einweisungs- 
befugnis eine Versorgung eintreten, sondern es zeigt den Frei- 
gesprochenen der Administrativbehörde an, welche dann ihrer- 
seits die geeigneten Maasregeln tritft. 

a. In Bern allerdings ist es ganz in das Ermessen des 
Regierungsrates gestellt, ob er eine Unterbringung anordnen 
wolle oder nicht. Art. 47 des bernischen Str. G. B. lautet : 
„Dem Regierungsrate steht die Befugnis zu, gegen Personen, 
die wegen mangelnder ZurechnungsMhigkeit von Strafe be- 
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freit worden sind, (Art. 43 und 45) ... ., wenn es die öffent- 
liche Sicherheit erfordert, geeignete Sicherheitsniaasregeln zu 
treffen, die nötigenfalls in der Verwahrung in einer angemes- 
senen Enthaltungs- oder Irrenanstalt bestehen können." Mit 
dieser Enthaltungsanstalt wird wohl ohne Zweifel die Trinker- 
heilanstalt gemeint sein; es ist deshalb die in Art. 47 vorge- 
sehene Massregel in diesem Punkte sehr zu begrüssen und be- 
deutet eine glückliche Lösung einer schwierigen Frage. Es 
ist ein anerkennenswerter Versuch, eine in den meisten Ge- 
setzgebungen bestehende Lücke auszufüllen. Dass ein Trinker 
nicht in eine Irrenheilanstalt gehört, ist wohl allgemein aner- 
kannt,') dass er aber, wenn er zur Zeit der Tat betrunken 
war, freigesprochen werden muss, steht fest; es gibt daher 
kein besseres Mittel, sich vor dem gefährlichen Trinker zu 
schützen, als ihn, auch gegen seinen Willen, in eine Trinker- 
heilanstalt zu verbringen, um ihn zwangsweise von einem Laster 
zu befreien, das ihm auch bei ganz schweren Verbrechen völ- 
lige Straflosigkeit zusichert. Konsequenterweise aber sollte hier 
ebenfalls der Regierungsrat nicht nur ermächtigt, sondern di- 
rekt verpflichtet werden, sich der genannten gefährlichen Per- 
sonen anzunehmen, wenn es das Interesse der öffentlichen 
Sicherheit erheischt. 

b. In Neuenburg kann das freisprechende Gericht vom 
Staatsrat*) verlangen, dass der freigesprochene Geistes- 
kranke entsprechend versorgt werde. Code penal Art. 47 be- 
stimmt: „L'autorit6 judieiaire peut deniander au Conseit d'Etat 
que l'individu atteint de dömenee ou de faiblesse d'esprit, 
contre lequel uue poursuite penale a du 6tre abandonne ou 
qui a 6te lib6re pour ce motiv, soit interna dans une maison 
de sant6, ou un hospice d'ali^nes". Diese Regelung ist wohl 

') Selbstverständlich sind die ganz schweren GehirnerkrankungeD, 
z. B. auch Delirium tremens, davon ausgenommen. 

'} Dem Regierungsrat der deutsch-schweizerischen Kantone ent- 
spricht der Staatsrat. 
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nicht stark zu tadeln, einzig wünschenswert wäre, diiss auch 
hier der unnötige Umweg über die Verwaltung vermieden 
würde. Immerhin wird doch die Hauptsache, dass gemeinge- 
fährliche Irre versorgt werden, erreicht, um so mehr, da Ja 
die Admiiiistrativbehörden von Neuenburg auch gemäss der: 
„loi sur le placement des alien^s" zur Irrenversorgung ver- 
ptliuhtet sind.') 

c. Auch Genf hat die Frage geordnet und zwar im eode 
d'ißstruotion pönal art. 330, wo esheisst: „La cour peut toute- 
lois sur la röquisition du Procureur Gönöral ou m6me d'office. 
ordonner que l'accus^ absous soit retenu jusqu'ä ee qu'ait öte 
»tatuö ä son 6gard par rautoritö competente en conformite de 
hl loi du 5 fövrier 1838 sur le placement et la surveillauce 
des alienös.') Le Procureur göneral informe immediatement 
le Departement de la Justice et poliee de l'ordonnance de la 
Cour." Immerhin ist diese Unterbringung einer gewissen Be- 
schränkung unterworfen, gemäss Art. 24 der loi sur le regime 
des alienös '), wo bestimmt ist: „Les plaeements d'office soiit 
röserv6s aux cas qui nöcessitent l'urgence, et notamment aux 
aliönös abandonnes, indigents ou dangereux." 

Das Verfahren des Kantons Genf ist recht umständlich. 
Der Richter behält also den Geisteskranken zurück — gemeint 
ist wohl in der Sicherheitshaft — bis die zuständige Verwal- 
tungsbehörde über die Internierung entschieden hat gemäss 
den genferischen Irrengesetzen. Einfacher wäre es wohl auch 
hier gewesen, die Gerichte direkt die Einweisung aussprechen 
zu lassen. Die Hauptsache kann allerdings auch durch die 

') Art. 10 der „loi sur le placement des aliän^s, du 28 mal 1879." 
BaK Gesetz ist besprochen in Reusä, BechtHschutz der OeiHteskranken, 
pag. 71 f. ; abgedruckt nach der amtlichen Auegabe, ebendaselbst pag. 
282-284. 

') Loi sur le placement et la aurveillance des ali^n^s du 6 fevrier 
ISSÜ; abgedruckt in Reuss, a. a. O. pag. 276—280; behandelt ebenda- 
selbst pag. 68 ff. 

') Abgedruckt bei Eeuss, a. ». O, pag. 280—282; behandelt eodem 
p. 70 f. 
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Administrativbehörden erreicht werden, weil diese nach dem 
genferischen Rechte verpflichtet sind, für Geisteskranke 
zu sorgen. 

d. Es ist wohl dem Eintluss der französischen Irrengesetz- 
gebung zuzuschreiben, das» alle welschen Kantone Massregeln 
getroffen haben über die Versorgung der geisteskranken Ver- 
brecher. Wie Neuenburg und Genf, so hat auch der Kanton 
Waadt hierher gehörige Bestimmungen aufgestellt in seinem 
Code p6nal Art. 54M, welcher bestimmt: „Dans les cas pr6vu8 
au paragraphe trois de l'art. 51 ; le delinquant est acquitt6 et 
renvoyö au Conseil d'Etat qui prend, k son 6gard, les mesures 
de precaution n^cessaires, eonformement aux loi et aux r6g- 
lements. " 

Die Ausdrucksweise, dass der Staatsrat von sich aus die 
nötigen Massnahmen „tritft" (prend), heisst wohl, dass er dazu 
verpflichtet sei. In diesem Falle ist gegen die Bestimmung 
nicht viel einzuwenden. Wer den gemeingefährlichen' Irren 
versorgt, ist ja schliesslich Nebensache, wenn er nur versorgt 
wird. 

3. Ein gemischtes System endlich haben die Kantone der 
dritten Gruppe: Luzern, Obwalden und Freiburg. 
Es entscheidet hier über die Verwahrung entweder die 
richterliehe Behörde oder eine Verwaltungsbehörde. 

a. Luzern hat in § 51 des Str. G. B. folgende Vorschrift 
aufgestellt: „Die unter Ziffer 1 und 2 beüeichneten Personen, 
wenn sie eine an sich strafbare Handlung begangen haben, 
sollen nach Massgabe der Umstände und Verhältnisse ent- 
weder ihren Familien zu angemessener Besorgung und Ver- 
wahrung übergeben, oder durch obrigkeitliche Verfiigtmg un- 
schädlich gemacht werden." 

ffegen die Bestimmung, dass eine behördliche Unterbrin- 
gung erst dann eintreten solle, wenn die private Versorgung 

') Waadt besitzt also keine eigentliche Irren gesetzgebiuig. 



>y Google 



— 65 — 

nicht aiisreipht, ist an sich nichts einzuwenden ; es ist ja rich- 
tig, dass nicht alle Irren der Anstaltspflege bedürfen. Allein 
es ist anzunehmen, dass der luzernerisehe Gesetzgeber weniger 
aus psychiatrischen Gründen, als \ielmehr aus Sparsamkeits- 
rücksichten dazu gekommen ist, die Unterbringung in Familien 
(natürlich auch auf ihre eigenen Kosten!) der staatlichen Ver- 
sorgung vorangehen zu lassen. Deshalb sprechen gewichtige 
Hedenken gegen eine derartige Regelung. Es steht nämlich zu 
befürchten, dass die Behörde aus finanziellen Bedenken immer 
zuerst zur privaten Versorgung greifen wird. Dass sodann 
die Unschädlichmachung nur auf dem administrativen Wege 
möglich ist, erscheint ebenfalls nicht unbedenklich. 

b. Obwalden regelt die Frage der Verwahrung gemein- 
gefährlicher Irren im Polizei-Str. G. B. in § 19: „Diejenigen, 
welchen nach Art. 34 des Kriminal-Str. G. B. das Verbrechen 
oder Vergehen nicht angerechnet werden kann, fallen nicht 
unter richterliche Strafe, jedoch bleibt es richterlichen oder 
administrativen Behörden, die mit der Sache zu tun hatten, 
anheimgestellt, geeignete anderweitige Verfügungen zu treffen, 
um geistige oder sittliche Hebung des betreffenden Individuums 
anzubahnen und Drittmannspersonen durch immerhin rechtlich 
zulässige Schritte vor weiterer Verfolgung zu sichern." 

Während nach der luzernerischen Gesetzesbestimmung die 
obrigkeitliche Verfügung erst eintritt, wenn das Gericht von 
sich aus nichts besehliesst, so ist hier die Befugnis der Ver- 
waltungsbehörden derjenigen der Gerichte an die Seite gestellt, 
und es entscheidet die Behörde von sich aus und selbständig, 
wenn sie sich gerade mit dem betreffenden Menschen zu be- 
fassen hatte, also z. B. wenn schon im Stadium der Vorunter- 
suchung sich die Unzurechnungsfähigkeit des Täters heraus- 
stellt, Ist der Täter aber einmal vor Gericht gekommen, so 
entscheidet über die Art und Weise der Verwahrung das Ge- 
licht. Diese Lösung ist gewiss recht praktisch und daher sehr 
empfehlenswert. 
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Nicht im Strafgesetz, sondern im Trinkergesetz ') findet 
sich eine Bestimmung, die auch strafrechtlich praktisch werden 
kann. Nach Art, 6 der erwähnten V-0. kann jeder, also so- 
wohl Gericht wie Behörde, den Antrag auf Einweisung in eine 
Zwangsarbeits- oder Trinkerheilanstalt stellen. 

c. Unser Ueberblick schliesst mit einer Besprechung der 
einschlägigen gesetzliehen Bestimmungen des Kantons Frei- 
burg. Es kommen hier in Betracht, einmal der code pönal 
und sodann die „loi organique". Der Art. 61 des Code penal 
lautet: „Si cependant la securite publique l'exige, l'Autorite 
saisie de l'affairepourraordonner qu'il(le coupable acquitte) 
sera detenu pendant le temps que !e jugement determinera. 

L'Autorite sup^rieure de Police designera l'ötablissement 
dans lequel la detention sera subie'^. 

Der ferner hierzu gehörige Art. 1 der loi organique du 
18 Nov. 1871 führt des nähern aus: „Sont place d'office les 
alienes du canton qui prösentent un danger serieux pour la 
soeiete. Le Prefet de leur domicile prononce l'admission, en- 
suite d'enquöte administrative. En cas de contestation sur 
r^tat mentale du malade, la decision du Prefet peut Stre in- 
firmee par un Jugeraent des Tribunaux". 

Wie in Obwalden, ho entscheidet also auch in Freiburg 
diejenige richterliche oder administrative Behörde über die 
Verwahrung eines wegen Unzurechnungsfähigkeit Freigespro- 
chenen, die sich gerade mit der 8ache zu befassen hat. Zu 
tadeln ist hieran bloss, dass die Zeit der Verwahrung zum 
vorneherein fest fixiert werden soll ; die Folge davon ist die, 
dass unter Umständen ein Geheilter noch eine gewisse Zeit 
in der Anstalt zu verbleiben hat, bis seine Einweisung abge- 
laufen ist. Anderseits wird auch nicht allzu selten der Fall ein- 
treten, dass ein noch nicht geheilter und immer noch gefähr- 
licher Geisteskranker entlassen werden muss, weil die Dauer 

') Versorg^ung in Zwangsarbeits-, Trinkerheü- und Besserungsan- 
stalten; V.O. des Kantonsrates vom 27, April 1393. Vgl, S, 24 ff. 
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seiner Einweisung abgelaufen ist ! Ja, man kann geradezu 
behaupten, es wäre ein merkwürdiger Zufall, wenn der Rich- 
ter einmal mit seiner vorgängigen Festlegung den richtigen 
Zeitpunkt für die Entlassung treffen sollte! ') 

4, Tn allen andern Kantonen sind im .Strafrecht selbst 
keine s. M., vorgesehen und ebensowenig ist auch sonst dem 
.Strafrichter die Befugnis eingeräumt, s. M. vorzusehen, nicht 
einmal gegen gefährliche Geisteskranke! Und hier wäre doch 
der Ausgangspunkt für s. M,, die vom Strafrichter ausgespror 
chen werden. Die Internierung gemeingefährlicher Geistes- 
kranker ist zumeist nur durch die Reglemente der betreffenden 
IiTenan stalten geordnet. Fast überall ist es Sache der Polizei- 
behörde, diese Einweisung vorzunehmen. Die Kosten werden 
von der Beliörde bezogen, welche die Aufnahme des Kranken 
begehrt, oder dann von dessen Bürgergemeinde; diese wie- 
derum hat dann ein Regressrecht auf die alimentationspflieh- 
tigen Angehörigen. Daher rührt denn auch in diesen Kanto- 
nen der völlig unbefriedigende Rechtszustand in dieser Hin- 
sicht. 

Die 8. M. im Strat'recht sind ein Bedürfnis, das sich in 
der Praxis am dringendsten geltend macht gegenüber den ge- 
meingefährlichen, aber unzurechnungsfähigen Verbrechern. 
So sehen wir denn auch, und das ist beachtenswert, die s. M. 
zumeist und in ihrer historischen Entwicklung zuerst aus- 
schliesslich gegenüber dieser letzt erwähnten Klasse von Leu- 
ten angewandt. Andere s. M. kommen im Strafrecht entweder 
gar nicht, oder erst später, und auch dann noch nur zerstreut 
und vereinzelt vor, ohne aber systematisch in ein StrafVecht 
eingegliedert zu sein. Im ganzen aber sind ■ — mit alleiniger 
Ausnahme der Verwahrungsanstalt *) — bereits alle s. M., wie 



<) So bei allen h. M, mit Heilcharakter ; vgl. v. Lilienthal, Z. XV, 
p. IM; auch v. Liszt, Archiv, p. 424 f; Gautier, Schw. Z. VII, p. 78. 

") Aua begreiflichen Gründen, denn dies ist die einschneidendste 
unil daher am meisten gescheute s. M, 
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sie im Schweiz. E. vorgesehen sind, schon einmal und irgend- 
' wo im Strafrechte aufgenommen in mehr oder weniger weit- 
gehender Durchbildung, Sie einheitlich zusammenzufassen 
und systematisch dem Strafrechte einzugliedern, haben sogar 
die neuesten Strafgesetzbuehentwürfe (z. B. der französische 
und der norwegische) nicht gewagt, Diesen Schritt hat erst 
der schweizerische Entwurf getan. Ob und wie er im 
einzelnen gelungen ist, werden die folgenden Ausführungen 
weisen. 

C. Die sichernden Massnahmen im schweizerischen Entwurf. 

Die prinzipielle Stellung der s. M. im Strafrechte und die 
Kritik ihrer Einführung in das Vergeltungsstrafrecht sollen an 
einer andern Stelle behandelt werden. In diesem Abschnitte 
ist nur die Rede von der Durchführung der s. M. im einzelnen. 
Es werden demnach in den Kreis unserer Betrachtung fallen : 
I. Die Verwahrung und Versorgung von Unzurechnungsfähigen 
und Vermindertzurechnungsfählgen. II. Die Verwahranstalt für 
Rückfällige. III. Das Arbeitshaus für die Liederlichen und 
endlich IV. Die Trinkerheilanstalt für die Alkoholiker. 

/. Die Heil- and Pflegeanstalt (Art. 17). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung 
einesunzurechnungsfähigen oder Vermindertzurechnungsfählgen 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet sie das Gericht an. 
Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung aus der Anstalt, 
wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Erfordert der Zustand eines Unzurechnungsfähigen oder 
Vermindertzurechnungsfählgen seine Behandlung oder Versor- 
gung in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so überweist das Gericht 
den Kranken der Verwaltungsbehörde zur Aufnahme in eine 
solche Anstalt". 

Der Art. 17 verdankt seine Entstehung den jahrelang 
wiederholten Forderungen der Psychiater. Seine Fassung und 
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Formulierung ist zurückzuführen auf die vereinten Bestrebungen 
von schweizerischen Kriminalisten und Irrenärzten, nämlich: 
Stooss, Forel, von Speyr, Wille und Martin. Auf 
der Versammlung des Vereins schweizerischer Irrenärzte in 
Chur 1893 ^ zu der auch Stooss als Verfasser des Straf- 
gesetzentwurfes zugezogen wurde ') — legte der Referent, von 
Speyr, der Versammlung eine erste Formulierung vor, welche 
dann einstimmig gutgeheissen wurde *). 

Sowohl bei den völlig Unzurechnungsfähigen', als auch — 
und das ist eine gewaltige Neuerung — bei den bloss 'Ver- 
mindertzurechnungsfähigen, soll diese Massregel ihre Anwen- 
dung finden können. Dem Ermessen des Richtei-s ist, im Inter- 
esse einer möglichst weitgebenden Individualisierung, voll- 
ständig freie fland gelassen. Was aber den Art. 17 von vorne- 
herein gegenüber gewöhnlichen Paragraphen des Strafgesetz- 
buches auszeichnet, ist seine Vorsorge um die Zukunft. Mit 
der Repression des Verbrechens soll nicht alles abgetan sein, 
sondern es soll dafür gesorgt werden, dass auch fernerhin 
ein gefährlicher Unzurechnungsfähiger oder Vermindertzurech- 
nungsfähiger dem Staate nicht mehr schaden könne. Gleich- 
zeitig ist dem Richter die humane Funktion übertragin, auch 
bezüglich des Zuutandes des Verbrechers die erforderiichen 
Massnahmen zu veranlassen. 

Der Grundsatz der Oekonomie der Strafen verlangt, dass 
da die Strafe nicht zur Anwendung gelange, wo sie nicht 
durchaus notwendig erscheint, oder wo sie sich als wirkungs- 
los erweist, oder endlich, wo sie durch andere, bessere Mittel 
ersetzbar ist. Wo andere, wirksamere Wege zur Verfügung 
stehen, soll die Strafe vor diesen zurücktreten. 

') Dieses Vorgehen, Juristen und Psychiater zu gemeinsamem 
UetnungsauBtauäch la vereinigen, iat iii der Schweiz schon öfters vorge- 
kommen, zum beiderueitigen Vorteile. So existiert denn auch in Zürich, 
Bhiilich den forensisch-psychiatrischen Vereinigungen in Deutschland, ein 
sog. jm isti-^ch-psychifttrisches Kranachen. 

') Abgedruckt in Sohvr, Z. VU., 183—191. 
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Was zunächst die Verwahrung eines gemeingefährlichen 
Unzurechnungsfähigen aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
anbelangt, so ist selbstverständUch, dass hier von einer „Strafe" 
nicht die Rede sein kann. Insoweit steht also der E. nur auf 
dem Standpunkte der bisherigen Gesetzgebung und Praxis. 
Dem Strafrichter soll nun jedoch die Möglichkeit gegeben sein, 
einen Menschen, den er wegen Geisteskrankheit freisprechen 
muss von Schuld und Strafe, doch sicher zu verwahren, damit 
wenigstens die menschliche Gesellschaft vor weitem schädi- 
genden H^andlungen seinerseits gesichert ist. Zu diesem Zwecke 
kann der Richter einen solchen Unzurechnungsfähigen oder 
Vermindertzurechnungsfähigen in eine entsprechende Anstalt 
einweisen. Die Entlassung aus dieser Anstalt wird ebenfalls 
vom Gerichte ausgesprochen; es soll unter seiner eigenen 
Kontrolle haben, wenn es das betreffende Individuum wieder 
dem tVeien sozialen Leben zurückgeben will. Hier befindet 
sich der E, im Gegensatze zum norwegischen Entwurf, wo 
zwar die Einweisung auch durch das Gericht erfolgt, die Ent- 
lassung hingegen durch die „Obrigkeit" verfügt wird. In bei- 
den Fällen aber, und das ist ja schliesslich die Hauptsache, 
dauert die Verwahrung bis der Grund hiefUr weggefallen i.st. 

Dass dem Richter die Befugnis zusteht, einen gefährlicher. 
Unzurechnungsfähigen in eine Anstalt einzuweisen, ist zunächst 
nur sehr zu begrüssen. Dem richterlichen Spruche gegenüber 
kann die Verwaltungsbehörde nicht etwa der Kosten wegen 
eine Einweisung verweigern, und die bisher oft zu Tage ge- 
tretenen Missstände werden somit glückUch umgangen. Noch 
ein anderes Moment spricht ebenfalls zu Gunsten dieser Lösung. 
Infolge eines Verbrechens ist das Individuum dem Strafrichter 
tibergeben worden, allein dieser kann, wegen des geistigen 
Zustandes des Täters, keine Strafe gegen ihn ausfällen. Um 
nun doch für die Zukunft für genügende Sicherheit zu sorgen, 
lässt er den Mensehen in einer passenden Anstalt unterbringen. 
Es ist dies ein Stück Kriminalpolitik im Strafrecht. Aber auch 
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ausserdem erscheint es praktischer, dem Strafriehter, der sich 
sowieso nun einmal mit dem Täter und seinem Geisteszustände 
hat befassen müssen, zugleich die Kompetenz zu erteilen, ilm 
in einer entsprechenden Anstalt zu versorgen. Der Umweg 
über die Verwaltungsbehörde ist durchaus nicht ' notwendig, 
ja geradezu gefährlich. Nach allen Reglementen der Irren- 
anstalten müssen die Verpflegungskosten zum voraus sicher 
gestellt werden, sonst ist die Aufnahme eines Irren, und mag 
er auch noch so gefährlich sein, zu verweigern! Speziell die 
Staatsanwaltschaft des Kantous Zürich ') hat die Erfahrung 
gemacht, dass von denen, die wegen Unzurechnungsfähigkeit 
freigesprochen und dann abgeschoben worden waren in ihre 
Heimat, nur ein ganz verschwindend kleiner Teil die notwen- 
dige Pflege erhielt, sodass hier gewiss mit Recht von einem 
grossen Uebelstande und einer durch ihre Folgen gefährlichen 
Lücke der Gesetzgebung gesprochen werden kann. Dem soll 
mm nach dem Vorschlage des Vereins schweizerischer Irren- 
ärzte durch die Bestimmung des Art. 17 abgeholfen werden, 
indem man dem Gerichte die Befugnis gibt, die Verwahrung 
auszusprechen, wenn die öffentliche Sicherheit dies erheischt. 
Dieser Ausweg ist höchst zweckmässig, „denn er gestattet der 
administrativen Behörde keine Weigerung mehr und überlässt 
ihr nur den Vollzug" *). 

Allein trotzdem wird die „praktische Wirksamkeit" dieser 
Massregel angezweifelt; es fehle an einer Bestimmung, dass 
der Staat zur Tragung der Kosten verpflichtet sein solle *). 
Dieser Einwand ist jedoch nur zur Hälfte richtig. Der Art. 17, 
Abs. 1 wenigstens scheint denn doch nur einer Auslegung 
fähig zu sein. Niemand zweifelt daran, dass der Staat auf- 
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zukommen habe für die durcti die Strafgefangenen verursachten 
Kosten. In unserm Falle aber liegt die Sache ganz gleich: 
Das Gericht trifft eine Verfügung über einen Menschen, infolge* 
deren er seiner persönlichen Freiheit beranbt wird. Sei es 
nun, dass dieser richterliche Spruch die Einweisung in eine 
Strafanstalt oder in eine Heilanstalt nach sich zieht, in beiden 
Fällen inuss konsequenterweise der kStaat die Kosten über- 
nehmen '). 

Gerade bei dieser Kostenfrage ist es sehr lehrreich, auf 
den Gegensatz von Absatz 1 und Absatz 2 des Art. 17 hinzu- 
weisen. Wo die öffentliche Sicherheit gefährdet ist, verfügt 
der Richter von sich aus. Dann hat aber auch der Staat die 
Pflicht, für die Kosten seiner aufdiese Weise gewahrten Sicher- 
heit aufzukommen. Wo hingegen lediglich das Wohl und der 
Zustand des Angeklagten in Frage steht, hat die .Justiz keine 
Verptiiehtung zum Einsehreiten. Wenn aber auch hier der 
Richter direkt eine Verfügung treffen sollte, so hätte das die 
logische Folge, dass wiederum der Staat die Kosten dieser, 
von einem seiner Organe verlangten Unterbringung, übernehme, 
„Allein, damit würde dem Staate eine Ausgabe erwachsen, die 
gewiss sehrVohl angewendet wäre, die ihm aber doch kaum 
durch ein eidgenössisches Strafgesetzbuch auferlegt werden 
darf^ *). Das ist wiederum die Aufgabe eines schweizerischen 
Irrengesetzes. Wenn es aus den oben entwickelten Gründen 
zweckmässig erscheint "), das Gericht die Einweisung ausspre- 
chen zu lassen, so ist demgegenüber doch sehr fraglich, ob 
auch die Entlassung durch das Gericht zu geschehen 
habe. Lebhaft zu unterstützen ist zunächst die Bestimmung, 
dass eine Entlassung nicht erfolgen dürfe, bis der- Grund der 
Verwahrung weggefallen ist. Wer aber soll den Wegfall des 
Grundes konstatieren? Der Richter oder der Anstaltsdirektori* 



') Vergl. dazu die AusfUhniiigen auf S. 8 

') Stooss, Motive, 8,25. 

') Vergl. unsere Ausführungen darüber v 
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Es ist wohl ohne weiteres klar, dass die Entlassung, analog 
der Einweisung, nur erfolgen sollte auf ein speziellea ärztliches 
Gutachten. So wird dies auch im norwegischen Entwürfe aus- 
drflcklich verlangt, und gewiss mit Recht. Es ist unendlich 
viel darüber geschrieben worden, dass ja kein Mensch ohne 
ein ärztliches Gutachten — mancherorts werden sogar meh- 
rere verlangt! ') — in eine Irrenanstalt gebracht werden dürfe. 
Da ist nun schlechterdings nicht einzusehen, warum der als 
gemeingefährlich erkannte und darum versorgte Irre einfach 
wieder freigelassen werden könne, ohne dass man bei dieser 
Entlassung nicht ebenso grosse Vorsicht anwendete, wie bei 
seiner Einweisung. Das erstemal handelte es sich um Kautelen 
für die persönliche Freiheit des Einzelnen ; bei der Entlassung 
handelte es sich unter Umständen um die öffentliche Sicher- 
heit und um das Leben von Mitmenschen, 

Sodann soll der Richter doch wohl Beschluss fassen ge- 
stützt auf das ärztliche Gutachten, auf einen Bericht des sach- 
verständigen Anstaltsdirektors. Der Richter kennt ja das In- 
dividuum selbst nicht; er urteilt nicht auf Grund eigener An- 
schauung; er hat den Verlauf der Krankheit nicht verfolgen 
können; ohne Mitteilung der Anstaltsleitung ist er überhaupt 
gar nicht in der Lage, etwas von der eingetretenen Heilung 
zu erfahren. Soll nun gar der Richter einen Eingewiesenen 
wieder entlassen können, ohne auch nur einen Irrenarzt an- 
gehört zu haben ? Das kann man doch unmöglich befürworten ! 
Es sollte vielmehr "Unter allen Umständen 
auch für Entlassung ein ärztliches Gutachten 
erforderlich sein, ebenso wie für die Einweisung. Der 
Richter soll zur Einholung eines Outachtens verpflichtet 
sein, in der Würdigung des.selben ist er natürlich so frei, wie 
gegenüber jedem andern Sachverständigen *). 



') z. B. in England; Hdwb. d, St'w. Art.; Irrenwetien, von H. Lnehr. 
*) Empfehlenswert ist g 205, Abs. 8 des aUrc.ber. E'pfl. E. 
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Soll nun aber wirklieh der Richter über die Entlassung 
entscheiden? „Dass das Gericht, welches die Aufnahme des 
Geisteskranken verfügt hat, auch über die Entlassung zu ent- 
scheiden hat, ist nur eine Konsequenz ') des angenommenen 
Prinzipes" *). Wichtiger ist wohl der Grund, dass bei einer 
Entlassung durch die Behörde zu befürchten stände, dass diese, 
wenn sie für die Kosten der Unterbringung nicht aufkommen 
will, den gefährlichen Geisteskranken vor der Heilung ent- 
lassen könnte"). Dadurch würde dann freilich der durch rich- 
terliche Einweisung errungene Vorteil wieder hinfällig gemacht. 
Allein diese Befürchtung hat doch recht wenig praktische 
Wahrscheinlichkeit für sich. Und ganz schwinden mllssen die 
Bedenken, wenn die Entlassung von einem ärztlichen, sa<;h- 
verständigen Zeugnis abhängig gemacht würde. Für die Ver- 
waltungsbehörden müsste dann allerdings das Gutachten — 
im Gegensatz zu dem Verfahren vor Gericht — bindend sein, 
denn wenn raan auch hier eine freie Würdigung gestatten 
wollte, so wäre den erwähnten Misständen doch nicht abge- 
holfen. Dem Gutachten des ärztlichen Sachverständigen aber 
zu misstrauen, liegt wohl kein Grund vor. Im Gegenteil gehen 
die Klagen gegen die Irrenärzte immer dahin, dass Leute un- 
gerechtfertigterweise zurückgehalten worden seien '). üeber 
vorzeitige Entlassung durch die Aerzte hat sich niemand be- 
klagt! Aus all diesen Erwägungen heraus möchte es scheinen, 
dass die Bestimmung des norwegischen Entwurfs — Entlassung 
durch die Obrigkeit auf ärztliches Gutachten hin — derjenigen 
des schweizerischen E. -- Entlassung durch das Gericht — 
vorzuziehen sei. 

') Mit derselben „Konsequenz" müsste der Richter über jede Ent- 
lassung eines Strafgefangenen verfügen. Man denke z, B. .an die „vor- 
laufige Entlassung". 

') So Lenz, a. a. 0. pag. 312. 

'j Dies führt auch Stooss an, Motive, pag, 24—25. 

*) Diesen ungerechtfertigten Anklagen gegenüber hat ein Psychiater- 
kongress, an dem viele hervorragende Irrenärate teilnahmen, erklärt, dass 
ihm keine einzige widerrechtliche Detention bekannt sei. 
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Eine Reihe nicht unwichtiger Gründe sprechen jedoch 
dafür, dem Gerichte die Kontrolle nicht zu entziehen. Vor allem 
der Umstand, dass es vorkommen kann, dass ein in die Irren- 
anstalt Eingewiesener nach verhältnismässig kurzer Zeit als 
g-eheilt entlassen werden könnte, hat mit Recht Missfallen er- 
regt '), Werden aber im gegebenen Falle die Gerichte einen 
„Geheilten" dennoch in der Anstalt zurückbehalten wollen? 
Dies ist doch wohl kaum anzunehmen. Dagegen ist nicht un- 
wahrscheinlich, dass die Drohung, den Geheilten trotzdem 
noch einige Zeit in der Anstalt zu belassen, wenn er sich nicht 
verptlichte, in eine andere Anstalt überzusiedeln, in vielen 
Fällen dazu führen wird, dass der als geheilt Entlassene sich 
noch freiwillig einer „Nachkur" unterwirft. Möglich ist es auch, 
dass auf diese Weise die Angehörigen des Betreifenden zu et- 
welchen Sicherungsvorkehrungen angehalten werden können. — 
Im Weitern ist dann auch bei unsern leidigen Raumverhält- 
nissen der meisten Irrenanstalten der Grund nicht zu unter- 
schätzen, dass eine etwas vorzeitige Entlassung erfolgen könnte, 
weil in Folge von „Platzmangel" dringendere Kranke den 
Halbgeheilten verdrängen. Ausserdem zählen ja bekanntlich 
die verbrecherischen Geisteskranken nicht zu den gerne ge- 
sehenen Insassen der Irrenanstalt. Es ist desshalb die Mög- 
lichkeit nicht ausgeschlossen, dass ein etwas wenig skrupulöser 
Psychiater den unangenehmen Menschen so räch als möglich 
wieder entlässt. — Endlich ist noch ein Moment, das ich hier 
speziell betonen möchte. Delbrück erwähnt in seinem Vor- 
trage über die verminderte Zureehnungsfähigkeit ') einen Streik 
der Wiener Psychiater, welche, um gegen die Einweisung von 
unzurechnungsfähigen Alkoholikern in ihre Irrenanstalt wirk- 
sam auftreten zu können, diese jeweils nach möglichst kurzer 



') Das beste Mittel hiegegen wHre fi-eilioh eher eine Erleichterung 
der Wiedei'auf nähme des Verfahrens, etwa im Sinne des § 401. c. des 
z drehe riechen R'pfl. E. 

•) Abgedruckt in Mitt. d. I. K. V. Bd. X. 644 ff. 
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Zeit wieder als „gelieilt" entliesseii. Ein solches Vorgehen 
wäre dann allerdings nicht mehr möglich, wenn das Gericht 
in letzter Linie über die Entlassung entscheidet. 

Es sind also reine Zweekraässigkeitsrücksiehten, die es 
rechtfertigen, wenn nach Art. 17, Abs. 1 die Entlassung vom 
(■iericht verfügt werden soll. Oanz logisch und konsequent 
ist dies allerdings nicht. Der gegenteilige Standpunkt wurde 
auch bereits schon in der Exp. Kom. von Correvon geltend 
gemacht, der ausführte, es sei kein Grund vorlianden, den 
Richter die Entlassung aussprechen zu lassen: „Si l'individu 
est plac6 dans un asyl d'alienös, c'est sur l'avis des niMecins 
seulement qu'il en doit sortir pour etre r^uni k sa famille ou 
k sa commune qui s'en oecuperont" '). Wir können der Lö- 
sung des E. zustimmen, wenn auch bei der Entlassung ein 
Gutachten gefordert wird. 

Ganz neu und eigenartig in Art. 17 ist die Bestimmung, 
dass auch Vermindertzurechnungsfähige in Heil- und 
Pflegeanstalten untergebracht werden können, wenn die öffent- 
liche Sicherheit ihre Verwahnmg erfordert. Speziell mit Be- 
zug hierauf hat von Liszt den bekannten Ausspruch getan: 
„Mag man immerhin um ängstliche Gemüter nicht zu schrecken, 
zwei Schritte vorwärts und einen rückwärts tun: mit der 
Verwahrung die Bestrafung verbinden. So hat 
nach dem E. eines Strafgesetzbuches für die schweizerische 
Eidgenossenschaft der Richter gegen den nur vermindert zu- 
rechnungsfähigen Täter, deasen Geffleingefältriichiieit durch 
die Begehung eines Verbrechens bewiesen ist, auf geminderte 
Strafe und daneben auf Verwahrung in einer Anstalt zu 
erkennen. Die Verwahrung geht der Strafe voran, sie wird 
auf die Dauer der erkannten Strafe angerechnet; und zum 
Strafvollzug kommt es nur dann, wenn vor Ablauf der urteils- 
miissigen Strafdauer Entlassung aus der Anstalt wegen ein- 



') Exp. Kom. Prot. Bd. I. m. 
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getretener Heilung stattfinden sollte" ')- Gewiss ist von Liszt 
darin beizupflichten, dass der schweizerische Gesetzgeber zwei 
Sehritte vorwärts getan habe. Aber auch einen rückwärts? 
Die Bestrafung der Vermindertzurechnungsfähigen war schon 
nach dem früheren Rechte gegeben *}. 

Im Art. 17 ist die Stellung des schweizerischen E, zu den 
psychiatrischen Forderungen der Behandlung Vermindertzu- 
rechnungsfähiger im Strafrecht niedergelegt. In Art. 16 Abs. 2 
ist ausserdem dem Richter das Recht eingeräumt, die Strafe 
nach freiem Ermessen und unumschränlct zu mildern; dabei 
ist er weder an die Strafart noch au das Strafmass, die für 
das Verbrechen angedroht sind, gebunden (Art. 50). Das frühere 
Strafrecht kannte für die Vermindertzurechnungsfähigen, so 
gefährlich sie auch sein mochten, nur „das Universalheilmittel 
der Strafmilderung" *). Allein dadurch wurde man weder den 
Interessen der öflFentiichen Sicherheit noch denjenigen des 
Täters im vollen Umfange gerecht. Korrekt war die mildere 
Strafe bloss vom einseitigen Standpunkt der Schiildtheorie aus. 
Um diesem Uebelstande abzuhelfen, wurde die Bestimmung 
des Art. 17 aufgenommen. Der E. stellt sich also, übrigens 
durchaus konsequent seiner Grundauffassuug, auf den Boden, 
auch der Vermindertzurechnungsfähige .soll gestraft werden, er 
ist strafbar. Allein es gibt Fälle, wo es besser ist, die Bestra- 
fung zu sistieren. Der Täter ist dann wohl strafbar, aber er ist 
nicht straffähig*), oder es lässt sich der Effekt der Strafe 
besser durch eine andere Massregel erreichen als durch die 
Strafe selber. Vor allem aus ist der öffentlichen Sicherheit 
dann .nicht gedient, wenn ein Vermindertzurechnungsfähiger 



') Von Liszt, Die strafrechtliche Zureohnungsffthigkeit, Vortrag 
auf dem Psycho logeu-Kongrees iu München ; ahgedruckt ia Z. XV XI. pag. 60. 

*) Neuerdings scheint übrigens auch von Liszt dieser Lösung bei- 
getreten zu sein, ohne jedoch seinen prinzipiellen Standpunkt aufzugeben. 

•) Zürcher, in Schw, Z. XIV. (1901) p. 58. 

') Stooss hat zuerst diesen feinen, scharfsinnigen Unterschied 
gemacht. 
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nur milder bestraft werden soll. Er soll verwahrt werden. 
Mit Recht wurde betont '), es führe der Standpunkt des E. zu 
einer, wenn zwar nicht rechtlichen, so doch faktischen Gleidi- 
stellung der gemeingefährlichen Vermindertzurechnungsfähigen 
mit den gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen. Das ist 
richtig, bildet aber keinen Nachteil, sondern in den weitaus 
meisten Fällen einen sehr grossen Vorteil. Es kann mitunter 
völlig unmöglich sein, die feste Grenze zwischen Unzurech- 
nungsfähigkeit und Zurechnmigsfähigkeit zu ziehen; dass da- 
raus gleichwohl keine Unzukömmlichkeiten entstehen in praxi, 
darin beruht gerade der Vorteil dieser Gesetzesstelle. 

Ist in Absatz 1 des Art. 17 die Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit die Veranlassung für den Richter, einen Unzurech- 
nungsfähigen oder Vermindertzurechnungsfähigen zu versorgen, 
so ist es in Absatz 2 das Wohl oder der Zustand des An- 
geklagten, dem der Richter Rechnung tragen soll. Es ist diese 
Bestimmung angefochten worden, als nicht in das .Strafrecht ge- 
hörig. „So zweckmässigund wünschenswert eine solche Vorschrift 
erscheinen mag, so gehört sie doch nicht in den Rahmen eines 
die Interessen der Strafrechtspflege bestimmenden Strafgesetz- 
buches, und wäre der kantonalen Sanitätspflege zu überlassen"'). 
Diese Bemerkung ist an sich gewiss ganz richtig, denn Straf- 
recht und Sozialpolitik sollten grundsätzlich nicht miteinander 
vermischt werden. Doch muss ausdrücklich darauf hingewiesen 
werden, dass der Strafrichter Ja hier — im Unterschiede zu 
Absatz 1 — die Einweisung nicht selbst- vornimmt, sondern 
nur bei der Verwaltungsbehörde eine passende Versorgung 
des Täters anregt. Da ist nun wirklieh nicht einzusehen, wa- 
rum der Richter, der sich nun doch einmal mit dem betreffen- 
den Individuum hat befassen müssen, nicht auch den Menschen 
gleich der Verwaltungsbehörde direkt sollte überweisen 
dürfen. Die Verwahning selber ist und bleibt Ja nach dem E. 

') Lenz, a. a. O. pag. 919. 
>) Lenz, a. a. 0. pag. 212. 
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durchaus Hache der kantonalen Verwaltungsbehörden, dein 
Richter steht lediglich das Recht der Anregung zu. 

Daraus folgt denn auch, dass für die Kosten dieser Ver- 
sorgung allerdings nicht der Staat, sondern die Behörden, 
bezw. die Gemeinden, aufzukommen haben, denn hier stehen 
wir nicht vor einer befehlenden Verfügung des Gerichtes, 
Leider werden dann hier in allen den Kantonen, wo die Irren- 
frage nicht genug geregelt ist, die früher erwähnten Misstände 
bestehen bleiben; doch konnte es natürlich nicht in der Aufgabe 
des Strafgesetzgebers liegen, hier mit einem gesetzgeberischen 
Uebergrüfe abzuhelfen '). 

Freilich ist, wenn der Richter nicht befiehlt, die Verwal- 
tungsinstanz auch nicht verpflichtet, der Anregung Kolge zu 
geben. Daraus entwickelt sich ein Zustand, der zu Bedenken 
Anlass gibt. 

Wenn nämlich eine Einweisung nicht erfolgt, tritt die Strafe 
in Kraft. Nun werden aber schon bittere Klagen geführt, dass 
gemeingefährliche Unzurechnungsfähige von ihren zuständigen 
Behörden aus Kostenscheu nicht versorgt werden, wie soll da 
eine Versorgung eines nicht gefährlichen nur Vermlndert- 
zurechnungsf ähigen erreichbar sein? Ganz abgesehen von 
dem Mangel passender Anstalten! Es wird die Praxis der Ge- 
meindebehörden dazu führen, dass in der Regel ein im Sinne 
des Absatzes 2 von Art. 17 Vermindertzurechnungsfähiger seine 
Strafe abzusitzen hat; eine Ausnahme hievon machen dann 
bloss die — Begüterten, denen es ihre eigenen Mittel erlauben, 
sich auf solange in eine Anstalt zu begeben, als das Straf- 
urteil dauert. Die wenigsten werden aber dann solange dort 
verbleiben, als ihr Zustand es erfordert. 

Wir stimmen zwar mit dem Urteil von Lilienthals über- 
ein *), dass mit der Aufnahme dieser Vorschriften „ein unge- 
heurer Fortschritt" gesehelien sei; allein es erheben sich doch 

') Daa kann nur Sache von Verwaltnngsgesetzen — Irrengeselz — sein. 
") Von Lilienthal, Z. XV. 273. 
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einige praktische Schwierigkeiten, denn es ist möglich, dasa 
der Arme seine Strafe abzusitzen hat, mag sie seinem geistigen 
Zuatand auch noch so schädlich sein, der Reiche hingegen 
wird sich für die kurze, im Strafurteil bezeichnete Zeit in einer 
privaten Heilanstalt ') behaglich einrichten ! Es wird in vielen 
Fällen für die Praxis nicht leicht werden, hier den richtigen 
Ausweg zu finden. 

Es ist ein Gebot der Humanität, bei Kranken keinen Straf- 
vollzug eintreten zu lassen. Auch der Vermindertzurechnungs- 
fähige ist ein Kranker, dessen Zustand es erfordern kann, dass 
er nicht in die Strafanstalt verbracht werde, weil ihm ein 
solcher Aufenthalt direkt schädlich werden müsste. Es gibt 
tatsächlich vermindertzurechnungsfähige Verbrecher, die ver- 
möge ihres geistigen Zustandes den Aufeutbalt in einer Straf- 
anstalt nicht ertragen. „Die Disziplin in diesen Anstalten nmss 
so strenge gehandhabt werden, dass sie die Schwäc:he des 
Einzelnen nur wenig berücksichtigen kann. Sie regt die belastet 
Minderwertigen auf, reizt sie, verbittert sie; .sie verfallen in- 
folge dessen häufig in Disziplinarstrafen, die sie mit ihrem 
empfindlichen reizbaren Wesen nicht vertragen; Strafe wie 
Kostentziehung, hartes I-ager, Prügel, schädigen diese Leute 
ungemein ; auch das Schweigegebot vertragen sie nicht" '). 
Diese Leute sind nicht eigentlich geisteskrank, sodass das ihre 
Unzurechnungsfähigkeit bedingen würde, aber sie sind eben- 
sowenig normal "). 

Die individualisierende Behandlung, die ihnen eben nur 
in einer Heilanstalt zu teil werden kann, wird vornehmlich 
drei Hauptzwecke im Auge haben: Sie wird Heilung ver- 
suchen, insbesondere bei denjenigen, deren Krankheit noch 

') Das ist nach Art. 46 Abs. 1 des Einf. Ges. sehr wohl mSglich, 
denn wenn die Öffentlichen Anstalten keinen Platz mehr bieten, „kann 
eine private Anstalt in Anspruch genommen werden". Der Platzmangel 
unserer öffentlichen Anstalten ist aber allgemein bekannt. 

») Mendel, cit. bei Weingart, Z. XIX. 144. 

^) Vgl. die näheren Ausführungen im V. Teil. 
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nicht die Spuren einer tieferen geistigen Störung zeigt. Dies 
wird am leichtesten da möglich sein, wo der Kranke früh- 
zeitig in ärztliche Behandlung ' gelangt. Besserung wird 
das Ziel sein bei den Individuen, deren geistiger Defekt nicht 
ganz heilbar scheint; da wird es zur Aufgabe des psychiatri- 
schen Direktors einer solchen Anstalt gehören, darnach zu 
trachten, den Verraindertzurechnungsfähigen, wenn auch nicht 
wieder ganz normal, so doch nach Möglichkeit tauglich für 
den Kampf ums Dasein zu machen. Endlieh Schutz vor 
weiterer Verschlimmerung des geistigen Zustande» 
wird in allen den Fällen das Ziel der ärztlichen Behandlung 
sein, wo die geistige Degeneration schon ziemlich weit fort- 
geschritten ist und zum ßeisptel auf erblicher Anlage beruht. 
Hier wird es Aufgabe des Irrenarztes sein, Vorsorge zii treffen, 
dass die Person nicht völlig der Geisteskrankheit anheimfalle. 

Was den rechtlichen Charakter der Massnahme anbelangt, 
so stehen wir auch hier wieder vor einem Jener vielen Kom- 
promisse, die geschlossen wurden, um Gegensätze zu versöhnen, 
oder doch um durch eine Zweideutigkeit zwei Auffassungen 
zuzulassen. Es ist nicht ganz richtig, wenn von Lilienthal 
behauptet, die Exp. Kom. sei sich darüber nicht völlig klar 
geworden. Die unzweideutige Stimmung in der Kommission 
war eine doppelte, daiilber wurde man sich klar, man wurde 
nur nicht einig. Die Einen wollten in allen Fällen des Art. 
1 7 bei Vermindertzurechnungsfähigen dieselben Grundsätze an- 
gewendet wissen, wie bei Unzurechnungsfähigen, also keine 
Strafe, sondern zwangsweises Heilverfahren. Zu diesen ge- 
hörte Stooss, der Verfasser des E. Andere hingegen, Gre- 
tener, Scherb, David und Weber, haben ausdrücklich 
hervorgehoben, dass sie mit einer völligen Straflosigkeit des 
Vermindertzurechnungsfähigen sich nicht einverstanden er- 
klären könnten, und es WHirde verlangt, „dass den Vermindert- 
zurechnungsfähigen unter allen Umständen die dem Masse 
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seiner Zureclmungsfahigkeit entsprechende Strafe treffe" '). 
Schliesslich wurde, entgegen der Ffissung des E. von Ötooss, 
ein Vermittlungsvorschlag von Weber und David ange- 
nommen, der dahin ging; „In den Fällen (des Art. IT) 

tritt an die Stelle der gewöhnliclien Strafvollstreckung 

die Verwahrung oder Versorgung des Verurteilten (sie!) in 
einer öffentlichen Anstalt" *i. 

Sollte nun einmal der Fall eintreten, daas eine Heilung 
erfolgte, bevor die Strafzeit abgelaufen ist, so hiltte der ^'er- 
urteilte den Rest der Strafe noch zu erstehen. Das war früher 
ausdrücklich als Abs. 3 zu Art. 10 (jetzt Art. 17) hinzugefügt 
worden, wurde dann aber später, weil selbstverständlich, wie- 
der gestrichen. Es blieb also nach dem Willen der Mehrheit 
der Exp. Kom. bestehen, dass der Vermindertzurechnungsfähige 
für das begangene Delikt bestraft wird, wenn auch sehr milde 
(Art. 16 und 50); ja es kann, und das wird die Regel sein, 
die Strafe in der Verwahrung oder Versorgung aufgehen, „Man 
verwahrt sie (die Vermindertzurechnungsfähigenj in einer An- 
stalt, und dies ist dann die Strafe" *). Damit stimmt denn 
auch Uberein, dass nach Art. 53, Abs. 2 dem Vei'urteilten, der 
in einer Heil- und Pfiegeanstalt untergebracht ist, der Auf- 
enthalt in derselben als Strafvollzug angerechnet wird. Stooss 
hält es zwar von geringer praktischer Bedeutung, ob in sol- 
chen Fällen förmlich auf Strafe erkannt werde und dann die 
Strafe in der Verwahrung oder Versorgung aufgehe, oder ob 
von Strafe überhaupt abgesehen werde, die Hauptsache sei, 
dass solche Leute nicht in Strafanstalten gebracht werden *). 
Dies kann jedoch nicht als richtig anerkannt werden. Es wird 
einem Verurteilten selber und auch seinen Angehörigen nicht 
gleichgültig sein können, wie die Geistesstörung gewertet wird, 

') Scherb, Exp. Kom. Prot. Bd, 1. pag, 76; ebenso Weber, i, 80. 
*) Exp, Kom. Prot. I. 78 und daju Abstimmung pag. 81. 
') Weber, in Esp. Kom. Prot. I. 79. 
♦) Exp, Kom, Prot. 1. 79, 
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ob der Täter verurteilt, d. h. zum Verbrecher gestempelt werde 
oder ob seine Krankheit so weit Berücksichtigung findet, dass 
von einer Verurteilung überhaupt abgesehen wird. 

Aber auch in den Fällen, wo ein verurteilendes Erkennt- 
nis erfolgt, hat die Massnahme an sich doch durchaus 
keinen Strafeharakter : die Verwahrung und Versorgung 
nach dem Art. 17 ist also eine reine s. M. Auch in der Volks- 
nieinung wird sie so gewertet werden. Dies wird sich beson- 
ders deutlich zeigen in den Kantonen, die von der ihnen in 
dem Art. 'S'2 des Einf. Ges, erteilten Befugnis Gebrauch machen. 
Der erwähnte Art. 32 lautet; „Die Verfügung über Kinder 
(Art. 13 und 225 des Str. G. B.) Jugendliehe (Art. 14 und 22ß), 
sowie über Unzurechnungsfähige und Vermin denzurechnungs- 
fähige (Art. 17 und Üb Abs. 2) kann das kantonale Gesetz auch 
derjenigen Behörde übertragen, welcher der endgültige Ent- 
scheid über die Einstellung der 8tratuntersuehung zukommt. 
Verfügt die Behörde Einweisung in eine Anstalt, so steht dem 
Inhaber der elterlichen Gewalt, oder dem Vormund oder, falls 
der Eingewiesene mündig ist, diesem selber das Recht zu, den 
Entscheid des Gerichtes anzurufen" '). Der Umstand, dass auch 
eine Verwaltungsbehörde diese Massregel aussprechen kann, 
wenn das kantonale Gesetz ihr diese Befugnis gegeben hat, 
wird unzweifelhaft viel dazu beitragen, der Massnahme jeden 
Anklang an die Rechtsstrafe zu benehmen. 

Der E. hat nun aber in Art. 17 den Richter nicht aus- 
drücklich zu einem Strafurteil verpflichtet. Allerdings kann 
diese Verpflichtung gefolgert werden, und sie ist denn auch 
dem Geiste des Gesetzes nach tatsächlich in Art. 17 enthalten. 
Einmal ergibt sieh das aus Art. 16, wo bestimmt ist, es sei die 
Strafe bei einem Vermindertzurechnungsfähigen nach freiem 

') Diese Bestimmung des Eiuf. Ges. ist äusserst lobenswert; aie 
muntert dieKantoae auf, eine Vem-aliruiig und Versorgung auch da vor- 
zunehmen, wo das Strafverfahren vor einem richterlichen Urteilsspruch 
sistiert wird. 
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Ermessen zu mildern. Sodana hat Prof. Zürcher in der Exp, 
Kom. den förmlichen Antrag gestellt, es solle der Richter auf 
Verwahrung oder Versorgung eines Vermindertzurechnungsfähi- 
gen an y teile der Strafe erkennen können. Allein er ist unter- 
legen '). Leider, denn dies wäre zweifellos das einfachste und 
vernünftigste gewesen. Es hat wahrhaftig praktisch keinen 
Sinn, und höchstens theoretischen Wert, dass der Richter eine 
Strafe aussprechen soll, die er gleich nachher durch eine an- 
dere Verfügung wieder suspendiert oder aufhebt, denn dass 
das Straflirteil jemals von praktischer Bedeutung werden sollte, 
ist nicht anzunehmen; denn der Richter wird bei einem Ver- 
mindertzurechnungsfähigen so wie so auf eine gelinde Strai'e 
erkennen, und sodann, und das ist bedeutsam, wird kein An- 
Btaltsdirektor einen Vermindertzurechnungsfähigen entlassen, 
wenn dieser noch einen alltalligen Rest der Strafe im Zuchthaus 
zu erstehen hätte. Da der ganze Erfolg einer vielleicht müh- 
sam erreichten Heilung und Besserung durch eine nachfolgende 
Verbüssung des Rests der Strafe wieder in Frage gestellt werden 
könnte, wird der Psychiater den Mann lieber so lange in seiner 
Anstalt behalten, bis die Strafzeit abgelaufen ist. Es wird also 
die praktische Anwendung dieser theoretischen Spitzfindigkeit 
eine äusserst seltene sein. Der Grund der Arbeits- und Zeiter- 
sparnis spricht ebenfalls dagegen, dass der Strafrichter noch 
ein ausführliches Urteil erlasse, unter Umständen mit schwie- 
riger und umständlicher Feststellung des Tatbestandes, während 
er, nach dem Antrage von Zürcher, einfach nach der prak- 
tischen Notwendigkeit einer Versorgung oder Verwahrung er- 
kennen könnte. Der strikte Wortlaut des Art. 17 steht dieser 
Auffassung glücklicherweise nicht entgegen, wenn auch zuge- 
geben werden muss, dass die Entstehungsgeschichte dieses 
Artikels der hier vertretenen Ansicht nicht entspricht. 

Trotzdem aber, theoretisch wenigstens, auch der Vermin- 
dertzurechnungsfähige, welcher verwahrungs- oder versorgungs- 

') Exp. Kom. Prot. Bd. l. pag. 76. 
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bedürftig ist, bestnift wird, so ist doch lobend anzuerkennen, — 
und das ist Ja schliesslich die Hauptsache — dass die Unter- 
bringung selbst eine Heilmassregel, also an sich keine Strafe 
sein soll. Die Verwahrung und Versorgung nach Art. 17 ist 
also eine reine s. M. ohne jeden Strafeharakter. 

Damit ist den psyehiiitrischen Forderungen, dass die Ver- 
inindertzurechnungsfähigen nicht milder, sondern anders be- 
straft, bezw. behandelt werden sollten , in weitgehendstem 
Masse Rechnung getragen worden. In dieser Beziehung ist 
der Art. 17 ein legislatorisches Wagnis, eine gesetzgeberische 
Tat. Die Versorgung enthält nichts von einer gewollten.Uebels- 
zufügung, sie ist eine Zwangskur und unter Umständen dau- 
ernde Unschädlichmachung. 

Der E. hat es vermieden, über die Art und Weise der 
Behandlung in diesen Anstalten Vorschriften aufzustellen oder 
auch nur Direktiven zu geben 'j. Mit Recht, denn es soll tat- 
sächlich nur der Aeskulapstab über diesem Hause walten. 
Solche Anstalten dürfen „weder den Namen noch den Cha- 
rakter von Strafanstalten haben" ';. Die innere Einrichtung 
ist Sache des Vollzugs, der medizinischen Verwaltungsbehörden ; 
die Grundsätze der Behandlung werden sich nach psychiatri- 
schen Gesichtspunkten zu richten haben: Strenge, Milde und 
vor allem Geduld. Der leitende Geist dieser Anstalt wird 
ohne Zweifel ein medizinisch gebildeter Psychiater sein müssen. 
Es wird hierbei auf diese Persönlichkeit sehr viel abkommen. 
Der Arzt muss sich mit liebender Hingabe seinen Kranken 
widmen, mit aufopfernder Geduld dwn Einen begegnen, und 
mit dem nötigen Ernst und konsequenter Strenge dem Andern 
gegenüber auftreten ; nicht nur wissenschaftliches Interesse an 
den einzelnen „Fällen", sondern ein menschliches Mitgefühl, 



') Dies ist um so bemerkenswerter, als bezUgl. der Verwahrung i» 
der Arbeitsanstalt strenge Zucht zur Arbeit vorgeschrieben {.'<t. BezUgl. 
des VollziiKS der TrinkereinweiHuug sind ebenfalls keine Vorschriften 
gegeben. 

*) Forel, Schw. Z. VI. 321. 
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ein innerer Drang soll ihn beseelen, dass er sich mit der 
rührenden Liebe und dem tiefen Mitgefühl eines Koch ') seiner 
schönen Aufgabe widme, und so suche vor allem das Vertrauen 
jedes einzelnen seiner Pfleglinge zu gewinnen, um auf diese 
Weise in ausgedehnter individueller Behandlung ihre Heilung 
oder doch Besserung anzustreben. Allerdings wird ein solcher 
Anstaltsleiter nicht nur Mediziner, sondern auch ein guter 
Pädagoge sein müssen, dem überdies die erwähnten Charakter- 
eigenschaften in reichem Masse verliehen sind. 

Von besonderer Bedeutung ist sodann noch der Umstand, 
dass die Heil- und Pflegeanstalt auch räumlich ganz von der 
kStrafanstalt getrennt ist (also nicht etwa Annexe!). Es wurde 
an anderer .Stelle ausgeführt, wie sehr das Publikum den Ort 
der Detention wertet. 

Es bleibt nur noch zu wünschen, dass die Praxis von 
dieser Bestimmung des Art. 17 einen recht ausgiebigen <;e- 
brauch machen werde, denn die Fälle der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit sind viel häuflger als man gemeinhin an- 
nimmt, sind doch von 38 Fällen der Sammlung psychiatrischer 
üutaehten von Kölle nicht weniger als 11 (also zirka 29 " nj 
Fälle, welche Verminder tzurechnungsfähige betrett'en! Es ist 
auch zu hoffen, dass diese Bestimmung endlich den alten 
Streit zwischen Jurist und Psychiater (Zuchthaus oder Irren- 
haus) schlichte. Der Kampf betraf ja fast ausschliesslich diese 
Grenzgebiete der Zurechnungafähigkeit; mit deren Regelung 
ist ein Hauptmoment des gegenseitigen Streites beseitigt. Frei- 
lieh wird man sich doch keinen trügerischen Hoffimngen hin- 
geben dürfen, alle Mängel wird der Art. 1 7 nicht abzustellen 
imsuinde sein. Es werden sich im praktischen Leben immer 
wieder Fälle ereignen, wo auch Art. 17 nicht völlig ausreicht. 
Vor allem ist zu betonen, dass es, trotz der Einfahrung dieser 
Zwischenklasse, doch immer wieder Orenzfälle und Ueber- 
gänge geben kann und wird, deren Lösung eine umstrittene 



') Vgl. z. E. K och , Die psychopatischen Minder Wertigkeiten S. 129 ff. 
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und zweifelhafte ist; allein diese Fälle werden viel seltener 
werden. 

//. Die Verwahrung vielfach RäckfälUger (Art. 29 und 30). 

Art. 29: „Begeht jemand ein Verbrechen gegen Leib und 
Leben, gegen das Vermögen, gegen die geschlechtliche Sitt- 
lichkeit, gegen die gemeine Sicherheit von Mensehen und Eigen- 
tum, oder gegen die Sicherheit des Handels- und Geschäfts- 
verkehrs, der wegen solcher Verbrechen schon viele Freiheits- 
strafen erstanden hat, und sind zur Zeit der Begehung des 
Verbrechens noch nicht drei Jahre abgelaufen, seit er die 
letzte dieser Freiheitsstrafen erstanden hat, so erkennt das 
Gericht, anstatt der angedrohten Freiheitsstrafe auf Verwah- 
rung des vielfach Rückfälligen auf mindestens zehn und höeh- 
L;tenö zwanzig Jahre, wenn es überzeugt ist, dass der Schul- 
dige nach Erstehung der Freiheitsstrafe wieder rückfällig 
würde und es die Verwahrung für geboten erachtet", 

Art. 30: „Die Verwahrung vielfach Rückfälliger wird in 
einem Gebäude vollzogen, das ausschliesslich diesem Zwecke 
dient. 

Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 

Nach Ablauf von fünf Jahren kann die zuständige Be- 
hörde die vorläufige Entlassung des Verwahrten für die übrige 
Zeit der Verwahrung anordnen, wenn er zum erstenmale ver- 
wahrt wird und anzunehmen ist, er werde kein Verbrechen 
mehr begehen". 

Mit der Verwahrung vielfach Rückfälliger hat der E, ein 
Institut aufgenommen, das bisher noch in keiner einzigen Ge- 
setzgebung existiert, wiewohl es in der Theorie schon lange 
und lebhaft — am eingehendsten wohl von der L K. V. — 
behandelt worden war. Wie kaum irgendwo galt es hier, neue 
Forderungen mit alten Anschauungen zu vereinigen, und so hat 
sich begreidieherweise das Hauptinteresse am E. vielfach ge- 
rade dieser Massregel der Verwahrung zugewendet. Schon in 
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der Exp. Kom. trat dies deutlich zu Tage. Bei keiner Mass- 
nahme sind die Meinungen der Kommissionsmitglieder so ver- 
schieden gewesen, und nirgends wurde eine so weitgehende 
Diskussion gepflogen, wie bei der Besprechung dieser Masfy- 
nahme '}. Verschiedenerlei Gründe dafür und dagegen wurden 
geltend gemacht. Gegen die Massnahme wurde namentlich an- 
geführt *), dass, da sie keine Strafe, sondern ihrem Haupt- 
eharakter nach eine polizeiliche Massregel sei, das Rechtsge- 
fühl verletzt werde, ja man könne geradezu sagen, „dass völ- 
lige Stratiosigkeit der Preis des Rückfalls sei". In Tat und 
Wahrheit sei es aber doch eine Strafe, und zwar „eine harte 
und willktirliche Strafmassregel ". „Sie mtlsste demnach von 
den Betreffenden in allen Fällen als schweres Unrecht em- 
pfunden werden, wo die Schwere des neuerdings begangenen 
Verbrechens zu der Dauer der Verwahrung in gar keinem 
Verhältnisse stände ; die erste Bedingung der Wirksamkeit der 
Strafe aber ist, dass sie nicht als ungerecht empfunden wird". 
Auch von anderer Seite ist diese Bestimmung heftig an- 
gegriffen worden. Allerdings hat sich die Kritik nicht immer 
rein sachlicher Momente bedient. Wenn man die Verwahran- 
stalt mit dem allerdings raffiniert ersonnenen Spitznamen 
„Bundeshölle" ') abtun will, so sind dergleichen Auslassungen 
nur geeignet, entweder erheiternd zu wirken, oder dann üur 
Verhetzung und zur Verunmöglichung einer ruhigen Erwägung 
beizutragen ; zum Nachteil der Sache. Recht ergötzlich ist ferner 
der äusserst geschmackvolle Titel für die Mitglieder der im 
ersten E. vorgesehenen Bundeskommission: „Höllenrat". Feiner 
schon, doch nicht weniger spöttisch, wurde von anderer Seite 
der Verwahranstatt der Name: „Asyl für emeritierte Ver- 
brecher" beigelegt. 

') Exp. Kom. Prot, I. 171— 19S; 11. 414—^22. . 
') Gretener, Exp. Kom. Prot. 1. 176/177; IL 4i7. 
') So ein anonymer „Juristt" von unbekannter Grösüe in der Neuen 
Zfiroher Zeitung vom H. November 1893. 
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Doch auch ernste, wissenschaftliche Kritiker sind dieser 
Verwahruug erstanden. Entschiedene, zum Teil prinzipielle 
(■egner sind Pfeniiinger '), Schmidt '), Thurneysen '), 
von Weinrieh*) und Wach"'j. 

Schon vor der Abfassung des E., aus Anlass der Verhand- 
lungen über die Grundlagen des zukünftigen schweizerischen 
Sti'. O. B. ist die Verwahrung prinzipiell und scharf bekämpft 
worden von Pfenninger. „Das ausserordentliche .Strafmitt«l 
des Zuchthauses für Berufsverbrecher und andere gemeinge- 
fährliche und gemeinschädliche Verbrecher, welche mindestens 
10 Jahre eingesperrt werden sollen, ist unhaltbar und ausser 
Jeder Verbindung im System des Strafrechts und des Straf- 
systems". Alle Verwahrungsmassn ahmen und Massregeln der 
Fürsorge und der Sicherung sollten „die Verbüssuug der Strafe 
voraussetzen". Zuei-st kommt die Strafe und dann erst als 
Verwaltungsmassregel, als Massnahme der Kriminalpolitik, die 
fein säuberlich vom Strafrecht zu trennen ist(!), kommt die 
Verwahrung. Es geht nicht an mit dem bestialischen Bilde 
vom „Loslassen auf die Gesellschaft", sie ohne Schuld als ge- 
führlich masslos der Freiheit zu berauben, ohne dass auch nur 
näher liegende Mittel in ausreichendem Masse zur Aenderung 
der Sache benutzt wären" •). Bei der Verwahrung sind sodann 
für eine allfiillige Entlassung „nicht Schuld und Urteil ent- 
scheidend, sondern die Unterwürfigkeit unter die Gefängnis- 
disziplin, das Mass der Versteilungskunst und des Scheins der 

■) Pfeniiinger, in Verhandlungen des Schweiz. Jur.-V. 1892 pag, 89 
und ^S, und dort angegebeoe weitere Literatur desselben , besonders ; 
Grenzhestimmuiigen. 

*) Schmidt, Aufgaben, passim, 

') Thurneysen, Schw. Z. VI. aöö— 388; speziell 374 und Eeplik 
eod. VII. 261-26(i. 

*) A. von Weinrich, Strafrecht und Kriminalpolitik, in Z. XVII, 
H76 ff. 

'} Wach, Gutachten 3. 10 und 11. 

') a. a. O. pag. di. 
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iniierlicheii Erweekung nach dem Urteil der Vollzugsbehör- 
den " ')- 

Wivch billigt zwar im fp-ossen und ganzen die Aufnahme 
von s. M. in das Strafrecht, allein speziell gegenüber der Ver- 
wahrung verhält er sich ablehnend. „Es spricht dagegen; 

a) Die Verwahrung ist eine zeitige Freiheitsstrafe von 
grosser Harte, welche den ausgesprochenen Zweck hat, un- 
schädlich zu machen. Meines Erachtens darf der Gesetzgeber 
diesen letzteren Zweck unter keinen Umständen in sein Straf- 
gesetzbuch aufnehmen, zumal dann nicht, wenn er der Todes- 
strafe absagt. Es ist nicht möglich, an dieser Stelle den Punkt 
weiter zu erörtern ; aber es muss betont werden, dass man 
nicht doktrinär ist, wenn man die durch unsere sittlichen An- 
schauungen geforderten Grundlagen des Rechts festhält. 

b) Das Verwahrhaus wird allerdings das lasciate ogni 
speranza an der Stirne tragen und .jede „vorläufige Freilassung^ 
den Beweis erbringen, dass man sich bei der Verweisung in 
dieses Haus geirrt hat. 

c) Der beabsichtigten Behörde des Bundes werden ernst- 
liehe Jurisdiktionelle und Verfassungs- Bedenken entgegen treten. 
Es wird eine Art neuer eigenartiger Instanz geschaffen. Lehnt 
sie die Verwahrung ab, so wird die sonst etwa mögliche An- 
wendung des Art. 24 ausgeschlossen, denn man wird nicht 
auf Arbeitshaus erkennen, wenn man das Verw^ahrhaus für an- 
gezeigt hält, 

d) Es steht zu befürchten, dass die Kantone das Verwahr- 
haus zu ihrer Entlastung gebrauchen werden" *). 

Thurneysen wirft dem E. vor, dass er nicht von einem 
einheitlichen Gesichtspunkt beherrscht werde. „Diese in einander 
überfliessenden Gesichtspunkte (Strafe und Unschädlichmachung 
bezw. Besserung) geben dem Ganzen einen Zug der Unsjcher- 

') Pfenninger, eodem pag. 93. 
>) Wach, Guiachten, S. 10 nnd 11. 
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heit". „Die Verraengung von Strafe und Versorgung" sei nicht 
zu billigen. 

Diesen Bedenken und Kritiken gegenüber sind bereits eine 
Reihe von beachtenswerten Rechtfertigungsversuchen entstan- 
den, so von Laminasch '), Stooss*), Merkel % von Lilien- 
thjil*) und Anderen. 

Die treffendste Widerlegung aller dieser erhobenen He- 
denken und Einwände hat ohne Zweifel Merkel gegeben. Er , 
führte aus, speziell gegenüber den Argumenten von Wach, 
dass die Sicherung, die Unschädlichmachung von jeher einer 
der Strafzwecke gewesen sei. „Auch er subsumiert sich der 
Aufgabe, die Rechtsordnung durch Bekämpfung der ihr feind- 
lichen Elemente aufrecht zu erhalten. Unter den Mitteln diese» 
Kampfes hat die Strafe ihre Eigentümlichkeit nicht in einem 
besondern Endzweck, sondern in ihrer Beziehung auf bereits 
erfolgte Rechtsbrüche und auf die durch sie geschaffene und 
besw. klar gestellte jener Aufgabe gegenüber in Betracht 
kommende Sachlage. Ferner, wie schon gesagt darin, dass 
sie in ihrer Eigenschaft eines dem Verbrecher auferlegten 
Leidens eine Rechtfertigung, den herrschenden Rechtsanschau- 
ungen gemäss, in dem begangenen Unrecht sucht. Diese 
wesentlichen Merkmale der Strafe nun sind dur'ch die in Art. 
40 (jetzt Art. 29) normierte Unschädlichmachung nicht ver- 
leugnet Es ist durchaus zu loben, dass dieser wichtigen 

Klasse von Verbrechern eine ihrer Beschaffenheit entsprechende 
besondere Behandlung zugedacht ist, denn die für die Begren- 
zung und Gestaltung der Zuchthausstrafe massgebenden Ge- 
sichtspunkte passen zum Teil auf diese Klasse verkornraener, 



') Lammasuh, Der Entwurf eines Schweiz. St. G. B. iu Schw. Z. 
VIII. 101. pag. 121-142, speziell pag. 126. 

') StooHs, Thunieysens Bedenken in Sohw. Z. VII. 17!! ff. und 
„Schlussbejiierknng" eodeiu pag. 27() ff. 

') Merkel, in Schw. Z. VII. 1—14; speziell pag. 7. 

*) von Lilienthal, Z. XV. 115— 13IJ. 
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zu einem gesetzmässigen Leben in der Freiheit unfaiiiger In- 
dividuen nicht" '). 

Allein Merkel ist doeli wohl etwas zu weit gegangen, 
wenn er der Verwahrung vollen Strafeharakter beimessen will. 

Mit Unrecht ist ferner behauptet worden, die Verwahrung 
sei eine un volkstümliche Massregel. Schon in der Exp. Koni, 
war die Mehrzahl der Mitglieder der Ansieht, es werde die 
. Verwahrung vielfach Rückfälliger eine volkstümliche Mass- 
regel sein '). Die Volksmeinung ist keineswegs so milde ge- 
stimmt gegen die immer wieder Rückfälligen. Richter und 
Volk empören sich gleicherweise darüber, das« ein Verbrecher 
Jahr für Jahr seine 5, 8—10 Freiheitsstrafen erhalten solle. 
Der praktische Sinn der Schweizer sträubt sich dagegen, dass 
immer und immer wieder von der Strafe Gebrauch gemacht 
werde, auch wenn man weiss, dass sie nichts mehr nützt und 
dass auch jede Strafschärfung an dem Unverbesserlichen wir- 
kungslos abprallt. Ein Standpunkt wie der von S c h m i d t 
geltend gemachte : Der Kriminalist habe sieh der Stellungnahme 
zu den Gewohnheitsverbrechern zu enthalten, würde im Volke 
gewiss ganz unverständlich sein. Diesen Unverbesserlichen 
gegenüber wird man vielmehr ein recht weitverbreitetes 
Sicherungsbedürfnis finden *) ; es ist nicht ohne Bedeutung, 
wenn im Volksmunde und auch unter Verbrechern das Ge- 
fängnis als „Nro. Sicher" *) bezeichnet wird. 

"Wenn man weiterhin befürchtet hat, es könnte die Ver- 
wahrung zu politischen Zwecken missbraucht werden, so ist 

') Merkel, a. a. O. pag. 7, vgl, feruer Merkel, Bandbemerkungeii 
znm Voreiitwurf eines Schweiz. Str. G. B. Hinterlassene Abhandlungen. 
2. Teil, 2. Hfllfte, pag. 8Ü2-H14; abgedruckt in Schw. Z. XIV. 240—261. 

') Äeuäserst zutreffend sagte in dieser Beziehung Correvon, Kan- 
tonsrichter in Lausanne: Les crititiues viendront, je crois, surtoiit de la 
part des juristes." (sehr gut!) Exp. Kom. Prot. I, 179, 

') Vgl. dazu von Lilienthal, Z, XV. 121. 

') Vgl. Oetker, Z. XVII, 546, und als Ausdruck eines Verbrechers 
selber in: Schw. Z. VII. 412. 
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dem zu entgegnen, das« Personen, die hier in Frage kommen 
können, gewöhnlich Hberhaupt keine ausgebildete politische 
Anschauung haben. Ferner muss man auch berücksichtigen, 
dass solche Personen nie ein allgemeines Interesse finden wer- 
den. Treffend erwidert solchen Bedenken Gautier: „II ne 
s'agit point ici de la übertö de tous les citoyens, mais de eelle 
seulement de la fraction la moins interessante, de Celle des 
coupables aver^s; car n'oublions pas que ie pouvoir de con- 
damiier demeure au juge seul et qu'un morceau du moins de 
notre paltadium nous reste! Au Heu de prendre feu pour les 
risques röels ou prötendu cournis par les coupables, eeux qui 
crient k la ruine de la liberte devraient röserver un peu de 
leur ardeur pour Celle des honn^tes gens et tirer leurs pre- 
mi^res cartouches contre les institutions actuelles qui nous 
protfegent si mal, soit dit sans paradoxe" '). 

Die Einwendungen, die gegen das Institut der Verwahrung 
erhoben worden sind, lassen sich im ganzen und grossen kurz 
so zusammenfassen: das Wesen dieser Massnahme ist unklar. 
Ist die Verwahrung keine Strafe, dann muss man daraus fol- 
gern, „dass völlige Straflosigkeit der Preis des Kuckfalls sei". 
Ist die Verwahrung aber Strafe, dann ist sie viel zu hart und 
steht im Widerspruch mit dem Gerechtigkeitsgefühl, mit dessen 
Verletzung aber die .Strafrechtspflege einen empfindlichen Stoss 
erhält. 

Welches soll nun aber der rechtliehe Charakter der Vei'- 
wahrung sein? Reine polizeiliche ilassregel, oder reine Strafe? 
Die Antwort darauf lautet; beides, oder besser: keins von 
beiden. Die Verwahrung soll weder reine Folizelverfügung 
noch reine Strafe sein; aber sie soll sowohl eine Polizei- 
masspegel als auch eine Strafe sein. Dies mag auf den ersten 
Blick als ein Gegensatz erscheinen, ist es aber in Tat und 
Wahrheit doch nicht. Es ist durchaus möglich, dass eine und 



') Gaiitier, ponr et contre les peiues mdeterminÄea, in Sehw. Z. 
VI. 17. 
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dieselbe Masänahme zugleich eine polizeiliche Massreg:el und 
eine Strafe darstellt. Welcher der beiden Gesichtspunkte in 
der Theorie und der Praxis mehr hervortrete gegenüber dem 
andern, das ist die Frage. Kind sie vielleicht beide gleichbe- 
rechtigt? Nach den Ergebnissen der Diskussion in der Exp. 
Kom. sowohl, als auch nach der Entstehungsgeschichte des 
Institutes der Verwahrung, kann behauptet werden, dass der 
Charakter der polizeilichen öicheriingsmassregel überwiege 
gegenüber dem Straf'eharakter, iStooss selbst hat die juri- 
stische Natur der Verwahrung dahin erklärt, „dass diese Mass- 
nahme, obwohl im wesentlichen polizeilicher Natur, doch des 
Htrafcharakters nicht völlig entbehre, und es kann daher nicht 
mit Grund gesagt werden, dass hier der vielfache Rückfall 
als Strafausschliessungsgrund behandelt werde" '). In der ersten 
Lesung des E. hat Stooss in längerer Ausführung sich über 
das Institut der Verwalirung ausgesprochen. Den juristischen 
Charakter der Massnahme hat er dort folgen dermassen dar- 
gestellt: „Es ist ja überhaupt die Verwahrung nicht .Strafe, 
sondern eine durch das gemeine Wohl der Gesellschaft gebotene, 
wesentlich fürsorgliche Massnahme" *;. Diesen eingangs ver- 
tretenen Standpunkt scheint jedoch Stooss im Verlaufe der 
Diskussion etwas geändert zu haben, besonders auf das Votum 
von Morel hin, der ausführte, „dass die Verwahrung einen 
doppelten Zweck erreichen will: Sie dient einmal zur Huhne 
begangenen Unrechts; daneben dient sie, und zwar tritt dieser 
Zweck in den Vordergrund, zur Sicherung der Gesellschaft, 
Diese beiden Zwecke hat die Verwahrung mit jeder andern 
Strafe gemein, und deshalb kann ihr der Straf Charakter nicht 
abgesprochen werden*). Es sollen, dies nennt Stooss den 
Grundgedanken der Verwahrung, „Verbrecher, die immer 
wieder rückfällig werden und für die der gewöhnliche Straf- 



') Exp. Kom. Ptot. II. 417. 
') Exp. Kom. Prot. I. 175. 
») Exp. Kom. Prot. I. 181. 
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Vollzug nicht mehr passt, verwahrt werden" '). Morel habe, 
führt er dann weiter fort, die Frage nach dem Charakter der 
Massnahme richtig beantwortet: „weil sie an die Stelle der 
Strafe tritt, hat sie in gewissem kSinne auch Strafcharakter 
und auch der Verwahrte wird sie als Strafe empfinden : s i e 
ist aber ihrem Wesen nach ein Ausfluss der staat- 
lichen Fürsorge, also polizeilicher Natur. Wie man 
sie nun benennt, ist Nebensache"*). Auch von Lilienthal 
ist der Ansieht, es sei ein Streit um Worte, ob man diese 
Massnahme „Strafe für sittliche oder rechtliche Verschuldung 
(oder) Präventivmassregel begründet wegen bewiesener Ge- 
fährlichkeit" nennen soll *). Das ist vom Standpunkt der Siche- 
rungsstrafe aus natürlich nur konsequent. Doch auch für den 
Verfechter der Vergeltungsstrafe ist dieser Unterschied prak- 
tisch belanglos. Ueberall zeigt uns die Natur in einander über- 
fliessende Uebergänge; natura non saltat sagt schon Aristo- 
teles. Die Verwahrung ist gesetzgeberisch etwas neues. Ge- 
rade deshalb aber ist es zu befürworten, dass der Uebergang 
etwas verwischt bleibe, es sieht so die Neuerung weniger 
schroff aus. Der Kompromiss schliesst beide Arten in sich. 

Dieses kautsehoukartige Wesen gereicht den s. M. nicht 
zum Vorwurf, sondern im Gegenteil zum Vorzug *). Allerdings 
wird vielleicht auch hier, wie so vielfach, zwischen Praxis 
und Theorie unterschieden werden. Theoretisch tritt der Straf- 
charakter gegenüber dem polizeilichen Charakter der Fürsorge 
und Sicherung in den Hintergrund. Praktisch wird es umge- 
kehrt sein, und zwar nicht nur bei den Eingewiesenen selber, 
sondern in der Volksanschauung überhaupt. 

Die Hauptsache aber ist und bleibt dabei, dass dadurch 
einem praktischen Bedürfnis entgegengekommen wird. In ähn- 

•) Esp. Koin. Prot. I. 183. 

') eodem I. 18&, 

•) von Lilienthal, Z. XV. 121. 

*) Vgl. dazu die Ausführungen im V. Teil, 



>y Google 



\ 



lichem Sinne sprach sieh schon in der Exp. Kom. neben Stooss 
auch Gautier aua über die Verwahrung: „La redaetion est 
assez large, pour que tous les systfemes puissent venir s'y ab- 
riter; son but est d'apporter un remfede ä une Situation iiito- 
lörable" '). In ihrer praktischen Notwendigkeit liegt 
die Berechtigung der Verwahrung. Niemand hat diese selbst 
bestritten, nur sind die Wege, auf denen man zum selben Ziele 
gelangen will, verschieden '). 

Die khissische Schule, die Strafrecht und Kriminalpolitik 
grundsätzlich trennen will, befürwortet die Verwahrung als 
Verwaltungsmassregel, verwirft sie jedoch als richterliche Vei'- 
fügung. „Besondere Sehutzmassregeln scheinen hier geboten, 

und Niemand wird dem Staate das Recht beetreiten, 

solche zu ergreifen. Aber auch hier kommt alles darauf an, 
die dem Gebiete des Strafrechts und der Wohlfahrtspolizei 
zugehörenden Aufgaben auseinander zu halten, soll anders die 
Strafe nicht zu einer Slassregel der blossen Unschädlichmachung 
degradiert werden" *). - 

Es ist schon unendlich viel geschrieben und gesprochen 
worden über die Ausscheidung, der Gewohnheitsverbrecher, 
über ihre Khissifikation und über die Mittel zu ihrer Bekämpf- 
ung. Zweierlei hat sich bis jetzt als Resultat ergeben. Einmal, 
positiv, dass der Staat diesen Berufsverbrechern gegenüber 
einsehreiten muss. Dabei wird dem Strafrichter dieses Recht 
fast allseitig zugestanden *) und nur vereinzelt streitig ge- 
macht. Sodann steht heute wohl ebenfalls fest, als negatives 
Resultat: dass eine ausreichende und befnedigende Definition 
des Berufsverbrechers bis heute noch nicht gefunden worden ist. 

') Gautier, in Exp. Kom. Prot. l. 174. 

") Ein solches Recht anerkennen z. B. Gtretener, Schmidt und 
Pfenninger. 

"■) Gi'eteiier, in Verhandlung d. schw. Jiir.-V. 1892, pag. 119. 

*) Auch Birkmeier anerkennt das, vgl. seine sehr interesRKnte 
Schrift r „Gedanken zur bevorstehenden Beform der deutschen Strafge- 
aetzgebung". Vortrag gehalten in der juristischen Gesellschaft München 
am 22. Februar IWJl. Archiv für Straftecht, Heft 1, 1301. 
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